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Die Notveroröͤnung vom 6. Oktober 1931. 


(RG Bl. I, 537.) 


J. Die vorſchriften über Vereinfachungen und Erfparniffe auf dem Gebiete 
der Rechtspflege. Teil VI Rap. J. 


A. Bürgerliche Rechtspflege. 


Von Geh. Regierungsrat Miniſterialrat Dr. Volkmar, Berlin. 


Ebenſo wie im Dezember 1930 hat ſich auch jetzt die 
Reichsregierung gezwungen geſehen, bei den zur Sanierung 
der ſchwer erſchütterten Finanzlage des Reiches und der Län⸗ 
der zu treffenden Notmaßnahmen auf weitere Erſparniſſe auf 
dem Gebiete der Rechtspflege bedacht zu ſein. Und es er⸗ 

ienen wiederum, da alle Möglichkeiten, durch Verwaltungs⸗ 
anordnungen Erſparniſſe zu erzielen, erſchöpft ſind, geſetz⸗ 
geberiſche Maßnahmen erforderlich. 

Die folgende Darſtellung dient lediglich dem 
Zweck, den ſachlichen Inhalt dieſer Maßnahmen 
darzulegen. Zu einer kritiſchen Würdigung. iſt 
sler nicht der Ort. 

„Nur zwei Geſichtspunkte, die bei einer ſolchen Würdigung 
dacht unbeachtet bleiben ſollten, ſeien hier kurz hervorgehoben: 
23 wäre falſch, dieſen Teil der neuen Not VO. als Juſtiz⸗ 
reform zu betrachten. Daß eine ſolche Reform von der Reichs⸗ 
regierung angeſtrebt wird, und in welcher Art man ſie ſich den⸗ 
en kann, geht auf dem Gebiete des bürgerlichen Rechtsſtreits 
aus dem in der IW. bereits mehrfach erörterten, vom RIM. 
der öffentlichen Kritik unterbreiteten Referentenentwurf einer 
ZPO. hervor. Auf dem Gebiete des Strafprozeſſes ferner er⸗ 
gibt ſich die Richtung der hier in Ausſicht genommenen Re⸗ 
dormen aus den Entwürfen eines Einf®. z. StGB. Im 
Gegenſatz zu dieſen zum Teil tief in die Grundſätze des Ver⸗ 
lährens eingreifenden Reformerwägungen war bei der Not⸗ 
. nur zu prüfen, inwieweit mit wenigen, die großen 
Grundfragen des Verfahrens nicht berührenden Maßnahmen 
erhebliche Senkungen der Koſten der Rechtspflege zu er⸗ 
gelen find. 
Nur iſt freilich fon gegenüber der NotVO. v. 1. Dez. 
980 geltend gemacht, die Rechtspflege ſei eine fo hohe Kultur⸗ 
aufgabe des Staates, daß eine lediglich aus Erſparnisgründen 
vorgenommene Verminderung von Rechtsgarantien nicht zu 
erantworten ſei. Dieſer Satz hat indeſſen, fo richtig fein 
sgangspunkt iſt, doch praktiſch nur bedingte Gültigkeit; 
kann nicht jeder noch jo weitgreifenden Not- 


lage gegenüber aufrechterhalten werden. Neben 
der Rechtspflege gibt es noch gleichwichtige andere Kultur⸗ 
aufgaben, wie z. B. das Bildungsweſen. Ebenſo wie hier die 
Not der Zeit zu Einſchränkungen führen kann, die in beſſeren 
Zeiten unerörterbar wären, kann auch auf dem Gebiete der 
Rechtspflege die Not ſo dringend werden, daß an ſich un⸗ 
erwünſchte Beſchränkungen ſich als unumgänglich erweiſen. 
Man kann nicht ſagen, fiat justitia pereat republica, da 
eine geſunde Rechtspflege einen geſunden Staat vorausſetzt. 
Würde man davor zurückſchrecken, die Einſchränkungen vor⸗ 
zunehmen, die erforderlich find, um die Koſten der Rechts⸗ 
pflege auf das in der heutigen Notzeit noch gerade erträg⸗ 
liche Maß zu ſenken, ſo beſtünde die Gefahr, daß aus Mangel 
an Mitteln die Aufrechterhaltung einer geordneten Rechts⸗ 
pflege überhaupt in Frage geſtellt würde. Andererſeits hat 
die Reichsregierung dem vorerwähnten Gedanken durch das 
Maß und die Art der angeordneten Sparmaßnahmen Rech⸗ 
nung getragen, vor allem jede grundſätzliche Anderung der 
Gerichtsorganiſation vermieden und darum auch von der viel 
erörterten Erſetzung der Zivilkammern der Landgerichte durch 
Einzelrichter Abſtand genommen. 

Die bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten betreffen⸗ 
den Maßnahmen der Not O., die in den 88 9ff. des 
Teiles VI Kap. 1 enthalten ſind, ſind folgende. 

1. (5 9) Die Wertgrenze für die Zuſtändigkeit der Amts⸗ 
gerichte in Streitigkeiten über vermögensrechtliche Anſprüche 
(8 23 Nr. 1 G80) die durch die VO. v. 1. Dez. 1930 auf 
800 RM erhöht war, wird weiter auf 1000 Reichsmark er⸗ 
höht. (Hinſichtlich der im § 866 Abſ. 3 der ZPO. beſtimmten 


Wertgrenze für die Eintragung einer Sicherungshypothek be⸗ 


wendet es weiter bei dem Betrage von 500 RM.) Durch dieſe 
Maßnahmen werden beſonders in Preußen ſehr erhebliche 
Erſparniſſe erzielt werden, weil ſie den Abbau einer großen 
Zahl von Hilfsrichtern des LG. ermöglicht. Dadurch wird zu⸗ 
gleich eine weſentliche Verbeſſerung des landgerichtlichen Ver⸗ 
fahrens erzielt, bei dem eine umfangreiche Verwendung von 
Hilfsrichtern ſchon wegen des damit verbundenen häufigen 
Richterwechſels unerwünſcht iſt. 

2. (810) Die Berufungsſumme (8 511 a Abſ. 1 ZPO.) 


ann 
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wird auf 100 RM und die in § 567 Abſ. 2 ZPO. für An⸗ 
fechtung von Koſtenentſcheidungen aus § 99 Abſ. 3 3PO. 
vorgeſehene Beſchwerdeſumme auf 50 AM erhöht. Gleichzeitig 
wird auch die für die Entſcheidung durch Schiedsurteil im 
amtsgerichtlichen Verfahren nach $ 20 EntlVO. maßgebende 
Wertgrenze auf 100 RM erhöht. Das Schiedsurteilsverfahren 
greift deshalb bei den vor dem AG. verfolgten vermögens⸗ 
rechtlichen Anſprüchen künftig in allen Fällen ein, in denen 
der Wert des Streitgegenſtandes zur Zeit der Einreichung 
der Klage 100 RM nicht überſteigt. Maßgebend für dieſe Neu⸗ 
regelung war nicht etwa, daß man ſich dem Glauben hingab, 
Beträge bis zu 100 N. ſeien für die Beteiligten in der 
Regel ohne große Bedeutung, ſondern allein die Erwägung, 
daß es unwirtſchaftlich iſt, das zeitraubende und koſtſpielige 
Verfahren, das bei Sachen höheren Wertes zweckmäßig iſt, auf 
kleinere Objekte anzuwenden, bei denen die Koſten des Ver⸗ 
fahrens dem Werte des Streitgegenſtandes nahe kommen oder 
ihn gar erheblich überſteigen. Bei einem Streitwert von 
65 RM, der in zwei Inſtanzen durchgeführt iſt, betragen z. B., 
auch wenn in erſter Inſtanz kein Anwalt zugezogen war, die 
Geſamtkoſten ohne Berückſichtigung von Zeugengebühren ſchon 
69,30 RM (nämlich Gerichtskoſten beim AG. 9 AM, beim LG. 
13,50 RM, die Koſten der beiden Anwälte am LG. zuſammen 
46,80 RM). 

3. § 11 des Teils VI Kap. 1 der VO. macht den Verſuch, 
viel beklagten Mißſtänden auf dem Gebiete des Armenrechts 
entgegenzutreten. Die zunehmende wirtſchaftliche Not hat 
dahin geführt, daß der Prozentſatz der im Armenrecht be⸗ 
triebenen Rechtsſtreitigkeiten immer größer wird. Dabei hat 
ſich herausgeſtellt, daß vielfach das Armenrecht mit Unrecht 
beanſprucht wird; ſei es, daß der Antragſteller in Wahrheit 
nicht arm iſt, ſei es, daß er durch eine unrichtige Dar⸗ 
ſtellung des Sachverhalts das Gericht zur Armenrechtsbewilli⸗ 
gung veranlaßt. Von der Möglichkeit, im Verwaltungswege 
die zur Erteilung von Armutszeugniſſen zuſtändigen Stellen 
zu vorſichtiger Prüfung anzuhalten, iſt ſchon wiederholt in 
weiteſtem Maße Gebrauch gemacht. § 11 der VO. ſucht 
jetzt die Vorſchriften des 8 114 Abſ. 1 ZPO. dahin umzu⸗ 
geſtalten, daß die Nachprüfung der Vorausſetzungen für die 
Armenrechtsbewilligung beim Gericht gründlicher und ſchärfer 
geſtaltet wird als bisher. Nach der bisherigen Faſſung des 
§ 114 Abſ. 1 genügte für die Armenrechtsbewilligung, von den 
ſonſtigen Vorausſetzungen abgeſehen, daß die Rechtsverfolgung 
nicht ausſichtslos war. 
worden, daß das Armenrecht unter dieſem Geſichtspunkt nur 
zu verſagen ſei, wenn keine, auch noch ſo geringe Erfolgs⸗ 
ausſicht für den beabſichtigten Rechtsſtreit zu erwarten ſei. 
Demgegenüber ſoll künftig das Armenrecht nur gewährt 
werden, „wenn die beabſichtigte Rechtsverfolgung oder Rechts⸗ 
verteidigung Ausſicht auf Erfolg bietet“. Der Erfolg 
des Rechtsſtreits muß danach mit einer gewiſſen Wahrſchein⸗ 
lichkeit zu erwarten ſtehen. Ferner iſt vielfach darüber ge⸗ 
klagt worden, daß arme Parteien Prozeſſe führen, 
die eine bemittelte Partei unter gleichen Um⸗ 
ſtänden deshalb nicht führen würde, weil der 
Erfolg zu dem Koſtenriſiko in keinem Verhältnis 
ſteht, z. B. weil die Möglichkeit der Beitreibung der 
Klageſumme beim Gegner nur ſehr gering iſt. Hierher gehört 
auch der Fall, daß bei Anſprüchen von großer Höhe eine arme 
Partei ſofort die ganze Streitſumme einklagt, während die 
bemittelte Partei zunächſt nur eine Teilforderung geltend 
machen würde. Einzelne Gerichte haben hier ſchon dadurch 
vorgebeugt, daß ſie eine derartige Rechtsverfolgung als mut⸗ 
willig bezeichneten. Dieſer an ſich berechtigten Erwägung hat 
ſich die NotVO. angeſchloſſen und vorgeſchrieben: „als 
mutwillig iſt die Rechtsverfolgung auch inſo⸗ 
weit anzuſehen, als anzunehmen iſt, daß eine 
nicht das Armenrecht beanſpruchende Partei bei 
verſtändiger Würdigung aller Umſtände des Fal⸗ 
les, insbeſondere auch der für die Beitreibung 
ihres Anſpruchs beſtehenden Ausſichten von 
einer Prozeßführung abſehen oder nur einen 
Teil des Anſpruchs geltend machen würde“. Es 
verſteht ſich von ſelbſt, daß bei Prüfung der Frage, ob dem 
Armenrechtsbewerber Erhebung einer Teilklage zuzumuten 
iſt, jedes berechtigte Intereſſe, das auch eine bemittelte Partei 
von einer ſolchen abhalten würde, namentlich alſo auch die 


Aufſätze 


Hieraus iſt vielfach gefolgert 


[Juriſtiſche Wochenſchriſt 


Gefahr der Verjährung des Reſtanſpruchs, wenn eine ſolche 
beſteht, zu berückſichtigen iſt. 1 
Kommt das Gericht zu der Überzeugung, daß ſich eine 
verſtändig denkende bemittelte Partei mit einer Teilklage be⸗ 
gnügen würde, ſo wird nach der neuen Vorſchrift das Armen⸗ 
recht nur wegen eines entſprechenden Teilbetrages und nur 
dann zu bewilligen fein, wenn der Antragſteller auch zur Tre 
gung der für eine ſolche beſchränkte Klage entſtehenden 9% 
ringeren Koſten i. S. des 8 114 Abſ. 1 ZPO. außerſtande iſt. 
Es kann alſo unter Umſtänden die Möglichkeit der Teilklage 
zur völligen Verſagung des Armenrechts führen, dies kann 
namentlich auch dann eintreten, wenn der Partei zugemutet 
werden kann, die Teilklage ſo zu beſchränken, daß ſie vorm 
AG. durchführbar iſt. i 
Hand in Hand mit dieſer Neuregelung trifft § 11 weiter 
noch Vorſchriften, die im Armenrechtsverfahren die Nach⸗ 
prüfungsbefugniſſe des Gerichts, die ſich ſelbſtverſtändlich auf 
alle Vorausſetzungen für die Armenrechtsbewilligung, auch auf 
die Bedürftigkeitsfrage erſtrecken können, weſentlich erweitern. 
Auch hier hält ſich die VO. auf dem Wege, den einzelne Ge 
richte ſchon auf Grund der beſtehenden Vorſchriften ei 
geſchlagen haben. Die Vorſchrift lautet: a 
Das Gericht kann von dem Antragſteller ein? 
Glaubhaftmachung ſeiner tatſächlichen Angaben 
fordern. Es ſoll, wenn dies nicht aus beſonde“ 
ren Gründen unzweckmäßig erſcheint, vor der 
Bewilligung des Armenrechts den Gegner hören 
und kann, ſoweit dies ohne eine erhebliche Vet 
zögerung möglich iſt, Erhebungen gaſtellen, 
Dieſe Maßnahmen find im Verfahren vor DM 


Kollegialgerichten durch ein vom Vorſigenden, 


beauftragtes Mitglied des erichts oder dak 
einen von ihm erſuchten Richter durchfahren 
Der unbeſtimmte Ausdruck „Erhebungen it mM 
Abſicht gewählt, weil in erſter Lin; nicht daran Zedacht if, 
daß ſich das Verfahren über die eurech bewilig ung z 
einem förmlichen, in zwei Inſtanzen gefuhrten Jorpipze 
auswachſen ſoll. Meiſt wird die tholung von Beiak“ 
Urkunden, Auskünften u. dgl. genügen, zumal je e 
tragſteller Glaubhaftmachung feiner Angaben gefordert wer 
den kann. In beſonders liegenden Fällen iſt allerdings die 
Anhörung von Zeugen nicht ausgeſchloſſen, es liegt aber 
Weſen der Sache, daß ſie nur informatoriſcher Art ſein kann 
und deshalb uneidlich erfolgen wird. Immerhin wird, wenn 
ſich das Gericht zur Anhörung von Zeugen entſchließt, n 
entſprechender Anwendung von 8357 ZRO. den Parteien 
Gelegenheit zur Anweſenheit bei ſolcher Beweiserhebung 
geben fein. Von einer Einzelregelung aller dieſer Fragen MA 
im Rahmen einer NotVO. abzufehen. Dadurch, daß das Vor 
verfahren bei den Kollegialgerichten vor dem beauftragten 
oder erſuchten Richter ſtattfinden muß, iſt klargeſtellt, daß 
es dem Anwaltzwange nicht unterliegt ($ 78 Abſ. 2 358. 
Die Beſchwerdemöglichkeit gegenüber der Bee 
fagung des Armenrechts, die ſchon durch § 5 de 
IX. Teils der VO. v. 1. Dez. 1930 eine gewiſſe Beſchränkung 
erfahren hat, iſt nur noch inſoweit weiter beſchränkt worden, 
daß, wenn die Bewilligung des Armenrechts auch vom be 
ſchwerdegericht verſagt iſt, hiergegen die weitere Beſchwer 
ſtets ausgeſchloſſen iſt. 5 
Endlich hat 8 11 auch noch an den Vorſchriften des $ . 
Abſ. 2 38O., der die Armenrechtsbewilligung fü! 
einen Bruchteil der Koſten der Rechtsverfolgung vor 
ſieht, eine Anderung vorgenommen. Dieſe Art der Arme 
rechtsbewilligung ſoll künftig auch in nichtvermögensrech 
lichen Streitigkeiten möglich ſein. 85 
Die Möglichkeit einer Armenrechtsbewilligung in 7 
der Geſtattung von Ratenzahlungen, die vielfach im Sch 
tum und in Kundgebungen des Deutſchen Anwaltvereins v 0 
geſchlagen wurde, iſt nicht vorgeſehen, weil ſie namentlich ist 
unter Berückſichtigung kaſſentechniſcher Geſichtspunkte ie 
nennenswerten Erſparniſſe verſpricht (zu vgl. a. die Begt- 
Entw. einer ZPO. S. 298). PR 
Von der ſachgemäßen Durchführung der neuen 3 
ſchriften wird man eine ſehr weſentliche SE = 
Zahl der unangebrachten Armenrechtsbewilligungen e off 
können. Das kommt nicht nur den Finanzen der Länder, 
dern auch den Gegnern der Armenrechtsbewerber zugute 
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wird auch zu einem gewiſſen Grade die Nachteile mindern, 
die der Anwaltſchaft durch die unter 4 zu erörternde aber⸗ 
malige Senkung der Rechtsanwaltsgebühren in Armenſachen 
erwachſen. ö 
m. 4. Auf koſten⸗ und gebührenrechtlichem Gebiete iſt die 
DD. zu folgenden Sparmaßnahmen gelangt: 

a) Abhängigmachung der Ladung von Zeugen 
und Sachverſtändigen (88379, 402 ZPO.) oder 
lonſtiger mit Auslagen verbundener gerichtlicher 
Handlungen, z. B. Augenſcheins einnahme, öf⸗ 
fentliche Zuſtellung u. dgl., von der Zahlung 
eines Auslagenvorſchuſſes (884 GK G.). Die an⸗ 
geführten Geſetzesſtellen enthalten hierüber Kannvorſchriften, 
von denen die einzelnen Gerichte in ſehr verſchiedenartigem 
Umfange Gebrauch machen. Nunmehr ſchreibt die NotVO. in 
912 vor, daß die Gerichte in den angegebenen Fällen von 

er Befugnis die in Frage kommenden Maßnahmen von der 
Sinzahlung eines Auslagenvorſchuſſes abhängig zu machen, 
Gebrauch machen ſollen. Daß die Vorſchrift als Soll⸗ und 
nicht als Mußvorſchrift geſtaltet iſt, hat an ſich nur die Be⸗ 
Deutung, daß die Zuläſſigkeit einer unter ihrer Verletzung vor⸗ 
ſenommenen Beweisaufnahme nicht in Frage geſtellt werden 
ann. Dagegen iſt ſie für den Richter eine grundſätzlich zwin⸗ 
gende Ordnungsvorſchrift. Immerhin wird ihm nicht verſagt 
werden können, in beſonderen Ausnahmefällen von ihrer An⸗ 
wendung abzuſehen, wenn dies zur ſachgemäßen Abwicklung 
des Prozeſſes erforderlich iſt. Man denke z. B. an den Fall, 
baß ein Zeuge wegen bevorſtehender Auslandsreiſe fo ſchleunig 
vernommen werden muß, daß die Einzahlung des Vorſchuſſes 
nicht abgewartet werden kann. Auch werden die Gerichte Sorge 
ragen müſſen, um nach Möglichkeit zu vermeiden, daß die 
neue Vorſchrift die Anwendung des § 272 b Abſ. 2 Nr. 4 
Geugenladung vor der Verhandlung) nicht vereitelt. Dies 
ann, abgeſehen von den Ausnahmen, in denen ſich die Nicht⸗ 
anwendung der neuen Vorſchrift rechtfertigen läßt, dadurch 
geſchehen, daß, wenn eine Zeugenladung vor dem Termin 
lachgemäß erſcheint, der Vorſchuß fo zeitig wie möglich ein- 
gefordert wird. 
de, b) Die VO. ſieht weiter noch in 8 13 eine Erhöhung 
ver in g 7 ORG. feſtgeſetzten Mindeſtgebühr auf 2 RM vor, 
nachdem dieſe Gebühr durch die VO. v. 1. Dez. 1930 bereits 
rl 1 AM erhöht war. Der Grund ift die Erwägung, daß auch 
e Gebühr von 1 RM nicht ausreichte, um in den zahlreichen 
Faulen, in denen zwei Zuſtellungen von Amts wegen erforder⸗ 
90 ſind, die dadurch erwachſenden Koſten zu decken. Die neue 
Lorſchrift unterſcheidet ſich jedoch in zwei Punkten von der ent- 
brechenden der VO. v. 1. Dez. 1930: Sie beſchränkt ſich 
auf das Verfahren vor den ordentlichen Gerich⸗ 
Eine ſo daß klargeſtellt wird, daß ſie auf arbeitsgerichtliche 
treitigkeiten nicht anzuwenden ift. Dieſe Regelung erſchien 
us ſozialen Erwägungen wünſchenswert, auch beſtünde die 
fürchtung, daß eine Erhöhung der Koſten des arbeitsgerichtl. 
erfahrens nur zu einer Vermehrung der dort verhältnis⸗ 
mäßig ſeltenen Armenrechtsgeſuche führen und darum keine Er⸗ 
1 rniſſe bringen würde. Von der durch die VO. v. 1. Dez. 
B> eingeführten Erhöhung der Mindeſtgebühr auf 1RM iſt 
nen anzunehmen, daß fie auch für das arbeitsgerichtliche 
Nerfahren gilt (Näheres bei Derſch⸗Volkmar, 4. Aufl., 
um. 14 III zu § 12 ArbGG.). Die zweite Beſonderheit der 
euregelung der Mindeſtgebühr befteht darin, daß, wenn ein⸗ 
0 al für das Mahn- oder Güteverfahren die Min⸗ 
eſtgebühr erhoben iſt, im nachfolgenden Streit- 
herfahren die Prozeßgebühr inſoweit nicht er- 
ben wird, als fie zuſammen mit der für das 
ahn⸗ oder Güteverfahren angeſetzten Gebühr 
ue volle Gebühr überſteigt. Beiſpiel: die volle Ge⸗ 
05 beträgt 2 RM, für das Mahnverfahren iſt an ſich eine 
ade Gebühr zu erheben, da aber die Mindeſtgebühr jetzt 
x AM beträgt, ift dieſe Summe zu zahlen. Jetzt wird für das 
erb Tolgenbe Streitverfahren nicht wieder die Mindeſtgebühr 
De en, ſondern da die Mahngebühr bereits die volle Prozeß⸗ 
"Dübr deckte, wird eine weitere Prozeßgebühr überhaupt nicht 
Fahlt. Beträgt die volle Gebühr 3 AM und wird für das 
8 ahnverfahren als halbe Prozeßgebühr die Mindeſtgebühr 
EM 2 RM erhoben, fo ift für das nachfolgende Streitverfahren 
n Prozeßgebühr nur 14% zu zahlen. 
o) Auch bei den Gebühren der Gerichtsvollzieher hat 
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eine Erhöhung von Mindeſtſätzen ſtattgefunden (8 14): Die 
Zuſatzgebühr des 82 Abſ. 3 GVollzGGebO. iſt auf 0,50 ,, 
die Gebühr des 83 Abſ. 4 und 8 4 auf 1 ., die des 8 6 
Abſ. 1 auf mindeſtens 0,50 und höchſtens 50 ARM, die des 
8 6 Abſ. 2 in den Fällen der 88 3 und 4 auf mindeſtens 1 und 
höchſtens 100 AM, die des § 13 auf mindeſtens 0,50 RM: feſt⸗ 
geſetzt. Weiter iſt für die Mitwirkung des Gerichts⸗ 
vollziehers bei einer nach 8825 J PO. bewirkten 
Verwertung einer gepfändeten Sache eine Gebühr 
von 10% des Wertes (mindeſtens jedoch 2 RM und höchſtens 
20 RM), in den Fällen, wo die Mitwirkung des Gerichtsvoll⸗ 
ziehers nur in der Übergabe oder Überſendung einer Sache 
beſteht, von 2 AM vorgeſehen. Endlich wird noch klargeſtellt, 
daß zu den dem Gerichtsvollzieher nach 8 16 GVollzcGeb O. zu 
vergütenden baren Auslagen auch in angemeſſenen Grenzen 
die Koſten für unbedingt notwendige Arbeitshilfe 
und für notwendige verkehrsübliche Benutzung von eigenen 
Beförderungsmitteln zum Transport von Sachen und Per⸗ 
ſonen gehören. 

d) Um die Ausgaben zu ſenken, die nicht nur in den 
in Armenrecht geführten Zivilprozeſſen, ſondern namentlich 
auch in Strafprozeſſen dem Staate durch Aufwendungen für 
Sachverſtändige entſtehen, iſt als weitere Notmaßnahme in 
8 15 vorgeſehen, daß 84 Geb O. für Zeugen⸗ und Sach⸗ 
verſtändige bis auf weiteres nicht mehr anzuwen⸗ 
den iſt. Der Kreis der Sachverſtändigen, die i. S. des 8 34 
GebO. als üblichen Preis einen z. T. recht erheblichen Stun⸗ 
denſatz berechneten, hat ſich im Laufe der letzten Jahre 
ſtark vergrößert und mit hierauf iſt das ſehr fühlbare An⸗ 
wachſen der für Sachverſtändige aufgewendeten Ausgaben der 
Rechtspflege zurückzuführen. Deshalb ſoll vorübergehend 8 4 
ZeugGebO. außer Anwendung bleiben. Dem Bedürfnis, in 
beſonders ſchwierigen Sachen Sachverſtändige von hervor⸗ 
ragender Qualität zu gewinnen, die zu den Sätzen des 8 3 
(höchſtens 6 AM für die Stunde) nicht zu erlangen find, kann 
die Partei durch eine Vereinbarung gem. § 5 ZeugGebd. 
Rechnung tragen. Liegt eine ſolche vor, ſo kann das Gericht 
durch Erfordern eines entſprechenden Vorſchuſſes die Staats⸗ 
kaſſe vor Verluſten ſchützen (vgl. hierzu auch den Aufſatz B 
unter III, 1). 

e) Die größte finanzielle Tragweite für den Juſtizhaus⸗ 
halt der Länder hat die in § 17 vorgeſehene abermalige Kür⸗ 
zung der Gebühren, die den im Armenrecht beigeordneten 
Rechtsanwälten nach dem Geſetz v. 20. Dez. 1928 aus der 
Staatskaſſe zu erſtatten ſind. Durch die NotVO. v. 1. Dez. 
1930 waren die Sätze des genannten Geſetzes ſchon dahin ge⸗ 
ändert worden, daß in Eheſachen die einfache Gebühr unab⸗ 
hängig vom Streitwert auf 25 AM feſtgeſetzt wurde und die 
übrigen, vom Wert des Streitgegenſtandes abhängigen Ge⸗ 
bührenſätze ſich um 100% verringerten. Die neue VO. läßt bei 
den Gebühren in Eheſachen keine Anderung eintreten, ſetzt 
aber die Kürzung, die die nach dem Streitwert zu berechnen⸗ 
den Gebühren erfahren, ſtatt auf 100% bei Gegenſtänden bis 
zu 800 N auf 20%, bei Gegenſtänden von mehr als 800. RM 
auf 25% der Sätze des Geſetzes v. 20. Dez. 1928 feſt. 

Daß dieſe erneute Kürzung der Einnahmen der Rechts⸗ 
anwälte bei der ſchweren wirtſchaftlichen Kriſe, in der ſich die 
Anwaltſchaft befindet, ſehr zu bedauern iſt, läßt ſich nicht 
verkennen. In den Beratungen des Reichskabinetts iſt auch 
dieſer Geſichtspunkt an der Hand der Eingabe der Rechts⸗ 
anwaltſchaft v. 2. Sept. 1931 eingehend erörtert worden. Wenn 
gleichwohl das Reichskabinett unter dem Drucke der ſchweren 
Finanznot des Reiches und der Länder glaubte, dieſes Opfer 
der Anwaltſchaft zumuten zu müſſen, ſo waren dabei folgende 
Erwägungen maßgebend. Die Aufwendungen für Rechtsan⸗ 
waltsgebühren in Armenſachen gehören zu den Haupturſachen 
für das ſtarke Anſchwellen der Koſten der Rechtspflege in den 
letzten Jahren. Sie betragen noch nach der Regelung v. 1. Dez. 
1930 für Preußen allein 17 Mill. AM. Wenn auch die aus 
der abermaligen Kürzung erwachſenden Erſparniſſe für Preu⸗ 
ßen und das Reich ſehr erhebliche Beträge ſind, ſo ergibt 
ſich doch für den einzelnen Anwalt nach dem Durchſchnitt be⸗ 
rechnet, nur etwa eine Einbuße von 200 K. im Jahre, die 
immerhin erheblich kleiner iſt als die Gehaltskürzungen, die 
noch neuerdings ganzen Beamtengruppen auf mannigfache Art, 
3. B. durch Herabſetzung von Funktionszulagen, Aufrückuungs⸗ 
ſperre uſw., zugemutet werden mußten. Endlich wurde auch 
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darauf Gewicht gelegt, daß die Sätze der neuen VO. bei den 
400 RM überſteigenden Werten noch immer höher find als die 
Sätze, die bis zum Inkrafttreten des Geſetzes v. 20. Dez. 1928 
in Kraft waren. 

1) Auf der anderen Seite verſucht die VO. der Anwalt⸗ 
ſchaft die Unterſtützung ihrer in wirtſchaftlicher Bedrängnis 
befindlichen Mitglieder zu erleichtern. Schon unter dem 
geltenden Recht haben die Anwaltskammern die nach § 48 
Nr. 2 NAD. zu erhebenden Mitgliedsbeiträge auch zu Unter⸗ 
ſtützungen von Mitgliedern verwandt. § 16 des Teils VI 
Kap. I der VO. gibt nun darüber hinaus die Möglichkeit, 
daß die Anwaltskammern neben den in § 48 NAD. vor⸗ 
geſehenen Mitgliedsbeiträgen von ihren Mitgliedern noch 
Sonderbeiträge zur Unterſtützung notleidender 
Mitglieder erheben, und es iſt hierzu kein Beſchluß der 
Kammerverſammlung erforderlich, ſondern es genügt ein Be⸗ 
ſchluß des Vorſtandes, der aber der Zuſtimmung der Landes⸗ 
juſtizverwaltung bedarf. Soweit nach einem ſolchen Beſchluß 
die Notbeiträge auch von den den Armenanwälten aus der 
Staatskaſſe zu zahlenden Gebühren zu entrichten ſind, wer⸗ 
den die Landesjuſtizverwaltungen ermächtigt, anzuordnen, daß 
die Beiträge aus der Staatskaſſe unmittelbar an die An⸗ 
waltskammer abgeführt werden. 

5. Inkrafttreten und Übergangsvorſchriften. Während 
die übrigen Vorſchriften des VI. Teils Kap. 1 der VO. ſchon 
am Tage nach der Verkündung in Kraft treten, treten die Vor⸗ 
ſchriften über Erhöhung der amtsgerichtlichen Zuſtändigkeit, 
Erhebung eines Auslagenvorſchuſſes, Anderung des GK. 
und der GVollzGebO. erſt am 15. Okt. 1931 in Kraft. Be⸗ 
ſondere Übergangsvorſchriften ſind nur für die Erhöhung der 
Mindeſtgebühren des §8 7 GRG. und die Herabſetzung der 
Armenanwaltsgebühren gegeben, ſie gleichen den entſprechen⸗ 
den Übergangsvorſchriften der VO. v. 1. Dez. 1931, nur iſt 
die Übergangsvorſchrift für die Erhöhung der Mindeſtgebühr 
des 8 7 GKG. dahin gefaßt, daß die früheren Vorſchriften an⸗ 
zuwenden ſind, ſofern das Verfahren der Inſtanz vor dem 
Inkrafttreten dieſer Vorſchrift anhängig geworden war. Der 
Zuſatz „für die Inſtanz“ iſt inſofern wichtig, als innerhalb 
eines Verfahrens auch Mahnverfahren, Streitverfahren und 
Zwangsvollſtreckung als beſondere Inſtanzen anzuſehen ſind. 


B. Strafrechtspflege. 
Von Oberjuſtizrat Dr. Dörffler, Berlin. 
I. Einſchränkung des Verfolgungszwanges. 


Um die dringend notwendige Entlaſtung der Straf⸗ 
gerichte und der Strafverfolgungsbehörden herbeizuführen, 
ſtrebt die VO. zunächſt an, daß für die Zeit der gegen⸗ 
wärtigen Not der Verfolgung geringfügiger Rechtsverletzungen 
tunlichſt Einhalt geboten wird; ſie trifft dazu in den 88 2, 
3, 7 die erforderlichen Anordnungen. 

1. Schon nach geltendem Recht iſt die Verfolgung von 
Übertretungen im allgemeinen unzuläſſig, wenn die Schuld 
des Täters gering und die Folgen der Tat unbedeutend ſind 
und auf diejenigen Fälle beſchränkt, in denen entweder dieſe 
Vorausſetzungen nicht erfüllt oder der Geringfügigkeit un⸗ 
geachtet ein öffentliches Intereſſe an der Herbeiführung einer 
gerichtlichen Entſcheidung beſteht 1). Die hierin liegende Durch⸗ 
brechung des Legalitätsgrundſatzes wird nunmehr vom 8 2 
Abſ. 1 (in Anlehnung an die Faſſung des Art. 70 Ziff. 88 
Entw. EGA StGB.) erweitert, erfichtlich in dem Beſtreben, 
einem freimütigeren Verzicht auf die Strafverfolgung von 
Übertretungen den Weg zu bereiten. Für die Frage, ob eine 
Übertretung zu ahnden iſt, ſoll es für ſich allein auf die 
Geringfügigkeit der Schuld und der Folgen nicht mehr an⸗ 
kommen, ſondern entſcheidend ſein, ob die Rückſicht auf das 
Allgemeinintereſſe die Beſtrafung gebietet. Es werden alſo 
auch Übertretungen, die weſentlich über dem Durchſchnitt 
liegen (vgl. Nagler, GS. 90, 424), unverfolgt bleiben 
müffen, und es wird in der Regel die Verfolgung nur bei 
ſolchen Taten in Betracht zu ziehen ſein, die ſich als eine 


1) Vgl. dazu für Preußen: RdErl. Md J. v. 28. Dez. 1928, 
MBli V. 1919, 19. 
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beſonders ſchwere Rechtsverletzung darſtellen. Eine ſtarre 
Regel, in welchen Fallen von den Polizei⸗ und Juſtizbehörden 
ein öffentliches Intereſſe anzunehmen iſt, läßt ſich nicht auf“ 
ſtellen. Es kann vorliegen, wenn die Tat wegen ihrer Folgen 
oder der Art der Begehung (Maß der Gefährdung des öffent? 
lichen Friedens, ſoziale oder politiſche Bedeutung der Tab 
ſchutzwürdiges Intereſſe des Verletzten) oder der Perſönlich⸗ 
keit des Täters beſonders ſchwerwiegend oder verwerflich er 
ſcheint, insbeſ. wenn der Beſchuldigte eine vorangegangene ein 
oder mehrmalige Verwarnung nicht beachtet hat. Auch kan 
eine Ausnahme vorliegen, wenn die Rechtsgültigkeit einer 
Strafvorſchrift Zweifeln unterliegt oder wenn im Intereſſe 
der Rechtsſicherheit an der höchſtrichterlichen Klärung einer 
ſtrittigen Rechtsfrage gelegen iſt?). Im allgemeinen wird fe 
doch künftig anſtatt der Beſtrafung, wenn erforderlich, eine 
polizeiliche Verwarnung zu erteilen ſein; die Beſtimmung des 
PrPolVerwd. (8 59 Abſ. 1 S. 3), daß „in leichteren Fällen 
von einer polizeilichen Beſtrafung abzuſehen ſei, iſt daher, 
da 8 2 auch die Polizeibehörden bindet, ſchon bei dem In⸗ 
krafttreten des Geſetzes überholt. 
Daraus, daß es in das Ermeſſen der Juſtiz⸗ und Polizei“ 
behörden geſtellt iſt, ob eine Beſtrafung eintreten ſoll, folgt, 
daß ihre Entſchließungen, von Beſtrafung abzuſehen, nur mi 
der Dienſtbeſchwerde, nicht auch gerichtlich (§ 172 StPO.) 
angefochten werden können. Im übrigen findet die Vorſchrift 
nicht nur im Ermittelungsverfahren, ſondern auch dann An⸗ 
wendung, wenn die öffentliche Klage beim Inkrafttreten DE 
BD. bereits erhoben war oder nan Intcafttceten non 
erhoben wird. Nur entſcheidet inn 
die Einſtellung nicht die Stu ba Wesh 2 
aber der Zuſtimmung der StA. 
kann die Einſtellung nicht mehr erf 
1925, 1001); hier kann mögliche 
werden, daß die StA. ihre Rer. 
fechtung des gerichtlichen Einſtellnnn n 
lich) ausgeſchloſſen (§ 153 Abſ. 39 2 2m 
2. Ebenſo wie § 2 iſt auch die helft k 1 
Entw. EGADSIGB. entnommen. d tl 
auf Gründen praktiſcher Zweckmäßigteit und hat ihr Vorbild 
im § 262 StPO., an deſſen Wortlaut fie ſich eng anlehnt und 
an deſſen grundſätzlicher Auffaſſung fie feſthält. Sie will (og 
auch Mot. 189) dem Mißbrauch entgegenwirken, daß häufen 
Strafanzeigen erſtattet werden, um auf den Gegner in einem 
Zivil⸗ oder Verwaltungsrechtsſtreit einen Zwang auszuüben 
oder um die Erhebung der für ihn erforderlichen Bere” 
insbeſ. die Beſchaffung koſtſpieliger Sachverſtändigengutachten, 
durch die StA. zu erreichen (fo Begr. Art. 70 Ziff. 89 Ent 
EGA StGB.) und findet demzufolge nur auf ſolche A 
zeigeſachen (genauer: Vergehensſachen) Anwendung, die von 
den Strafverfolgungsbehörden gerichtlich noch nicht anhängt! 
gemacht ſind. Strafverfahren, die beim Inkrafttreten 0 
Vo. gerichtlich bereits anhängig waren, müſſen daher grun. 
ſätzlich durch Sachentſcheidung erledigt werden, und 9 
auch dann, wenn der Beteiligte die Erhebung der Zivil — 
oder die Einleitung des Verwaltungsſtreitverfahrens inet 
halb der vom Gericht beſtimmten Friſt ſchuldhaft unterlaſte 
jedoch wird möglicherweiſe eine Einſtellung des geri ” 
anhängigen Verfahrens nach § 153 Abſ. 3 StPO. in > 
tracht kommen. Selbſtverſtändlich kann auch die St A., ſowen 
dies geſetzlich zuläſſig iſt (88 156, 411 StPD.), ihre Klon 
noch zurücknehmen und nd 


dann entweder wegen fehlend 
öffentlichen Intereſſes einſtellen oder nach § 3 oder 5 h 
Abſ. 2 StPO. verfahren. 5 3 beeinflußt alſo mittelbar a4 
das Anwendungsgebiet des 8153 StPO. in der durch 5 
VO. vorübergehend Geſetz gewordenen Faſſung. Seine hal d- 
ſächliche Bedeutung liegt aber darin, daß die bisher gru em 
ſätzlich nur dem Strafrichter zuſtehende Befugnis, aus cin 
der erwähnten Gründe mit der Unterſuchung innezuha 
auf das ſtaatsanwaltliche Ermittelungsverfahren erſtreckt ird. 
für dieſes in eine Einſtellungsbefugnis umgewandelt 
Dabei durchbricht die Vorſchrift nicht nur den Legale) 
grundſatz, ſondern auch das weitere Prinzip (8 160 

daß die StA. ihrerſeits den Sachverhalt zu erforſchen 
daß fie für die Erhebung der Beweiſe auch dann zu 19 


2) Vgl. für Bayern: BO. d. JuftMin. v. 28. März 19 
BayStaats Z. Nr. 75, auch Grebe: Goltd Arch. 72, 88. 


1. 
und 
rgen 
245 


60. Jahrg. 1931 Heft 41] 


hat, wenn eine Frage des bürgerlichen oder öffentlichen 
Rechts für die Erhebung der Klage und die Entſcheidung des 
Strafrichters maßgebend iſt. Die StA. wird damit prozeß⸗ 
rechtlich noch freier geſtellt, als in den Fällen des bisherigen 
8 153 Stpo. 

Die Vorſchrift bezieht ſich ihrem Wortlaute nach nur 
auf Vergehensſachen und iſt zweifellos nicht anwendbar, wenn 
die Zuwiderhandlung ein Verbrechen darſtellt. Andererſeits 
entſpricht es ihrem Sinne, daß bei Übertretungen, bei denen 
die Entſcheidung von der Beurteilung einer bürgerlich⸗recht⸗ 
lichen oder öffentlich⸗rechtlichen Vorfrage abhängt, geprüft 
wird, ob die Klärung dieſer Frage im öffentlichen Intereſſe 
liegt. Inſofern iſt aber 82, nicht 83 anwendbar. Sodann 
ſetzt 8 3 voraus, daß die Entſcheidung der Strafſache die Er⸗ 
örterung von Fragen notwendig macht, welche einem anderen 
als dem eigentlichen ſtrafrechtlichen Gebiete angehören, und 
daß von der Beurteilung dieſes Rechtsverhältniſſes die Be⸗ 
antwortung der Strafbarkeit der Handlung abhängt. Bei 
denjenigen Merkmalen des ſtrafrechtlichen Tatbeſtandes, die 
nicht notwendig das Beſtehen eines bürgerlichen oder öffent⸗ 
lichen Rechtsverhältniſſes vorausſetzen, hat alſo die StA. 
auch weiterhin nach den Vorſchriften des Strafprozeſſes zu 
unterſuchen, ob jene Vorausſetzungen ſich feſtſtellen laſſen. 
Sie kann z. B., da die Begriffe „Bevollmächtigter“ und 
„Auftraggeber“ i. S. des 8 266 StGB. nicht notwendig eine 
„Vollmacht“ oder einen „Auftrag“ i. S. des bürgerlichen 
Rechts erfordern (RGSt. 61, 1), nicht verlangen, daß der 
Anzeigende ihr unter Vorlage eines Zivilurteils den Nachweis 
führt, daß der Beſchuldigte als Bevollmächtigter im ſtrafrecht⸗ 
lichen Sinne anzuſehen ſei. Es muß weiterhin beſonders her⸗ 
dorgehoben werden, daß es nicht i. S. der Vorſchrift liegt, 
daß die StA. bei jeder Frage, die nach anderen als nach 
ſtrafrechtlichen Geſichtspunkten zu beurteilen iſt, der Er⸗ 
forſchung des Sachverhalts ſich enthält. Daher iſt, um ein 
Beiſpiel zu nennen, in der Regel da, wo das Strafgeſetz von 
einer fremden Sache redet, von der StA. ſelbſt zu ent⸗ 
ſcheiden, ob nach den maßgebenden Vorſchriften des bürger⸗ 
lichen Rechts der vom Strafgeſetz übernommene Rechtsbegriff 
erfüllt iſt und, wenn die Beurteilung der Rechtsfrage von 
er Auslegung vertraglicher Beſtimmungen abhängt, zu unter⸗ 
ſuchen, welches der Wille der Vertragſchließenden war und 
ob dieſer die Annahme rechtfertigt, daß die Sache für den Be⸗ 
ſchuldigten eine fremde i. S. des Strafgeſetzes ſei. Anderer⸗ 
ſeits aber ſoll die StA. nicht mehr um die Klärung ſolcher 
oft völlig undurchſichtiger oder ſchwer entwirrbarer Sach⸗ 
verhalte ſich bemühen, die zivilrechtlicher (öffentlicher) Natur 
ind, bei denen aber möglicherweiſe auch eine Verletzung des 
Strafgeſetzes nachweisbar iſt, und die nur angezeigt werden, 
weil der Anzeigende hofft, auf dieſem Wege „leichter, mühe⸗ 
loſer und ohne Aufwendung eigener Koſten“ (Mot. 189) zur 
Befriedigung feines Anſpruchs zu gelangen. § 3 wird alſo 
namentlich bei Streitigkeiten unter Miteigentümern, unter 
Erben und Nachbarn, bei Streitigkeiten aus Geſchäftsver⸗ 
bindungen, Geſellſchaftsverhältniſſen und in dergl. Fallen in 
Betracht kommen. 

Treffen ſeine Vorausſetzungen zu, ſo kann die StA. nur 
dem Anzeigenden, nicht dem ſonſtigen Beteiligten, der an 
der Feſtſtelkung des Rechtsverhältniſſes ein Intereſſe hat, die 
Erhebung der Zivil⸗ oder ſonſtigen Klage unter Friſtſetzung 
(Benachrichtigung erforderlich) aufgeben und die Erhebung 
der öffentlichen Klage oder die Anſtellung eigener Ermitte⸗ 
ungen davon abhängig machen, daß der Anzeigende dem 

rlangen nachkommt. Die StA. iſt auch befugt, falls die 
Streitſache bereits rechtshängig iſt, dem Anzeigenden auf⸗ 
zugeben, daß er um den Austrag jenes Streits bis zu einem 
beſtimmten Zeitpunkt ſich bemühe, daß er inſonderheit alles 
unterlaſſen müſſe, was jenes Verfahren zum Ruhen bringe. 
Sie kann endlich nicht allein die Erhebung der öffentlichen 
Klage vorläufig ausſetzen, ſondern auch die Sache durch end⸗ 
gültige (jedoch wiederaufnehmbare) Verfahrenseinſtellung be⸗ 
enden, wenn innerhalb der Friſt der Anzeigende die Klage 
nicht einreicht oder dieſe zwar erhebt, dann aber Handlungen 
vornimmt, durch welche jenes Verfahren zum Ruhen kommt. 
Ihre vorläufige oder endgültige Entſchließung kann nicht ge⸗ 
richtlich, ſondern nur im Aufſichtswege angefochten werden. 

3. Am weiteſtgehenden iſt die Einſchränkung der 
Privatklagen. Hier iſt ſeit langem faſt einhellige An⸗ 
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ſicht, daß das allgemeine Rechtsbewußtſein in leichten Fällen 
eine Beſtrafung nicht verlangt und daß dem Mißſtand, daß 
die Strafgerichte mit geringfügigen Privatklagen überflutet 
werden, Halt geboten werden muß ). Zu dieſem Zwecke über⸗ 
trägt die Vorſchrift des 8 7 die bisher 1 vgl. Löwe⸗ 
Roſenberg, Anm. 8 Abſ. 3 zu $ 153) nur für das öffent⸗ 
liche Verfahren geltenden Grundſätze des § 153 Abſ. 2, Abſ. 3 
Halbſatz 1 SPY. auf die Privatklageverfahren, jo daß fortan 
neben der StA. (8 376 StPO.; Verneinung des öffentlichen 
Intereſſes) das Gericht (Amtsrichter, Strafkammer) darauf 
hinwirken kann, daß geringfügige Vergehen (im Wege der 
Eigenklage) nicht mehr zum Austrag gelangen. Die Einſtellung 
iſt in allen Stadien des Verfahrens — ausgenommen in der 
Rev Inſt. — zuläſſig, in der Ber Inſt. jedoch nur, ſolange 
das Urteil noch nicht verkündet iſt, und auf die Fälle des 
8374 Abſ. 1 Ziff. 1—6, Abſ. 2 StPO. (jo bei der Rev., 
88 Abſ. 2 VO.) nicht beſchränkt. Die Zuſtimmung der 
St A., des Privatkl. oder des Beſchuldigten iſt nicht erforder⸗ 
lich, und gegen die Einſtellung findet (abweichend von § 153 
Abi. 3 Halbſatz 2 SPD.) ſofortige Beſchwerde ſtatt. Die 
e der Beſchwerde auf die Koſtenentſcheidung iſt 
zuläſſig. 

Im weiteren bringt auch die Vorſchrift des § 11 eine 
finanzielle Erſchwerung der Privatklagen (der Widerklagen als 
ſolchen), da (8 379 SED.) im Verfahren auf erhobene 
Privatklage für die Bewilligung des Armenrechts (Voraus⸗ 
ſetzungen und Wirkungen; RGSt. 30, 143) dieſelben Beſtim⸗ 
mungen gelten wie in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten. Die 
Bewilligung des Armenrechts iſt daher künftig inſonderheit 
dann zu verſagen, wenn ein ſchutzwürdiges berechtigtes Inter⸗ 
effe des Verletzten (oder in den Fällen des $ 374 Abſ. 2: des 
zur Klage Berechtigten) an der Beſtrafung nicht beſteht, da 
in dieſen Fällen anzunehmen iſt, „daß eine an ſich nicht das 
Armenrecht beanſpruchende Partei bei verſtändiger Würdigung 
des Falles“ von der Erhebung der Klage abſehen werde. $ 11 
Abſ. 5 (Ausſchluß der weiteren Beſchwerde) iſt für die Privat⸗ 
klageſachen ohne Bedeutung (vgl. auch Alsberg 3 Nr. 42). 

Die Einſchränkungsanordnung trifft die anhängigen 
Privatklagen in demjenigen Stande, in dem ſie ſich beim 
Inkrafttreten der VO. befinden. Bei den neu anhängig wer⸗ 
denden Sachen kann die Einſtellung ſchon nach Einreichung 
der Klageſchrift (oder ihrer Erklarung zu Protokoll der Ge⸗ 
ſchäftsſtelle; § 381 StPO.) verfügt werden; die vorherige 
Anhörung des Beſchuldigten oder die Mitteilung der Klage 
an die StA. (8 382 StPO.) iſt nicht erforderlich. Von der 
Einzahlung des Gebührenvorſchuſſes (§ 83 Abſ. 3 GRG.) iſt 
fie nicht abhängig (87 Abſ. 2 Satz 3); ein gleichwohl ge- 
zahlter Vorſchuß iſt zurückzuzahlen. Eine Gebühr (genauer: 
Gebühren; $ 61 GKG.) wird für das ganze Verfahren nicht 
erhoben, auch dann nicht, wenn in erſter Inſtanz durch Sach⸗ 
entſcheidung auf Freiſprechung, Einſtellung des Verfahrens 
oder Straffreierklärung erkannt worden iſt (8 75 GRG.). 
Über die Auslagen des Verfahrens, einſchließlich der dem 
Privatkl. und dem Beſchuldigten erwachſenen notwendigen 
Auslagen, entſcheidet (abweichend von $ 471 Abſ. 3 StPO.) 
das Gericht nach freiem Ermeſſen; es kann dieſe Auslagen 
dem Privatkl. oder dem Beſchuldigten ganz auferlegen oder 
unter ſie angemeſſen verteilen. 


II. Einſchränkung der Rechtsmittel. 


1. Die Erfahrung der letzten Jahre hat gezeigt, daß in 
Strafſachen von großem Umfang, bei denen es ſich überwie⸗ 
gend um verwickelte Vorgänge aus dem Wirtſchaftsleben han⸗ 
delt, von einer Wiederholung der Verhandlung in der Ber⸗ 
Inſt. eine beſſere Sachaufklärung nicht zu erwarten iſt, 
Und daß der Abſchluß dieſer Sachen durch die Ausnutzung des 
ordentlichen Rechtsmittelzuges nur noch weiter hingezögert 
wird. Dieſem für das allgemeine Rechtsbewußtſein ſchwer er⸗ 
träglichen Zuſtand bereitet nunmehr § 1 ein Ende. Er be⸗ 
ſtimmt, daß für die Verhandlung und Entſcheidung der ſog. 
Monſtreprozeſſe, d. ſ. nach Abs. 1 Satz 2 ſolche Sachen, in 
denen die Hauptverhandlung, insbeſ. mit Rückſicht auf die 
Zahl der Angekl. oder der zu vernehmenden Zeugen oder 


3) Vgl. Löwenſtein: Mitt. IKV. 1926, 167; Andrae: 
MSchretrimpſych. 21, 70; Begr. zu Art. 70 Ziff. 209 Entw. 
EA StB. 
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Sachverſtändigen, vorausſichtlich mehr als ſechs Sitzungstage 
in Anſpruch nehmen wird, die großen Strafkammern als erſt⸗ 
inſtanzliche Strafgerichte zuſtändig ſind, falls eine Vorunter⸗ 
ſuchung ſtattgefunden hat und die StA. bei Einreichung der 
Anklageſchrift die Eröffnung des Hauptverfahrens vor der 
großen Strafkammer beantragt. Dieſe beſonders umfangreichen 
Verbrechens⸗ und Vergehensjachen (die nach 8 24 GVG. vor 
dem AG. zu verhandeln find, wenn die StA. den vorgeſehenen 
Antrag nicht ſtellt) werden alſo unter Umſtänden an das LG. 
verwieſen, was zur Folge hat, daß die Berufung (8 312 
StPO.) ausgeſchloſſen und daß als einziges Rechtsmittel nur 
noch die Reviſion ($ 333 SPD.) zuläſſig iſt. Die Verweiſung 
ſetzt nur voraus, daß die Hauptverhandlung durch eine Vor⸗ 
unterſuchung ſorgfältig vorbereitet iſt und daß die StA. — 
wenigſtens in der Regel — bei Einreichung der Klageſchrift 
den Verweiſungsantrag ſtellt. Trifft dies zu, ſo hat die er⸗ 
öffnende Strafkammer (§ 73 GG.), ihre Eröffnungsbereit⸗ 
ſchaft unterſtellt, die Verhandlung vor der großen Strafkam⸗ 
mer anzuordnen; die Eröffnung des Hauptverfahrens vor 
dem AG. (8 209 Abſ. 1 Satz 1 StPO.) ſteht ihr in dieſem 
Falle nicht zu. Denn ſie muß ſich inſoweit an den Antrag 
der StA. halten und iſt nicht berechtigt, in eine Nachprüfung 
darüber einzutreten, ob die StA. die Dauer der Hauptver⸗ 
handlung im voraus richtig beurteilt hat (vgl. dazu 88 25 
Abſ. 2, 134 Abſ. 3 GG.). Den — die Zuſtändigkeit begrün⸗ 
denden — Antrag kann die StA. ſo lange nachbringen oder 
zurücknehmen, als das Hauptverfahren noch nicht eröffnet 
it, was ſich aus ſinnentſprechender Anwendung des § 156 
StPO. (vgl. RGSt. 59, 57; 62, 269) ergibt und für die 
Übergangsſachen in § 19 Abſ. 1 Satz 1 beſonders zum Aus⸗ 
druck gebracht iſt (die dortige Faſſung „bis zum Beginn der 
Hauptverhandlung“ iſt gewählt, um auch die Fälle des Satzes 2 
zu treffen). Hat in einer an ſich zur Zuſtändigkeit des AG. ge⸗ 
hörenden Strafſache die StA. beantragt, den Angeſchuldigten 
außer Verfolgung zu ſetzen, will aber die Stra. das Haupt⸗ 
verfahren eröffnen, ſo muß ſie zuvor der StA. Gelegenheit 
geben, den Antrag auf Eröffnung vor der großen Strafkam⸗ 
mer nachzuholen. Nur die StA. hat zu ermeſſen, ob die Sache 
mit Rückſicht auf ihren Umfang ſich als eine ſolche darſtellt, 
für die die Zuſtändigkeit des LG. zu begründen iſt, und in 
dieſes der Anklagebehörde geſetzlich zugewieſene Beſtimmungs⸗ 
recht würde die eröffnende Str. eingreifen, wenn fie ohne 
Anhörung der StA. von ſich aus beſtimmen würde, vor wel⸗ 
chem Gericht die Verhandlung ſtattzufinden habe. Beſchwerde⸗ 
möglichkeit nach $ 210 StPO.; die Beſchwerde iſt auch aus⸗ 
geſchloſſen, wenn die große Strafkammer durch einen ohne An⸗ 
hörung der StA., alſo ſachlich zu Unrecht erlaſſenen Eröff⸗ 
n mit der Sache befaßt worden iſt (RGSt. 
2, 271). 

Für diejenigen Übergangsſachen, in denen beim Inkraft⸗ 
treten der VO. das Hauptverfahren vor dem AG. bereits 
eröffnet war, iſt im 8 19 folgendes beſtimmt: Zunächſt kann 
bei ihnen der Antrag auf Verweiſung vor die große Straf⸗ 
kammer auch nach Eröffnung des Hauptverfahrens (theore⸗ 
tiſch: bis zum Beginn der Hauptverhandlung) noch nachge⸗ 
bracht werden. Alsdann iſt (ſeitens der Str., die eröffnet 
hat) die im Eröffnungsbeſchluß getroffene Zuſtändigkeits⸗ 
beſtimmung dahin abzuändern, daß nunmehr die Sache vor 
der großen Strafkammer zu verhandeln ſei und demzufolge 
die Sache an dieſes Gericht zu verweiſen; den Erforderniſſen 
eines Eröffnungsbeſchluſſes braucht dieſer Verweiſungsbeſchluß 
nicht zu entſprechen. Sodann iſt die nachträgliche Verweiſung 
auch auf die Bildung des Gerichts von Einfluß. An ſich er⸗ 
folgt die Beſetzung der großen Strafkammer nach Maßgabe 
der Beſtimmungen des GVG. (88 62, 63). Bei den zur Zeit 
des Inkrafttretens der VO. bereits eröffneten Verfahren 
treten aber zur Aburteilung dieſer Sachen die bisher als 
Schöffenrichter oder als deren Vertreter berufenen Richter, 
einerlei, ob ſie Direktoren oder Mitglieder des LG. oder nur 
Amtsrichter ſind, in ihrer bisher in Ausſicht genommenen 
Eigenſchaft (die Ergänzungsrichter nur, wenn ſie regelmäßige 
oder zeitweilige Vertreter waren; 8192 GV G.; RGSSt. 59, 
20) kraft Geſetzes als ordentliche oder ſtellvertretende Vor⸗ 
ſitzende oder Mitglieder in die große Strafkammer über, vor⸗ 
ausgeſetzt, daß ſie mit der Vorbereitung der Hauptverhand⸗ 
lung vor dem Schöff®. bereits befaßt waren. In den eröff⸗ 
neten Sachen kann mithin ein anderer als der nach 8 62 


Abi. 2 Satz 2 GVG. beſtimmte Direktor und ſogar ein Mit⸗ 
glied des LG. oder ein Amtsrichter den (ordentlichen oder 
ſtellvbertretenden) Vorſitz führen, auch kann bei ihnen ein 
Amtsrichter Mitglied oder regelmäßiger Vertreter der Strͤ. 
fein. Daß gegebenenfalls der nach § 62 Abſ. 2 Satz 2 GVG. 
beſtimmte Direktor als Vorſitzender aus der Strat. aus⸗ 
ſcheidet, iſt in der VO. nicht beſonders erwähnt, aber ſelbſt⸗ 
verſtändlich. Im übrigen hat über das Ausſcheiden der ſtän⸗ 
digen Mitglieder und ihrer regelmäßigen Vertreter das Prä⸗ 
ſidium die erforderlichen Anordnungen zu treffen. Es kann 
ſich alſo ergeben, daß nach dem Geſchäftsplan ſich nur be⸗ 
ſtimmt, wer als zweites Mitglied oder deſſen Vertreter der 
Verhandlung beizuwohnen und wer als Ergänzungsrichter 
einzutreten hat. Schließlich iſt für die Übergangsſachen be⸗ 
ſtimmt, daß der Angekl. und ſein Verteidiger die Einhaltung 
der Ladungsfriſt nicht mehr beanſpruchen können, wenn ſie 
unter Wahrung der Friſt der 88 217, 218 StPO. zu einer 
Hauptverhandlung vor das AG. bereits geladen waren und 
nach Verweiſung der Sache an die Strͤ. deren Vorſitzender 
den Termin zur Hauptverhandlung auf denſelben Tag an⸗ 
beraumt, an dem die Verhandlung vor dem AG. beginnen 
ſollte. Ebenſo kann bei Verlegung des Termins auf einen 
ſpäteren Tag, falls bei der urſprünglichen Ladung die La⸗ 
dungsfriſt gewahrt war, deren nochmalige Einhaltung nicht 
verlangt werden; anders bei Vorverlegung des Termins oder 
der Terminsſtunde (RGSt. 25, 74). 


2. Einer Einſchränkung des Mechtsmittelzuges werden 
weiler (hinſichtlich der Reviſion) dir Wrnatflagefachen unter 
worfen. Die Reviſion, mag dieſe gegen ein Ur des ch. abet 
des AG. ſich richten, bleibt unbeſ rankt zuläſſig, wenn dag 
Verfahren eine in 8 374 Abſ. 1 DW. 7 und 8 Setze auf 
geführte Zuwiderhandlung betrifft; auch ird der eben 
(8 397 StPO.) von der Beſchränkun g en Rechte des Pegat 


klägers nicht betroffen (8 8 Abſ. 2: Im Abrigen ſengegen 
(für die Fälle des 8 374 Abſ. 1 3, , Nee Sie! 
beſtimmt § 8 Abſ. 1, daß dem Prin“ und dem gel 
gegen ein Urt. des LG. die Reviſion nicht mehr zu en 


ſie oder ihr Vertreter (Verteidiger) bereits Berufung ein⸗ 
gelegt hatten. Das Ziel der Vorſchrift iſt danach das, den 
Rechtsmittelzug in Privatklageſachen grundſätztzlich auf zwei 
Inſtanzen (entweder zwei Tatfachen- öder eine Tatſachen⸗ 
und die Rechtsrügeinſtanz) zu begrenzen und die Möglichkeit 
der Anrufung der dritten Inſtanz nur dann zuzulaſſen, wenn 
der Beſchw§. von der Berufung keinen Gebrauch gemacht hatte. 
Dabei wird eine als Berufung behandelte Sprungreviſion der 
Berufung nicht gleichgeachtet. Es iſt alſo in den Fällen des 
8 374 Abſ. 1 Ziff. 1—6, Abſ. 2 StPO. die Reviſion unzuläſſig, 
wenn das AG. auf Freiſprechung oder Einſtellung des Ver⸗ 
fahrens erkannt und das LG. die Berufung des Privat 
klägers verworfen hat. Andererſeits ſteht dem Angekl. die 
Reviſion zu, wenn auf Berufung des Privatklägers in 
zweiter Inſtanz ein verurteilendes Erkenntnis ergangen iſt 
und das gleiche gilt für den Privatkläger, wenn die Strͤ. 
auf Berufung des Angekl. entweder ein auf Strafe lautendes 
Urt. des AG. aufgehoben und auf Freisprechung oder Einſtel⸗ 
lung erkannt oder (vorbehaltlich des 8 337 StPO.) das Urteil 
im Strafmaß abgeändert hat. Die gleichen Grundſätze greifen 
weiterhin Platz, wenn auf Straffreiheit erkannt worden iſt. 


III. Sonſtige Beſtimmungen. 


1. Auf eine Verminderung der oft übermäßig hohen und 
die Staatskaſſen beſonders belaſtenden Gebühren der Sachver⸗ 
ſtändigen zielt $ 15 (vgl. hierzu A) hin. Er trifft an ſich nur 
die vor Gericht geladenen Sachverſtändigen. Da es indeſſen 
dem Zweck der VO. und der Billigkeit entſpricht, daß von 
den Strafverfolgungsbehörden regelmäßig keine höheren Ent⸗ 
ſchädigungen gezahlt oder verſprochen werden, werden wo 
die Landesjuſtizverwaltungen ihre StA. anweiſen, die Be⸗ 
ſtimmung auch dann zur Anwendung zu bringen, wenn E ach⸗ 
verſtändige zu entſchädigen ſind, von denen die StA. zur 
Vorbereitung ihrer Entſchließungen ein Gutachten erfordert 
hat oder die von der StA. oder auf deren Erſuchen außerhalb 
einer gerichtlichen Verhandlung vernommen worden ſind. 

2. Dem 8 5 zufolge ift künftig die Befreiung (8 233 
StpoO.), die bisher bei anderen als Rückfallverbrechen nicht 
zuläſſig war, auf alle zur Zuſtändigkeit der AG. gehörenden 
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Verbrechen erſtreckt. Das Gericht ſoll jedoch, einerlei ob es 
ſich um ein Rückfallverbrechen oder ein ſonſtiges Verbrechen 
handelt, dem Befreiungsantrage nur entſprechen, wenn die 
Straftat von minderer Bedeutung iſt, was z. B. bei den 
üblichen Urkundenfälſchungen (8 268 StGB.) der blinden 
aſſagiere der Fall ſein kann. Die Beſtimmung verfolgt in 
erſter Linie prozeßökonomiſche Zwecke, entlaſtet aber auch die 
taatskaſſen von den Aufwendungen für die (Hin⸗ und Rück⸗) 
eiſen mittelloſer Beſchuldigter zum Orte der Hauptverhand⸗ 
lung (8 72 Ziff. 7 GKG.; vgl. für Preußen: Allg Vfg. vom 
d. Mai 1930, IM Bl. S. 130). Sie gilt auch für Monſtre⸗ 
prozeſſe (8 1 Abſ. 2), wird aber bei dieſen nur bei minder⸗ 
eteiligten Mitangekl. zur Anwendung gebracht werden können. 
3. 86 bringt eine Entlaſtung der Strafſenate der OL G., 
die nunmehr ebenſo wie das RG. offenſichtlich unbegründete 
eviſionen im Beſchlußverfahren verwerfen können. 
4. Endlich ändert 8 4, den Bedürfniſſen der Praxis ent⸗ 
ſprechend, die Vorſchriften über das Schnellverfahren in zwei⸗ 


facher Hinſicht ab. Zur Beſeitigung eines bisher beſtehenden 
Zweifels wird beſtimmt, daß die Ladungsfriſt drei Tage be⸗ 
trägt, daß ſie aber (praktiſch beſonders bedeutſam für Ge⸗ 
noſſenſachen, in denen einer der Teilnehmer in Haft ge⸗ 
nommen iſt oder infolge einer vorläufigen Feſtnahme dem 
Gericht vorgeführt werden ſoll) vom AR. auf 24 Stunden 
herabgeſetzt werden kann. Sodann wird nunmehr über den 
Rahmen des 8 14 Abſ. 3 VO. v. 28. März 1931 (RGBl. I, 
79) hinaus dem Gericht die Möglichkeit gegeben, eine im ab⸗ 
gekürzten Verfahren anhängig gemachte, für dieſes aber un⸗ 
geeignete Strafſache, mag dieſe eine Übertretung oder ein 
Vergehen oder ein Verbrechen betreffen, an die StA. zurück⸗ 
zuverweiſen. 


IV. Inkrafttreten. 

Die ſtrafprozeſſualen Vorſchriften ſind am Tage nach 
der Verkündung der VO. (§ 1 Abſ. 3, § 2 Gef. v. 13. Okt. 
1923 [RG Bl. I, 959]) in Kraft getreten. 


2. Die Umſchuldung kurzfriſtiger Schulden von Ländern und Gemeinden. 


Von RA. Dr. Wilhelm Beutner, Berlin. 


Die kurzfriſtigen Verbindlichkeiten der privaten 
Schuldner find durch das Baſler Stillhalte-Abkommen vor⸗ 
läufig geregelt worden. Für die kurzfriſtigen Schulden der 
öffentlich⸗rechtlichen Schuldner nach dem Grundſatz 
er gleichmäßigen Behandlung (non discrimination) ift in 
Aner dem Stillhalte-Abkommen beigefügten Note eine Ver⸗ 
einbarung vorbehalten worden. Ein internationales Abkom⸗ 
men darüber iſt bislang nicht abgeſchloſſen worden. Dagegen 
at nunmehr die Reichsregierung im dritten Teil der Not⸗ 

O. v. 6. Okt. 1931 Beſtimmungen über die Umſchuldung 
der kurzfriſtigen Schulden von Ländern und Gemeinden 
Gemeindeverbänden) getroffen. Die amtliche Erläuterung 
lerzu beſagt, daß den Auslandsgläubigern der Länder und 
emeinden die Wahl zuſtände, entweder (vorbehaltlich der 
egelung der Deviſenfrage) ſich an dem Umſchuldungsver⸗ 
fahren zu beteiligen oder mit den genannten öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Schuldnern eine Stillhaltung nach Art des Bafler 
bkommens zu vereinbaren. 

Sonach betrifft das in der NotVO. v. 6. Okt. 1931 ge⸗ 
regelte Umſchuldungsverfahren die in⸗ und ausländiſchen 
Gläubiger kurzfriſtiger Schulden der Länder und Gemeinden. 
Es handelt ſich um einen Betrag von 1½ Milliarden . 

Die Umſchuldungsvorſchriften greifen inſofern weiter 
als das Baſler Stillhalte⸗Abkommen, als ſie ſich nicht dar⸗ 
auf beſchränken, die Fälligkeit kurzfriſtiger Schulden hinaus⸗ 
zuſchieben, ſondern die kurzfriſtigen Schulden je nach Lage 
des Falles abzuwickeln ſuchen. Deshalb hat man davon ab⸗ 
ehen müſſen, feſte Vorſchriften für die Behandlung der 
turzfriſtigen Schulden zu ſchaffen, ihre Regelung vielmehr 
eier neugeſchaffenen Stelle übertragen, die von Fall zu 
all Vereinbarungen zwiſchen den Gläubigern und Schuld⸗ 
nern herbeizuführen hat. Diefe Stelle wird bei dem Reichs⸗ 
finanzminiſterium unter der Bezeichnung „Umſchuldungs⸗ 
ſtelle“ gebildet; fie beſteht aus fünf Mitgliedern, nämlich 
dem vorſitzenden Vertreter des Reichsminiſters der Finanzen 
nd je einem Vertreter des Reichsrats, der Regierung des 
betreffenden Landes, des Reichsbankdirektoriums, der Reichs⸗ 
kreditgeſellſchaft und des privaten Bank- und Hypotheken⸗ 
bankgewerbes. Soweit es ſich um die Umſchuldung einer 
Jemeinde oder eines Gemeindeverbandes handelt, erhöht 
ſich die Zahl der Mitglieder auf ſieben durch Hinzutritt je 
eines Vertreters des kommunalen Giroverbandes und des 
ommunalen Spitzenverbandes. 

— Dieſe Umſchuldungsſtelle wird auf gemeinſamen Antrag 
es Gläubigers und Schuldners tätig, iſt alſo eine von Fall 
1 Fall vertraglich vereinbarte Schiedsſtelle; ſie kann auch auf 
zintrag nur eines Teiles vermittelnd eingreifen, d. h. auf ein⸗ 
‚tigen Antrag die Parteien zur Vereinbarung eines Ver⸗ 
lahrens vor ſich veranlaſſen. 

Die Gläubiger find gezwungen, ſich mit dem Ver⸗ 
lahren vor der Umſchuldungsſtelle einverſtanden zu erklären, 


weil ſie trotz Fälligkeit die Bezahlung ihrer Forderungen nicht 
ohne weiteres durchſetzen können; denn die Zwangsvollſtreckung 
gegen öffentlich-rechtliche Schuldner iſt faſt ausnahmslos an 
eine behördliche Zuſtimmung gebunden (vgl. z. B. § 33, 
Teil I, Titel 35 der PrAllgO. v. 6. Juli 1793; die ein⸗ 
ſchlägigen Vorſchriften ſind von Forſthoff und Simons 
in „Die Zwangsvollſtreckung gegen Rechtsſubjekte des öffent⸗ 
lichen Rechts“, Georg Stilke, Berlin, 1931, zuſammen⸗ 
geſtellt). Die Gläubiger ſind alſo bei Durchſetzung ihrer 
Forderung auf die behördliche Unterſtützung angewieſen und 
werden nunmehr bei dem Verſuch, dieſe Unterſtützung zu er⸗ 
halten, auf das Umſchuldungsverfahren verwieſen werden. Das 
letztere gibt den Gläubigern den Anreiz, gewiſſe zuſäßliche 
Sicherungen und Verpflichtungen der Schuldner zu erreichen, 
auch können die Verpflichtungen nunmehr nach Maßgabe der 
im folgenden beſprochenen Vorſchriften durchgeſetzt werden. 

Die öffentlich-rechtlichen Schuldner haben ihrerſeits das 
Intereſſe, durch das Umſchuldungsverfahren von der Laſt 
fälliger Verbindlichkeiten befreit zu werden und demgemäß 
wieder ordnungsmäßig wirtſchaften ſowie ihren Kredit wieder⸗ 
herſtellen zu können. 

Bei den Gläubigern und Schuldnern iſt alſo mangels 
anderweitiger Verſtändigung ein ſtarkes Intereſſe vorhan⸗ 
den, das Umſchuldungsverfahren zu beſchreiten. Und dies 
gilt insbeſondere auch, wenn die Einbeziehung anderer Gläu⸗ 
biger des gleichen Schuldners in eine gemeinſame Regelung 
notwendig iſt. 

Um in letzterer Hinſicht der Umſchuldungsſtelle vollſtändi⸗ 
ges Material zu verſchaffen, iſt vorgeſchrieben, daß die Um⸗ 
ſchuldungsſtelle vom Schuldner die namentliche Angabe der 
übrigen Gläubiger verlangen und die letzteren von dem Ein⸗ 
gang des Antrages benachrichtigen kann. In dieſem Falle 
wird alſo eine Geſamtregelung aller kurzfriſtigen Verbind⸗ 
lichkeiten des Schuldners in die Wege geleitet; nur hierdurch 
können befriedigende Verhältniſſe geſchaffen werden. In ver⸗ 
fahrensrechtlicher Beziehung iſt im übrigen noch angeordnet, 
daß der Schuldner bei Stellung des Antrages einen Über⸗ 
blick über ſeine Haushalts⸗, Kaſſen⸗ und Vermögenslage 
und einen Tilgungsplan für ſeine ſämtlichen kurzfriſtigen 
Schulden einzureichen hat. Wenn die Umſchuldungsſtelle ſich 
in dieſer Art ein Bild der Sachlage verſchafft hat und die 
Vorſchläge des Antragſtellers kennt, hat ſie hierüber mit 
beiden Parteien zu verhandeln. 

Was unter kurzfriſtigen Schulden zu verſtehen iſt, haben 
die Umſchuldungsvorſchriften nicht beſtimmt. Es iſt in An⸗ 
lehnung an die Richtlinien v. 24. Aug. 1931 zur Ausfüh⸗ 
rung der Deviſen O. v. 1. Aug. 1931 anzunehmen, daß 
darunter Verbindlichkeiten mit einer Laufzeit bis zu einem 
Jahre zu verſtehen ſind. 

Um zu einem befriedigenden Ergebnis zu kommen, kann 
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die Umſchuldungsſtelle gewiſſe Auflagen machen und gewiſſe 
zuſätzliche Kreditmittel zur Verfügung ſtellen laſſen. 

In erſterer Beziehung iſt zu bemerken, daß die Um⸗ 
ſchuldung davon abhängig gemacht werden kann, daß, falls 
ein Haushaltsfehlbetrag beſteht oder ſich aus der Umſchuldung 
ergibt, die Zinſen für den umgeſchuldeten Betrag und die 
dafür vorgeſehenen Tilgungsraten mindeſtens zur Hälfte durch 
Ausgabenſenkung des Schuldners abzudecken ſind. Hierdurch 
wird im Intereſſe des Gläubigers und des Schuldners eine 
Entlaſtung des letzteren und damit eine größere Wahrſchein⸗ 
lichkeit, daß die Umſchuldungsverpflichtungen eingehalten wer⸗ 
den können, herbeigeführt. Des ferneren kann die Umſchul⸗ 
dungsſtelle anordnen, daß von ihr beſtimmte Teile der Ein⸗ 
nahmen aus Gas⸗, Waſſer⸗ oder Elektrizitätswerken oder aus 
Verkehrseinrichtungen treuhänderiſch abgetreten werden, um 
daraus die Umſchuldungsverpflichtungen zu ſichern und zu 
decken; je nachdem, ob die vorgenannten Einrichtungen von 
den Schuldnern unmittelbar oder von Dritten betrieben wer⸗ 
den, die in ihrer Tarifgeſtaltung von dem Schuldner abhängig 
ſind, oder die zwar unabhängig ſind, aber an den Schuldner 
gewiſſe Zahlungen zu leiſten haben, erfolgt die treuhänderiſche 
Abtretung durch den Schuldner ſelbſt mit oder ohne Tarif⸗ 
erhöhungen oder durch den dritten Unternehmer aus Tarif⸗ 
erhöhungen oder von dem Schuldner aus den Beträgen, die 
der dritte Unternehmer an den Schuldner zu zahlen hat. An 
wen die treuhänderiſche Abtretung zu erfolgen hat, iſt nicht 
beſtimmt. Hierüber wird die Umſchuldungsſtelle, ſei es all⸗ 
gemein in ihren Richtlinien, ſei es von Fall zu Fall, Be⸗ 
ſtimmungen zu treffen haben. 

Auch in anderer Weiſe kann die Umſchuldungsſtelle die 
Sicherſtellung der Zinſen und Tilgungsraten der umgeſchul⸗ 
deten Beträge anordnen. Dies bedeutet die Durchbrechung des 
bisher aufrechterhaltenen Grundſatzes, daß jede Spezialver⸗ 
pfändung bei Aufnahme von Anleihen ausnahmslos unzuläſſig 
iſt (vgl. preuß. Runderl. v. 27. Jan. 1925; Beutner, 
Schuldenweſen der Gemeinden S. 82). Hierin zeigt ſich, wie 
ſtark bedauerlicherweiſe der Kredit der öffentlich- rechtlichen 
Schuldner geſunken iſt. 

Zur Erleichterung der Umſchuldung ſind folgende zuſätz⸗ 
liche Kreditmittel geſchaffen worden: 

Aus dem Hauszinsſteueraufkommen werden in den Rech⸗ 
nungsjahren 1932—1935 je 12% des Geſamtaufkommens zur 
Bildung von Umſchuldungsfonds in jedem Land verwandt. 
Aus dieſen Fonds gewähren die Landesregierungen Kredite 
an ihre Gemeinden unter möglichſt gleichmäßiger Umſchul⸗ 
dung, und zwar auch für die Fälle, die nicht vor der Um⸗ 
ſchuldungsſtelle behandelt werden; die Zins⸗ und Tilgungs- 
beträge dieſer Kredite fließen wiederum den Fonds zu, die 
für die Landesregierungen im Rahmen des Finanzausgleichs 
frei verfügbar werden, ſoweit ſie für die Zwecke der Um⸗ 
ſchuldung nicht mehr benötigt werden. 

Des ferneren iſt zur Erleichterung der Umſchuldung die 
Ausgabe und Verwendung von Kommunalobligationen einiger 
Hypothekenbanken geplant. Um dies zu erleichtern, iſt der 
RF M. ermächtigt worden, gegenüber den ausgebenden Stel⸗ 


Aufſätze 
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len für die Verzinſung und Tilgung Garantien zu über⸗ 
nehmen, d. h. die Verzinſung und Tilgung der gewährten 
Kredite zu verbürgen. Inſoweit dies geſchieht, haftet dem 
Reich gegenüber das Land zu einem Drittel. Im übrigen 
kann ſich das Reich für ſeine Garantieverpflichtung dadurch 
ſichern, daß der Schuldner auf Verlangen der Umſchuldungs⸗ 
ſtelle verpflichtet iſt, Teile ſeines Vermögens an eine von der 
Umſchuldungsſtelle zu bezeichnende Stelle treuhänderiſch zu 
übereignen. Hierbei iſt insbeſ. an die im Eigentum der Schuld⸗ 
ner befindlichen Betriebe des öffentlichen Bedarfs gedacht. Ob 
das Reich dieſe ihm zunächſt nur treuhänderiſch übereigneten 
Werte ſpäter mit Zuſtimmung der Eigentümer für weitere 
gemeinwirtſchaftliche Zwecke verwenden wird, iſt vorläufig 
nicht zu erörtern. Eine weitere Sicherſtellung des Reichs 
liegt darin, daß, ſolange die Reichsgarantie beſteht, der 
Schuldner neue Kredite nur mit Zuſtimmung der Umſchul⸗ 
dungsſtelle aufnehmen darf. 

Dieſe Beſtimmungen gelten auch im Falle der Umſchul⸗ 
dung eines Landes. Selbſtverſtändlich haftet in dieſem Falle 
das Land dem Reich gegenüber nicht nur zu einem Drittel, 
ſondern für den ganzen Garantiebetrag. 

Die Umſchuldungsregelung iſt nur dann vollſtändig, 
wenn die Durchführung der Vereinbarungen gewährleiſtet iſt. 
In dieſer Beziehung iſt vorgeſehen, daß, wenn eine Gemeinde 
ihre Verpflichtung auf Zahlung länger als einen Monat oder 
ihre Verpflichtung auf Sicherſtellung durch treuhänderiſche 
Übertragung nicht erfüllt, das Land verpflichtet iſt, die gur 
Erfüllung der Verpflichtung oder zur Jahlung der Zins aut 
Tilgungsraten erforderlichen Maßnahmen gn 
beſ. kommt in dieſem Falle die zwansn In We 
Bei einem zweimonatlichen Zahlung Lan 
oder einer Gemeinde kann auf nt 


ſtelle der RF M. kurzerhand die rü! igen ant 
den Überweiſungsanteilen des beer. Ne ichen 
ſteuern einbehalten und den Umſch gern 3 
Verfügung ſtellen. Soweit es ſich u ;tändbe einer 
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desregierung zu. 

Es entſpricht der neuerlichen Übung, daß der RF M. 
zum Erlaß nicht nur von Verwaltungsvorſchriften, ſondern 
auch von Rechtsverordnungen zur Durchführung ermächtigt 
worden iſt. Außerdem hat die Umſchuldungsſtelle Richt⸗ 
linien für ihre Tätigkeit feſtzuſetzen. 

Die VO. v. 6. Okt. 1931 regelt reichsrechtlich auch die 
Aufnahme neuer Kredite durch die Gemeinden (nicht die 
Länder), indem ſie im erſten Kapitel des dritten Teils Vor⸗ 
ſchriften über die Aufnahme von Anleihen und Darlehen 
durch die Gemeinden enthält. Dieſer Teil der NotVO. ent“ 
ſpricht faſt wörtlich dem preuß. Gef. v. 29. Mai 1931, das 
ſomit faſt vollſtändig (bis auf die Regelung der Zuſtändig⸗ 
keit) überholt iſt. Damit ſind nunmehr die Richtlinien für 
das Schuldenweſen der Gemeinden v. 3. Dez. 1930 (Beut⸗ 
ner, Schuldenweſen der Gemeinden S. 53) reichsgeſetzlich 
verankert worden. 


Teilarmenrecht. 


Ein Teilarmenrecht wird in der ZPO. (vgl. $ 115 Abi. 2) 
nur in Geſtalt des Bruchteilarmenrechtes aufgeführt. Im übrigen 
behandelt die 3 O, lediglich das volle Armenrecht (AR.) mit den 
im 8 115 Abſ. 1 Ziff. 1—3 geregelten Folgen. Neben dieſen Er⸗ 
ſcheinungsformen begegnet uns in der gerichtlichen Praxis aber noch 
ein Teilarmenrecht, das in der ZPO. nicht ausdrücklich erwähnt 
wird. Es kommt nämlich häufig vor, daß eine Partei zwar das 
AR. beantragt, jedoch der Beiordnung eines Armenanwalts wider⸗ 
ſpricht, mit anderen Worten, daß ſie das AR. nur hinſichtlich der 
Gerichtskosten begehrt. Ein ſolcher Antrag iſt, wie das NG. (vgl. 
RS. 35, 369; WarnRſpr. 10, 296) ausführt, zulaſſig, die Bei⸗ 
ordnung eines Armenanwalts iſt in dieſem Falle unſtatthaft. Ein 
derartiges AR., das auf die Gerichtskoſten beſchränkt iſt, unter 
den Begriff des Bruchteilarmenrechts zu ſtellen, wie das vom OLG. 
Celle im Beſchl. v. 10. Nov. 1927: JW. 1928, 125 geſchieht, dürfte 
bedenklich fein. In der Anm. zu jener Entſch. wird m. E. mit 
Recht erinnert, daß dem Sprachgebrauch Gewalt angetan wird, ſo⸗ 
fern man unter Bruchteil einen von vornherein beſtimmten Koſten⸗ 
las, ſtatt einer beſtimmten Verhältniszahl (½, ½ uſw.) begreift. 
Des weiteren ſcheint mir gegen jene Anſicht ins Gewicht zu fallen 


die Tatſache, daß auch bei Statusklagen, die ein AR. nach Bruch 
teilen gem. § 115 Abſ. 2 a. a. O. nicht zulaſſen, der armen 
Partei, die das AR. lediglich für die Gerichtskoſten begehrt, 55 
übrigen ſich auf ihre Koſten mit einem Vertrauensanwalt 195 
ſehen hat, ebenfalls dies beſchränkte AR. in der — ſoweit . 
erſichtlich, nicht getadelten — Gerichtspraxis bewilligt wird. Dar 
aus dürfte ſich die Folgerung ergeben, daß ein auf einen feſten 
Satz, insbeſ. auf die Gerichtskoſten, beſchränktes AR., wie es durch 
Übung eingeführt und gutgeheißen ift, eine beſondere Erſcheinunge 
form des Teilarmenrechts neben dem Bruchteilarmenrecht iſt. © ? 
11170 zwar im Geſetz nicht erwähnt, iſt dort aber auch nich 
verboten. 


obiger Darlegung nicht beipflichten kann, ſo halte ich doch die lich 
jahung für richtig. Iſt doch kein durchſchlagender Grund erſicht 
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weshalb die Bewilligung des mehrgenannten Teilarmenrechts wohl 
auf entſprechenden Antrag zuläſſig ſein ſoll, ſonſt aber nicht. Wenn 
aber dieſe Art Teilarmenrecht bei vermögensrechtlichen Streitig⸗ 
Reiten ſtatthaft iſt, ſo möchte ich in Ermangelung eines Verbots die 
Statthaftigkeit auch für Statusklagen, bezüglich derer nur das 
Bruchteilarmenrecht durch 8 115 Abſ. 2 a. a. O. ausgeſchloſſen iſt, 
annehmen. Dieſe Annahme wird freilich auf Widerſpruch ſtoßen. 
Hat doch das OLG. Roſtock im Beſchl. v. 12. Aug. 1921 (OLSG⸗ 
Rſpr. 42, 5) betreffs eines Scheidungsprozeſſes ausgeſprochen, es 
müßte entweder das volle AR. gewährt oder das AR. ganz ver⸗ 
ſagt werden, und bemerkt doch ähnlich das OLG. Kiel in einem 
Beſchl. v. 28. Jan. 1931, 4 W 336/30, die Bewilligung des AR. 
auf einen Teil der Koſten ſei im Eheſtreit unzuläſſig. Ich verkenne 
nicht, daß der Geſetzgeber, wenn er i. J. 1920 bei Statusklagen 
das Bruchteilarmenrecht ausſchloß, damals vermutlich auch einem 
anderen Teilarmenrecht, ſofern er daran gedacht hätte, ablehnend 
gegenübergeſtanden haben würde. Inzwiſchen iſt aber eine wirt⸗ 
ſchaftliche Not größten Ausmaßes hereingebrochen. Sie hat auf 
zahlreichen Rechtsgebieten — ſogar bei den ſog. „wohlerworbenen 


Rechten“ der Beamten — ſtarke Wandlungen in der Auffaſſung 
des Geſetzgebers zutage treten laſſen. Er iſt viel fiskaliſcher ge⸗ 
worden und gerade auf dem Gebiete des AR., das zeitweilig mit 
beſonderem Wohlwollen bedacht war, zur Einſparung geneigt. Ob 
der Geſetzgeber vom Jahre 1931 eine Auslegung, die es geſtattet, 
bei Statusklagen von Perſonen, die zur Tragung der außergericht⸗ 
lichen Koſten ohne Beeinträchtigung des notwendigen Unterhalts 
imſtande ſind, das AR. auf die Gerichtskoſten zu beſchränken, 
als der ratio legis widerſtreitend erachtet, dürfte daher zweifelhaft 
ſein. Wenn auch bei Statusklagen das öffentliche Intereſſe neben 
dem privaten eine gewichtige Rolle ſpielt, ſo ſollte erſteres doch 
nicht ſo überwiegend bewertet werden, daß hier vom AR. ein ge⸗ 
radezu unverhälknismäßig großer Gebrauch gemacht werden kann, 
der nicht ſelten in einen Mißbrauch ausartet. Dieſer Umſtand be⸗ 
ſtimmt mich, die Bewilligung eines beſchränkten AR. bei Status⸗ 
klagen, falls ſie de lege lata nicht gebilligt wird, zum mindeſten 


de lege ferenda zu befürworten. 
LER. Schumacher, Altona. 
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über Die JIgntereſſenjurisprudenz“ haben zuletzt 
g diem „Grundriß des Schuldrechts“ (be⸗ 
69 von Kipp) und Heinrich Stoll 
J gebe ick, Ruemelin und U. B. Schmidt 
peſprochen in J 1175 von Jahrreiß) berichtet. Die 
3 een unpft, um dies hier kurz zu wieder⸗ 

ar 4, gegen die „Begriffsjurisprudenz“ und 
Nag tt geſetzestreu, aber nicht dem Buchſtaben 
er pr . „Konſtruktionen“, ſondern den im Geſetz 
zum Ausoruck gekommenen Intereſſenwertungen. Lücken find aus 
ihnen auszufüllen. Der Richter hat die Entſch. im Geiſte der 
Intereſſenwertungen zu treffen, die ſich im geſchriebenen Geſetz 
als die des Geſezgebers erweiſen. Das Aufſpüren dieſer Wer⸗ 
tungen, bei denen nicht nur die Intereſſen der Parteien, ſondern 
vor allem auch diejenigen der Allgemeinheit zur Abwägung ge⸗ 
ſtellt ſind, iſt die wichtigſte Aufgabe der Rechtswiſſenſchaft. An 
die Begriffe und Konſtruktionen des Geſetzgebers dagegen iſt der 
Richter nicht gebunden. Begriffs⸗ und Syſtembildung haben nur 
Wert für die überſichtliche Darſtellung des Rechtsſtoffes; neue 
Rechtsſätze, Löſungen im Geſetz nichtbehandelter Fälle dürfen 
weder aus den Konſtruktionen noch aus dem Syſtem entnommen 
werden. Andere Vertreter der Tübinger Schule, z. B. Hegler 
(vgl. ſeinen Beitrag zu der Feſtſchrift für Heck, Ruemelin und 
A. B. Schmidt über die Syſtematik des Zivilprozeßrechts), gehen 
hier weniger weit und ſprechen einer Syſtembildung, ſofern ſie nur 
nach teleologiſchen Geſichtspunkten vorgeht und nicht nach rein 
konſtruktiven, auch Erkenntniswert zu. 

Hecks Sachenrecht iſt wie ſein zwei Jahre früher er⸗ 
ſchienenes Schuldrecht ein Veiſpiel der Anwendung dieſer Methode 
auf eines der großen Gebiete des bürgerlichen Rechts und Heck 
eröffnet damit im Sachenrecht, dieſem wohlgepflegten Gebiet, das 
in einem der feinſten Werke unſerer Rechtsliteratur ſeine 
klaſſiſche Darſtellung gefunden hat, vielfach neue, oft überraſchende 
Einblicke. 

Ausgangspunkt der Darſtellung jedes einzelnen Rechtsinſtituts 
bildet die Aufzeigung der Lebensintereſſen und ihrer Gegenſätze, 
deren Löſung dem Geſetzgeber aufgegeben war. Aus ihnen heraus 
werden die Rechtssätze entwickelt. Als Beiſpiel dieſer Methode mag 
auf die Beſitzlehre hingewieſen werden, die „vorläufige Ordnung 
der Sachgüter“, Heck leugnet, daß die Ausgeſtaltung des Beſitz⸗ 
rechts des BGB. an Widerſprüchen leide und Schwierigkeiten 
aufweiſe. Er glaubt, die Geſamtheit der Regelung auf einen ein⸗ 
heitlichen Geſichtspunkt zurückführen zu können. „Man muß den 
Intereſſenſchutz erfaſſen, dem dieſe Normen dienen. Das iſt die 
ernfrage. Iſt ſie richtig beantwortet, ſind die entſcheidenden 
Intereſſen erfaßt, dann ergeben ſich die Einzelvorſchriften als folge⸗ 
richtige Verwirklichungen der Grundabſichten, und zwar in einem 
ſolchen Umfange, daß fie mit wenigen Ausnahmen beinahe als 
ſelbſtverſtändlich erſcheinen und auch beim Fehlen der fraglichen 
Geſetzesvorſchriften gelten würden.“ Der leitende Geſichtspunkt iſt 
für Heck das Kontinuitätsintereſſe, die Einfügung einer Sache in 
die Intereſſenſphäre einer Perſon. „Das geſchützte Rechtsgut iſt 
der Organiſationswert des Beſitzes“ Aus dieſer Grundlage wird 
der Begriff des Beſitzes, der Tatbeſtand, ebenſo abgeleitet wie die 
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Ausgeſtaltung des Beſitzſchutzes. Der Tatbeſtand des Beſitzes läßt 
ſich nach Heck nicht auf eine einheitliche Formel bringen; der 
Beſitzbegriff kann nicht gewonnen werden durch Zurückführung auf 
einen rein ſozialen, „einen Elementar- oder Urbegriff“, wie „Herr⸗ 
ſchaft“ oder „tatfächliche Gewalt“. Er ift nicht „dasjenige Ver⸗ 
hältnis, welches durch das gemeine Bewußtſein für tatſächliche Ge⸗ 
walt erklärt wird“. Heck leugnet, daß es einen ſolchen Begriff 
des Bewußtſeins überhaupt gebe, aber ſelbſt wenn man dies an⸗ 
nehmen wolle, ſei er zu eng. Man brauche ſich auch nicht mit der 
Annahme zu behelfen, daß der Geſetzgeber neben den eigentlichen 
Tatbeſtand des Beſitzes als „tatſächliche Gewalt“ andere Tat 
beſtände mit gleichen oder ähnlichen Rechtsfolgen geſtellt habe. Der 
einheitliche Beſitztatbeſtand ergebe ſich vielmehr dann, wenn man 
aus der ratio, aus der Intereſſenwertung heraus, den Beſitz als 
Blankettbegriff auffaſſe, als Zuſammenfaſſung der Situationen, in 
deren eine Sache in die Intereſſenſphäre einer Perſon eingefügt er⸗ 
ſcheint. Beſitz iſt „Einfuͤgung in die Intereſſenſphäre“, „Bereit⸗ 
ſchaftslage der Sache“. 


Daß dieſe Begriffsbeſtimmung einen Ausgangspunkt für faſt 
ſämtliche Probleme des Beſitzrechts gibt, iſt zuzugeben. Sie er⸗ 
klärt den Unterſchied des Beſitzes vom Dienergewahrſam ebenſo 
wie den Beſitz des Erben, die Entbehrlichkeit des Beſitzwillens für 
den Beſitzerwerb nach $ 854 Satz 1, wie den Beſitzerwerb durch 
Beſitzvertrag nach 8 854 Satz 2. Zuzugeben iſt auch, daß der Be⸗ 
griff der tatſächlichen Gewalt nicht durchaus eindeutig iſt, aber 
er leidet doch nicht an einer ſolch großen Unbeſtimmtheit und Viel⸗ 
deutigkeit wie der Ausdruck „Einfügung in die Intereſſenſphäre“. 
Vor allem aber — die Zurückführung des geſamten Beſitzrechts 
auf dieſen einzigen Grundbegriff erſcheint zu einſeitig. Insbeſ. er 
ſcheint die völlige Ablehnung des Rechtsfriedensgedankens in der 
Begründung des Beſitzſchutzes nicht gerechtfertigt. Der hiſtoriſche 
und ſyſtematiſche Zuſammenhang des Beſitzſchutzes mit der öffent⸗ 
lichen Friedensordnung der ſtaaklich organiſierten Gemeinſchaft läßt 
ſich m. E. nicht leugnen, und die Erkenntnis dieſes Zuſammenhangs 
iſt nicht nur von dogmatiſcher Bedeutung, ſondern auch von großem 
didaktiſchen Wert. Das Verbot der Selbſthilfe, das Gebot, das 
Recht vom Staat zu nehmen durch Anrufung der ſtaatlichen Ge⸗ 
richte, dieſer für das Privatrecht wie für das Prozeßrecht und die ge⸗ 
ſamte Staatsorganiſation grundlegende Satz, hat eine ſeiner Wurzeln 
im Beſitzrecht. Daß in der Ausgeſtaltung des Beſitzrechts der Schutz 
der privaten Kontinuitätsintereſſen von ſehr weſentlicher Bedeutung 
iſt, darf doch nicht überſehen laſſen, daß das öffentliche Intereſſe 
am Rechtsfrieden zum mindeſten mitwirkend berückſichtigt iſt. Was 
Heck gegen die Rechtsfriedenstheorie anführt, erſcheink mir nicht 
durchſchlagend. Er ſtützt ſich auf zwei Hauptargumente: Der Schutz 
der öffentlichen Friedensordnung werde durch andere Mittel be⸗ 
wirkt als die des Privatrechts, er ſei Aufgabe des Strafrechts und 
der Polizei. Aber er iſt doch auch Aufgabe des Juſtizrechts. Und 
dieſes hat ſeine Begründung letzten Endes eben im Verbot der 
Selbſthilfe. Noch weniger überzeugend iſt der Hinweis darauf, daß 
gerade die dem Beſitzer gewährte Selbſthilfebefugnis die Möglich⸗ 
keit der Gewaltanwendung und dadurch der Rechtsfriedensſtörung 
in fi) berge. Konſequent müßte dann auch die Gewaltanwendung 
der Polizei als Rechtsfriedensſtörung betrachtet werden. 

Zuzugeben iſt Heck, daß die Friedenstheorie nicht aus⸗ 
reicht, ſaͤmtliche Erſcheinungen des Beſißrechts befriedigend zu er⸗ 
klären; die Kontinnitätstheorie muß ergänzend eingreifen, aber 
ſie darf nicht allein betrachtet werden. Gerade in einem auf den 
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Intereſſenſchutz abgeſtellten Lehrbuch iſt dieſe Einſeitigkeit be⸗ 
fremdend. Sie widerſpricht auch Hecks ſonſtiger Methode. Seine 
Darſtellung anderer Rechtsinſtitute iſt farbiger, ſtärker differen⸗ 
zierend, die Vielzahl der bei der Ausgeſtaltung der Rechtsſätze maß⸗ 
gebenden Intereſſen berückſichtigend. Man vergleiche ſeine Aus⸗ 
führungen über das Pfandrecht, die Rechte an eigener Sache, den 
Schutz des guten Glaubens, die Erſitzung, die allgemeinen Pro⸗ 
bleme des Grundbuchs und ſeiner Ausgeſtaltung und vieles andere. 


Aus der Erkenntnis der Intereſſenwertungen des Geſetzgebers 
und nur daraus ergibt ſich die Auslegung und Abgrenzung der 
Rechtsſätze. Nur auf die ratio legis wird abgeſtellt, die Auslegung 
aus Strukturvorſtellungen und Konſtruktionen wird abgelehnt. Mit 
dieſer Auslegungsmethode gelangt Heck z. B. zur entſchiedenen 
Zurückweiſung der Lehre vom individualiſierten Beſitzkonſtitut. 
„Das verwendete Merkmal der Individualiſierung iſt ganz unbe⸗ 
ſtimmt. Es kann auch nicht mit Rückſicht auf diejenigen Inter⸗ 
eſſen näher beſtimmt werden, die durch das Merkmal gewahrt 
werden ſollen, denn eine ſolche Intereſſenwertung iſt gar nicht 
vorhanden. Die Unterſcheidung widerſpricht auch ſowohl dem Work⸗ 
laut des Geſetzes wie der Entſtehungsgeſchichte; ſie führt in der 
Praxis zu ungewiſſen und nicht angemeſſenen Entjcheidungen. .. . 
Der Richter, der nach dem Merkmal der Individualiſierung ſucht, 
wird immer dazu gedrängt, die Worte der Parteien zu ſchützen. Die 
Folge iſt das Gegenteil der ſachlich richtigen Beurteilung. Die wohl⸗ 
überlegte Simulation wird belohnt. Dagegen wird der ernſt⸗ 
gemeinten Übereignung, bei der die Parteien ſich über den Rechts⸗ 
grund des Beſitzvorbehalts nicht beſonders ausgesprochen haben, 
weil er für fie außer Zweifel ſteht, die rechtsändernde Wirkung 
abgeſprochen.“ 


Bemerkenswert ſind die Ausführungen Hecks über die Aus⸗ 
legung des § 879 (Rangordnung bei den Rechten an Grundſtücken). 
Heck bekämpft die herrſchende Meinung, die hier als Ausnahme 
von dem im deutſchen Grundbuchweſen ſonſt herrſchenden Syſtem des 
öffentlichen Glaubens einen Anwendungsfall des Syſtems der formellen 
Rechtskraft erblickt. Die Eintragung ſoll abſolut den Rang des 
Rechts beſtimmen, auch wenn ſie ordnungswidrig vorgenommen wurde. 
Bezüglich des Ranges ſoll die Eintragung nicht unrichtig ſein können. 
Nach Heck gilt auch hinſichtlich des Ranges nichts anderes als für 
andere Eintragungen. Auch bezüglich des Ranges kann eine Ein⸗ 
tragung falſch ſein. Ebenſo wie ſonſt greifen korrigierend der Be⸗ 
richtigungsanſpruch und der öffentliche Glaube ein. Die herrſchende 
Meinung ſtützt ſich ausſchließlich auf den Wortlaut des 8 879. Dieſer 
Text iſt aber, wie Heck dartut, durchaus nicht klar und eindeutig. 
Die herrſchende Meinung betrachtet den Paragraphen als Antwort auf 
die Frage: „Wie regelt die Rechtsordnung das Rangverhältnis bei 
Rechten an Grundſtücken?“ Faßt man die Frage ſo, dann aller⸗ 
dings ergibt ſich als Antwort das Prinzip der formellen Rechtskraft. 
Heck will den Paragraphen als Antwort auf eine ganz andere Frage 
auffaſſen, auf die Frage: „Was iſt der Inhalt des Grundbuchs, der 
in 5892 gemeint iſt, in Anſehung des Ranges? Wie erkennt man 
aus dem Grundbuch die Rangordnung der Rechte? Darf der Er⸗ 
werber ſich an das Datum halten oder an die räumliche Reihenfolge 
der Eintragungen?“ „Faßt man den 8 879 als Antwort auf dieſe 
Frage auf, ſo enthält er gleichfalls eine ganz deutliche Antwort. Aber 
er enthält dann keine materielle Rechtskraft, ſondern eine Inter⸗ 
pretationsvorſchrift, eine Art Erläuterung zu § 892, eine Erläuterung 
darüber, was als „Inhalt des Grundbuchs“ hinſichtlich des Ranges 
anzuſehen iſt.“ Welche der beiden Auslegungsmöglichkeiten richtig iſt, 
wird aus der Intereſſenlage beantwortet: Da keine Gründe erſichtlich 
ſind, die im Grundbuchweſen überhaupt zu berückſichtigenden Inter⸗ 
eſſen hinſichtlich des Ranges anders zu bewerten als bei ſonſtigen 
Eintragungen, verdient die zweite Auslegungsmöglichkeit den Vorzug. 
Die Rechtslehre wird ſich mit dieſer Auffaſſung noch zu beſchäftigen 
haben, ebenſo wie mit der wohlbegründeten „Einrede der Zweck⸗ 
erreichung“, die Heck dem Eigentümer gegen den die perſönliche 
Forderung geltend machenden Hypothekengläubiger gibt, der das 
Grundſtück in der Zwangsverſteigerung unter dem Wert erworben 
und damit einen ſeinen Ausfall deckenden Gewinn gemacht hat. 


Ihr vielleicht wichtigſtes Gebiet findet die intereſſenjuriſtiſche 
Methode in der Ausfüllung der Geſetzeslücken. Ein Muſterbeiſpiel 
dieſer Art bietet Hecks Darftellung der Vormerkung. Dieſes erſt 
in einem ſpäten Stadium der geſetzgeberiſchen Arbeiten eingefügte 
Rechtsinſtitut iſt ja im Geſetz nur ſehe unvollkommen geregelt. Heck 
unterſucht zunächſt, begrifflich aufs ſchärfſte abgrenzend, welche 
Fragen eine geſetzliche Regelung gefunden haben. Dann werden 
die Lücken feſtgeſtellt und die Intereſſen erörtert, die bei dieſen 
geſetzlich nicht geregelten Fallen zu berückſichtigen und abzuwägen 
ſind, ſchließlich wird aus der Geſamtheit der im Grundbuchrecht er⸗ 
ſichtlichen geſetzlichen Intereſſenwertungen die Löſung verſucht, ſo für 
die Frage der materiellen Vorausſetzungen der bewilligten und der 
angeordneten Vormerkung, für die Frage, ob dem Erwerber einer 
bewilligten Vormerkung der öffentliche Glaube des Grundbuchs zugute 
komme (wird mit der herrſchenden Meinung bejaht), wie die Vor⸗ 
merkung ihr Ende finde („Aus der Intereſſenwürdigung ergibt ſich, 
daß die gewollte Aufhebung nicht ſchon durch Löſchung erfolgt, ſondern 


erſt dann, wenn ein dingliches Rechtsgeſchäft und Löſchung zuſammen⸗ 
fallen... Durch eine Löſchung, die dieſer materiellen Vorausſetzung 
ermangelt, wird die Vormerkung nicht aufgehoben, ſondern das 
Grundbuch wird unrichtig.“), für die Frage, inwieweit der öffent⸗ 
liche Glaube dem Erwerber des vorgemerkten Anſpruchs zugute komme 
(„Die Exiſtenz des Anſpruchs wird durch den Buchinhalt nicht be⸗ 
ſcheinigt.“) und anderes. 


Ein anderes ſchönes Beiſpiel iſt die Erörterung über die rechts⸗ 
geſchäftliche Selbſtandigkeit oder Unſelbſtändigkeit der dinglichen 
Einigung. Heck lehnt die herrſchende Einheitstheorie ab, da ſie zu 
dem intereſſenwidrigen Ergebnis führe, daß die Einigung über bie 
Übertragung des Eigentums an einer beweglichen Sache bis zur 
Rückgabe frei widerruflich iſt. Dieſe Auffaſſung entbehre der geſetz⸗ 
lichen Stütze und widerſpreche dem allgemeinen Grundſatz der Ver⸗ 
tragstreue. 

Aus der Intereſſenlage heraus will Heck auch die im Geſetz 
nicht vorgeſehene Verlegung einer Grunddienſtbarkeit auf ein anderes 
herrſchendes Grundſtück zulaſſen, ſofern fie nicht zu einer Mehr⸗ 
belaſtung des paſſiv Beteiligten führt. „Die Analogie des 8 1023 
(unabdingbares Verlegungsrecht des paſſiv Beteiligten) muß durch⸗ 
greifen; was dem einen recht iſt, iſt dem anderen billig. Die Analogie 
iſt auch deshalb geboten, weil das dem § 1023 zugrunde liegende 
Werturteil nachträglich in 8 904 allgemeine Anerkennung erlangt hat.“ 

Die negative Seite der Intereſſenjurisprudenz iſt die ſtrikte 
Ablehnung der Begriffsjurisprudenz, d. h. der Ableitung von Rechts⸗ 
ſätzen aus der Struktur der Normbegriffe. Beiſpiele für dieſe Seite 
der Heck ſchen Methode find bereits erwähnt: Die Ablehnung der 
Einheitstheorie des dinglichen Rechtsgeſchäfts, die Behandlung der bei 
der Vormerkung auftretenden Fragen, die Ablehnung des Individuali⸗ 
ſierungserforderniſſes beim Beſitzkonſtitut. Dieſe Ablehnung hängt zu⸗ 
ſammen mit Hecks Auffaſſung von der Bedeutung des Traditions⸗ 
prinzips in der Übereignung beweglicher Sachen. Ein Geſetzgeber, der 
dem Beſitz in der Übereignung beweglicher Sachen Bedeutung zu⸗ 
ſchreiben will, kann dies auf zwei verſchiedenen Wegen tun, dem 
des Traditionszwanges und dem der Traditionsmaxime. Traditions⸗ 
zwang: die Beſitzübertragung iſt das Erfordernis, das zum Über 
eignungswillen der Parteien ebenſo notwendig hinzutreten muß wie 
bei unbeweglichen Sachen die Grundbucheintragung. Traditions⸗ 
maxime: Die Eigentumsübertragung geſchieht auf Grund des Über⸗ 
eignungswillens der Parteien (Vertragsprinzip). Die Tradition iſt 
nur ein Erkenntnismittel dieſes Willens. Entgegen der herrſchenden 
Meinung ſieht Heck den Traditionszwang, der „unzweifelhaft den 
hiſtoriſchen Ausgangspunkt unſeres Geſetzes bildet“, im BGB. ſelbſt 
nicht mehr verwirklicht. Er iſt durch ſo wichtige Ausnahmen durch⸗ 
brochen, daß Heck glaubt feſtſtellen zu können, das Geſetz ſtehe 
bereits auf dem Boden des Vertragsprinzips, verbunden mit der 
Traditionsmaxime. Heck gibt zu, daß die Ausdrucksweiſe des Ge⸗ 
ſetzes gegen ihn ſpricht, aber „entſcheidend darf nicht die Ausdrucks⸗ 
weiſe des Geſetzes ſein, ſondern entſcheidend iſt der Intereſſengehalt 
der Normen. Wenn wir nach dem Intereſſengehalt fragen, dann iſt 
es m. E. unzweifelhaft, daß das Geſetz die Parteiintereſſen den 
Sichtbarkeitsintereſſen in jedem Konfliktsfalle voranſtellt. Das Tra⸗ 
ditionsprinzip iſt daher nur das hiſtoriſche Koſtüm, in dem das Ver⸗ 
tragsprinzip den Eintritt in das geltende Recht gefunden hat“. Dieſe 
Intereſſenwertung muß daher nicht nur in den vom Geſetz aus⸗ 
drücklich geregelten, als Ausnahme von dem Traditionszwang auf⸗ 
tretenden Fallen der 88 929 Abſ. 2, 930, 931 eintreten, ſondern 
allgemein. 

Hier müſſen die Bedenken gegen die He ah ſche Methode ein⸗ 
ſetzen. Die Regelung des BGB. mag ſich als nicht voll befriedigende 
hiſtoriſche Übergangsregelung darſtellen. Das Prinzip des Traditions⸗ 
zwangs mag der inneren Berechtigung entbehren — daß die Rechte 
anderer größerer Verkehrslander ohne dieſes Prinzip auskommen 
(Common Law, romaniſche Rechte), iſt vielleicht der ſtärkſte Beweis 
für feine Entbehrlichkeit —; folange es im Geſetz klar zum Aus⸗ 
druck gekommen iſt — das gibt ja Heck ſelbſt zu —, darf der 
Richter es nicht von ſich aus ausſchalten. 

Ein anderes Beiſpiel iſt Hecks Stellungnahme zum „An⸗ 
lehnungsdogma“ beim Pfandrecht, d. h. zur Theorie der akzeſſoriſchen 
Natur der Hypothek gegenüber der perſönlichen Forderung. Daß 
dieſes Dogma geſetzgebungspolitiſch falſch ift, daß es zu unangemeſſenen 
Ergebniffen führt, insbeſ. in der Ausgeſtaltung des Verhaltniſſe⸗ 
zwiſchen perſönlichem und dinglichem Schuldner, weiſt Heck abſolut 
überzeugend nach (Die Beurteilung ſeines Verſuches, die Nichtgeltung 
dieſes Dogmas auch für das klaſſiſche römiſche Recht darzutun, muß 
Berufeneren überlaſſen bleiben). Am überzeugendsten ift der Nachweis, 
daß der Geſetzgeber ſelbſt in den typiſchen „Verſagensfüllen“ der Ver⸗ 
jährung, des Konkurſes, des Zwangsvergleiches und der Nachlaß 
erſchöpfung es abgelehnt hat, die logiſchen Folgerungen aus dem 
Anlehnungsdogma zu ziehen, daß er hier in ſelbſtverſtändlicher Wür⸗ 
digung der Intereſſenlage das Pfandrecht vom Schickſal der perſön⸗ 
lichen Forderung loslöſt. Aber der Verſuch, dieſe Loslöſung auch u 
anderen vom Geſetzgeber nicht erfaßten „atypiſchen Verſagensfällen 
vorzunehmen, erſcheint mir nicht überzeugend. Heck behandelt vier 
Falle, in denen ſeines Erachtens die Verknüpfung der dinglichen 
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Sicherung mit dem Schickſal der perſönlichen Forderung zu un⸗ 
angemeſſenen Ergebniſſen führt. In dreien dieſer Fälle kann man 
aber zweifeln, ob die von Heck vorgeſchlagene Löſung wirblich der 
Intereſſenlage entſpricht. Im vierten Falle iſt ſie kaum durch dringende 
Gründe erfordert. 


Im erſten, dem „Simulationsfall“, wollen die Parteien eine 
Realobligation ohne perſönliche Schuld begründen. Heck ſelbſt ſagt, 
der vorgeſehene Weg hierfür iſt die Grundſchuld. „Aber die Par⸗ 
teien wählen die Hypothek aus Unkenntnis oder weil dieſe Form 
in der Gegend allein gebräuchlich und deshalb leichter begebbar iſt. 
Da das GBA. eine Hypothek ohne Angabe einer Forderung nicht 
einträgt, ſo ſimulieren ſie eine Darlehnsforderung, und die Hypo⸗ 
thek wird eingetragen.“ Heck will hier eine forderungsfreie Hypo⸗ 
thek entſtehen laſſen. Aber wo iſt hier das Intereſſe, das zu dieſer 
Durchbrechung geſetzlicher Prinzipien zwänge, deren Berechtigung 
dahingeſtellt bleiben mag? Nach dem Geſetz entſteht eine Eigentümer⸗ 
grundſchuld. Dieſes Ergebnis mag „überraſchend“ erſcheinen, aber 
m. E. beſteht kein zwingender Anlaß, es abzulehnen. Das Geſetz gibt 
den Parteien einen klaren Weg zur Verwirklichung des von ihnen 
gewünſchten Ziels. Weichen ſie von dieſem Wege ab, wählen ſie einen 
Umweg, fo übernehmen fie ein Riſiko und fie müſſen eben die Rechts⸗ 
folgen tragen, die das Geſetz an dieſen Umweg knüpft. Ein zwingen⸗ 
des Motiv, die Wünſche der den krummen Weg bevorzugenden Par⸗ 
teien den Rechtsſicherheitsintereſſen voranzuſtellen, iſt nicht erſichtlich. 


Im zweiten, dem „Schenkungsfalle“, will A. dem B. ſchenk⸗ 
weiſe ein verzinsliches Kapital verſprechen und durch Verpfändung 
feines Hauſes dinglich ſichern. Die Schenkung ift vollzogen und wirk- 
ſam, wenn A. dem B. eine Grundſchuld eintragen läßt. Gegen Wolff 
(8 145 Abſ. 1) und RG. 88, 366 — JW. 1916, 1394 will Heck das 
gleiche Ergebnis auch dann annehmen, wenn A. eine Hypothek beſtellt. 
Die Din va ee Wortlaut des Geſetzes — Entſtehung einer Eigen⸗ 
egen, (5 63) — lehnt Heck ab. Auch hier iſt kein 
a Auſehen, vom Geſetz abzuweichen. Das Geſetz 
Weg, auf dem fie ihren Willen verwirklichen 

dees Geſetzes auszuſchalten, mag vielleicht 
ba 4, wenn feine Einhaltung wirklich berechtigte 
iirklichung verhindern würde. Aber das iſt 
Fall 
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N nt bezeichnet Heck die Fälle der „Surrogat⸗ 
erung: Das vorges jene Gebilde iſt nicht entſtanden, aber dafür 
ber es eiger einen Erſatz⸗ oder Bereicherungsanſpruch erlangt. 
Ver Darlehnsvertrag erweiſt ſich als nichtig, nachdem das Darlehen 
ausgezahlt war, ſo daß eine condiotio gegeben iſt. Wie ſteht es mit 
der Hypothek? Heck weiſt ſie dem Glaubiger des Bereicherungs⸗ 
anſpruchs zu. Der geſetzlichen Intereſſenwürdigung ſcheint mir die 
Löſung des RG. (JW. 1911, 653) beſſer zu entſprechen, das die 
Hypothek dem Eigentümer zuweiſt. Mißbilligt die Rechtsordnung — 
aus Intereſſenabwägungen! — die Entſtehung des Darlehnsanſpruchs, 
3. B. wegen Wuchers, jo mißbilligt fie erſt recht, den Gläubiger ding⸗ 
lich zu ſichern. Auf einem Umwege würde gerade das vom Geſetz 
nicht gewollte Ergebnis erreicht. 


In Be drei Fällen erſcheint es alſo recht zweifelhaft, ob die 
Heck ſchen Löſungen wirklich aus der Intereſſenlage geboten ſind. 
Erwägenswerter erſcheint der vierte Fall, der des „Verzichts“. Der 
Hypothekengläubiger vereinbart mit dem Eigentümer, der zugleich per⸗ 
ſönlicher Schuldner iſt, den Verzicht auf die perſönliche Forderung. 

will ſich fortan mit der dinglichen Sicherung begnügen. Die 
Rechtsordnung gibt den Parteien in der Umwandlung der Hypothek 
in eine Grundſchuld ein adäquates Mittel. Aber die Umwandlung 
erfordert Eintragung. Um dieſe zu vermeiden, verzichtet der Gläu⸗ 
biger außerbücherlich auf ſeine perſönliche Forderung. Die wört⸗ 
liche Anwendung des § 1163 würde zu dem überraſchenden und 
icher unangemeſſenen Ergebnis führen, daß der Glaubiger nicht nur 
eine perſönliche Forderung, ſondern auch ſeine dingliche Sicherung 
verliert. Aber dieſes Ergebnis iſt nicht geboten. Die Parteien wollen 
ein forderungsbekleidetes Grundpfand in ein forderungsfreies um⸗ 
wandeln, d. h. ſie wollen aus einer Hypothek eine Grundſchuld 
machen. Fehlt die Eintragung, fo iſt dieſes Rechtsgeſchäft ohne Wir⸗ 
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kung. Daß die Eintragung durch keine Intereſſen erfordert, daß fie 
rechtspolitiſch überflüſſig iſt, iſt richtig. Aber iſt dies wirklich ein 
genügender Grund, eine klare Geſetzesvorſchrift außer Anwendung zu 
en Man mag darüber diskutieren, eine geſetzliche Norm auszu⸗ 
ſchalten, deren Anwendung ſchwerwiegende Gegenintereſſen gegen⸗ 
überſtehen. Aber ſoll ſchon die bloße Entbehrlichkeit dazu berechtigen? 


Aus der Fülle der in dem Buche behandelten Probleme können 
hier nur dieſe wenigen Beiſpiele herausgegriffen werden. Sie ſollen 
dazu dienen, Hecks Methode zu veranſchaulichen. Sie werden auch 
dartun, welch große wiſſenſchaftliche Bedeutung dem Werke zukommt. 


Heck hat ſein Buch für kritiſche Leſer geſchrieben. Er trägt 
feine Anfichten nicht als apodiktiſche Wahrheiten vor, ſondern als 
Ergebniſſe ſorgfältig wägender Gedankengänge, deren Überprüfung er 
vom Leſer verlangt. Abweichende Anſichten werden durchweg mit⸗ 
geteilt und gewürdigt. Darin liegt die beſondere didaktiſche Be⸗ 
deutung des Buches. Nicht nur Sachenrecht wird gelehrt, ſondern 
juriſtiſche Methoden, demonſtriert am Sachenrecht. In klarer Sprache, 
in präziſen Formulierungen führt Heck den Anfänger an die Rechts⸗ 
begriffe heran, die ihm nicht als ſelbſtgenügſame Gebilde vorgeführt, 
ſondern aus den Lebensbedürfniſſen heraus entwickelt werden. Die 
Rechtsinſtitute werden in ihrer praktiſchen Tragweite und Bedeutung 
vorgeführt, aber ſie werden auch begrifflich ſcharf unterſucht. Keine 
Schwierigkeit wird umgangen, im Gegenteil, gerade an den beſon⸗ 
deren, den ſchwierigen Fällen wird die juriſtiſche Methode gelehrt. 
Man vermag ſich vorzuſtellen, daß dieſes ſchöne lebensnahe Buch 
den Anfänger zu feſſeln weiß. Es iſt der Niederſchlag jahrzehnte⸗ 
langer Lehrerfahrungen. 


Eine Bemerkung ſei noch geſtattet: Auffällig iſt die geringe 
Heranziehung ausländiſchen Rechts. Der Verf. hat dafür ſicherlich ſeine 
guten Gründe. In einem Lehrbuch eines nationalen Rechts aus⸗ 
läudiſches Recht heranzuziehen, führt leicht dazu, reines Tatſachen⸗ 
material ohne innere Verbundenheit nebeneinanderzuſtellen. Aber 
man vermag ſich vorzuſtellen, daß die gerade im Sachenrecht verhält⸗ 
nismäßig einfach herauszuſtellenden leitenden Grundſätze der großen 
ausländiſchen Rechtsſyſteme, alſo insbeſ. des Common Law und der 
romaniſchen Rechte, die Intereſſenforſchung noch zu vertiefen ver⸗ 
mögen. Sie zeigen den möglichen „Vorrat an Löſungen“ und welche 
Erwägungen in den einzelnen Syſtemen zur Wahl der einen oder der 
anderen Löſung geführt haben. Die Rechtsvergleichung iſt eine not⸗ 
wendige Ergänzung und Weiterführung der Intereſſenjurisprudenz. 
Heck zeigt die mögliche Vielfalt der Löſungen nur in ihrem zeitlichen 
Hintereinander — feine knappen Darſtellungen hiſtoriſcher Ent⸗ 
wicklungen gehören vielleicht zu dem Schönſtec feines Buches, 
beſonders erfreulich iſt auch die Richtigſtellung mancher heute popu⸗ 
lärer Vorurteile gegen das römiſche Recht. Die Erweiterung durch 
die Darſtellung des Nebeneinander der heutigen Loſungsverſuche wäre 
meines Erachtens nicht nur eine wünſchenswerte, ſondern eine not⸗ 
wendige Ergänzung. Immer wieder wird heute darauf hingewieſen, 
in welch ſteigendem Maße der deutſche Juriſt vor Fragen ausländi- 
ſchen Rechts geſtellt wird. Die große Hilfloſigkeit gegenüber inter⸗ 
nationalrechtlichen Problemen wird am beſten dann überwunden, 
wenn ſchon der Anfänger mit den Grundbegriffen der großen aus⸗ 
ländiſchen Syſteme bekannt gemacht wird. Geſchieht dies im Zu⸗ 
ſammenhang mit der Einführung in das eigene Recht, ſo dient dieſe 
Schulung dann aufs beſte dem Verſtändnis für die Problematik aller 
poſitivrechtlichen Beſtimmungen und damit dem Heck ſchen Ziel der 
Erziehung ſelbſtändig denkender kritiſcher Juriſten. Vielleicht über⸗ 
prüft der Verf. vor einer Neuauflage doch noch einmal feinen Stand⸗ 
punkt in der Frage der Heranziehung ausländiſcher Rechte. 


Durch das Buch weht ein erfriſchend lebendiger Hauch. Viel 
alter Wuſt wird weggefegt, immer wieder trifft der Leſer auf über⸗ 
raſchende Einſichten und treffjichere Formulierungen. Aus dem Buche 
ſpricht die Perfünlihkeit eines originalen Denkers und eines großen 
Lehrers. Der juriſtiſche Nachwuchs wird dem Verf. Dank wiſſen. 
Die deutſche Rechtswiſſenſchaft und -praxis werden ſich mit dem, 
allzu beſcheiden „Grundriß“ genannten, hochbedeutſamen Werk ſehr 
eingehend zu befaſſen und auseinanderzuſetzen haben. 


Priv Doz. Dr. Rheinſtein, Berlin. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! 


A. Ordentliche Gerichte. 
Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht Juſtiz⸗ 
rat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Dr. Kurlbaum, Juſtizrat 
Dr. Schrömbgens und Huber. 


[* Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — 7 Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


1. Geltung der GrVerkG. v. 10. Febr. 1923 
und 20. Juli 1925 im Einbruchsgebiet. Verhält⸗ 
nis der Beſtimmung Art. 1 Satz 2 Halbſ. 2 des 
letzteren Geſetzes zum erſteren; in jenem liegt 
nicht eine mit rückwirkender Kraft getroffene 
neue ſelbſtändige Anordnung der Genehmi⸗ 
gungsbedürftigkeit. f) 

Die Rev. richtet ſich gegen die Anwendbarkeit des 
GrVerkcG. v. 10. Febr. 1923 und 20. Juli 1925 auf das 
Veräußerungsgeſchäft v. 31. Jan. 1923. Deren Bejahung 
durch die Vorinſtanzen erweiſt ſich aber als rechtlich be⸗ 
denkenfrei, wenn auch dem ſelbſtändigen Grunde, den das 
BG. der von ihm gebilligten und übernommenen Begrün⸗ 
dung des erſten Richters hinzufügt, nicht beigepflichtet wer⸗ 
den kann. In Ergänzung der Ausführungen des LG. er⸗ 
achtet der BerR. die Einwendung des Bekl., das Ver⸗ 
äußerungsgeſchäft v. 31. Jan. 1923 habe einer behördlichen 
Genehmigung gar nicht bedurft, auch weiter für unbegründet 


Zu 1. Zutreffend iſt die intereſſante Entſch., auch im weſent⸗ 
lichen in ihren Gründen, erfreulich iſt fie nicht. Das GrVerkG. 
v. 26. Juli 1925 iſt mit Recht außer Betracht geblieben: der 
zweite Halbſatz des zweiten Satzes feines Art. 1 (fo Aſch, Der 
Grundſtückskauf 8 7 S. 32) iſt lediglich eine authentiſche Inter⸗ 
pretation des GrVerkGG. v. 10. Febr. 1923, die nur die Fälle 
der Auflaſſungen aus der Zeit v. 1. Jan. bis zum 16. Febr. 1923 
betrifft, hier handelt es ſich aber um eine Auflaſſung v. 5. Juli 
1923, er hat aber zu der Frage, ob und wann die geſetzliche Ge⸗ 
nehmigungspflicht der Grundſtücksveräußerungen in den beſetzten 
Gebieten Geltung erlangt hat, Stellung nicht nehmen wollen noch 
genommen. Den Ausführungen des Urteils kann inſoweit nur bei⸗ 
gepflichtet werden. Wenn demgegenüber die Inſtanzgerichte feſt⸗ 
geſtellt haben, daß das GrVerkG. in D. tatſächlich, wenn auch 
nicht einheitlich, gehandhabt worden ſei, jo wird man mit dem RG. 
dieſer aus der Erfahrung der Gerichte geſchöpften Überzeugung ſich 
unterwerfen müſſen. Erfahrungsgemäß haben die Beſatzungsbehör⸗ 
den, mögen auch formell die Bedingungen des Inkrafttretens der 
deutſchen Geſetze im einzelnen Falle nicht immer vollendet geweſen 
ſein, ſich um die Anwendung der den innern deutſchen Rechtsver⸗ 
kehr betreffenden und ihre Belange nicht berührenden Vorſchriften 
nicht gekümmert. So wird es auch mit dem GrVerkG̃. geweſen 
fein. Dafür ſpricht außer dem vom Notar beobachteten Ver⸗ 
fahren u. a. der Umſtand, daß die Genehmigungsbehörden ſich 
nachträglich auf eine Prüfung der Veräußerung wegen der be⸗ 
antragten Genehmigung eingelaſſen, die Genehmigung alsdann 
allerdings verſagt haben. Andererſeits ſteht, das iſt nicht zu ver⸗ 
kennen, der Auffaſſung entgegen die Tatſache, daß in der früheren 
Lage des Verfahrens das GBA. die Umſchreibung des Eigentums 
im Grundbuch vorgenommen hat, ohne daß die Genehmigung ge⸗ 
mäß dem GrVerkG. vorlag. Immerhin erſcheinen vielleicht nicht 
ganz bedenkenfrei die Ausführungen des NG., wenn fie die Mei⸗ 
nung des Pohl ſchen Gutachtens, das die Geltung des GrVerk®. 
in D. im Juli 1923 verneint, um deswillen nicht gelten laſſen 
wollen, weil für dieſe Annahme eine hinreichende tatſächliche 
Grundlage nicht vorhanden geweſen ſei. Hier handelt es ſich nicht 
— es darf allerdings angenommen werden, daß dies auch nicht 
die Auffaſſung des RG. iſt — um die der Nachprüfung durch die 
Rev. entzogenen Feſtſtellungen tatſächlicher Grundlagen des Klage⸗ 


D. S. 


im Hinblick auf die ausdrückliche Vorſchrift des zweiten 
GrBerf®. v. 20. Juli 1925, wonach mit rückwirkender Kraft 
angeordnet worden ſei, daß (von einer hier nicht zutreffenden 
Ausnahme abgeſehen) der Genehmigung alle im $ 1 des Gef. 
v. 14. Febr. 1923 bezeichneten Rechtsgeſchäfte bedürfen, bei 
denen die Rechtsänderung am 16. Febr. 1923 (dem Tage 
des Inkrafttretens dieſes Geſ.) noch nicht durch Eintragung 
im Grundbuch wirkſam vollzogen war. In dieſer Beſtim⸗ 
mung des Art. I Satz 2 Halbſ. 2 des Gef. v. 20. Juli 1925 
eine mit rückwirkender Kraft getroffene neue Anordnung 
und deshalb ſelbſtändige Grundlage der Genehmigungsbedürf⸗ 
tigkeit zu ſehen, begegnet aber dem Bedenken, daß der 
Wortlaut der Vorſchrift deutlich auf die Abſicht bloßer 
authentiſcher Interpretation hinweiſt. Eine ſolche bloße 
authentiſche Erläuterung der älteren Vorſchrift des 8 15 
Satz 2 des Geſ. v. 10. Febr. 1923 würde jedoch der Ent⸗ 
ſcheidung der Frage nicht vorgreifen, ob dieſe Beſtimmung 
überhaupt bis zum 19. Juli 1923, dem Tage der Um⸗ 
ſchreibung der Grundſtücke im Grundbuch, Geltung in D. 
erlangt hatte. Nur wenn aus Art. I Satz 2 Halbſ. 2 des 
Geſ. von 1925 als Wille des Geſetzgebers zu entnehmen 
wäre, eine Vorſchrift im nunmehr außer Zweifel geftellten 
Sinne des $ 15 Satz 2 des Gef. von 1923 rückwirkend auf 
den Zeitpunkt des Inkrafttretens dieſes Geſetzes auch für 
Gebiete zu treffen, wo deſſen Inkrafttreten zunächſt nicht 
wirkſam geworden war, würde die Auffaſſung des BG. in⸗ 
ſoweit unbedenklich ſein. Gegen dieſe Auffaſſung iſt aber 
ferner geltend zu machen, daß das GrVerkéG. auch nach der 
Erläuterung von 1925 doch alle bis zu ſeinem Inkrafttreten 
durch Eintragung im Grundbuch vollzogenen Rechtsände⸗ 
rungen in ihrer Wirkſamkeit unberührt laſſen wollte. Es 
wäre daher auch aus dieſem Grunde nicht unbedenklich an⸗ 


anſpruchs, ſondern um die, gerade dem Rev. vornehmlich ob⸗ 
liegende gegebenenfalls durch tatſächliche Erhebungen und durch An⸗ 
wendung aller Mittel zur Kenntniserlangung herbeizuführende 
Feſtſtellung, ob ein beſtimmter Rechtsſatz zu einer beſtimmten Zeit 
in einem beſtimmten Teil Deutſchlands gegolten hat. Wenn zu 
dieſer Überzeugung dem NG. die Feſtſtellungen der Vorinſtanzen 
genügt haben, ſo wird dagegen kaum etwas zu erinnern ſein. Nicht 
ohne Bedenken iſt die Hineinziehung der Frage nach der völker⸗ 
rechtlichen Zuläſſigkeit der Anordnung der franzöſiſchen Beſetzungs 
macht, wonach die deutſchen Geſetze in D. erſt nach Vorlegung uſw. 
gelten ſollten. Es folgt ſchon aus den Ausführungen des Pohl ſchen 
Gutachtens, daß es nicht der Wille des Deutſchen Reiches ſein kann, 
da die Intereſſen ſeiner Staatsangehörigen zu ſchadigen, wo 
nicht in der Lage iſt, feine Anordnungen gegen völkerrechtswidrige 
Gewalt von außen zu ſchützen. Vorſichtige Behandlung dieſer 
Fragen je nach den Umſtänden des Falles, die allerdings den be⸗ 
dauerlichen Zuſtand des tolerari posse herbeiführen können, iſt 
hier geboten, denn ſonſt donec delirant reges, plectuntur Achivl. 
Unterlag aber der Grundſtückskauf der Genehmigung und iſt 
dieſe verſagt worden, fo iſt die im Urteil des RG. angeordnete 
Rückgängigmachung der ſomit ohne Rechtsgrund erfolgten Um” 
ſchreibung im Grundbuch und Rückgabe des Grundſtücks die not⸗ 
wendige Folge. Beſonders bemerkenswert ſind die Ausführungen 
des RG. zu der Frage, inwieweit bei einer genehmigungspflich⸗ 
tigen Grundſtücksveräußerung der Verkäufer ſeinerſeits zur Her 
beiführung der Genehmigung mitzuwirken habe (vgl. dazu A ſch 
§ 8 S. 43). Daß eine ſolche Verpflichtung für den Verkäufer an 
ſich beſteht, wird mit aller Deutlichkeit in Übereinſtimmung mit 
der bisherigen Rſpr. ausgeſprochen. Eine ſolche Verpflichtung kann 
danach auch durch die Verſagung der Genehmigung nicht als e. 
tune beſeitigt gelten: mit Recht, denn wenn man das Gegenken 
annehmen wollte, wäre die Verpflichtung nicht nur zeitlich begrenzt, 
ſondern auch in ihrer Wirkſamkeit aufs äußerſte in Frage geſtellt. 
Aber eine ſtarke, nach dem Inhalt des GrBerk®. berechtigte Ein“ 
ſchränkung gibt das NG. der Verpflichtung dennoch. Eine ZW 
widerhandlung gegen die Verpflichtung, die Rechtswirkungen gegen 
den Verkäufer hervorrufen würde, liegt jedenfalls dann vor, wenn 
der Verkäufer durch unwahre Angaben oder ſonſtige unzuläſſige 
Mittel die Verſagung der Genehmigung durch die Genehmigungs“ 
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zunehmen, daß, wenn für D. das Inkrafttreten des 
urſprünglichen Geſetzes bis zum 19. Juli 1923 verneint wer⸗ 
den müßte, nunmehr gleichwohl auch ſolche Rechtsvorgänge 
erfaßt werden ſollten, die hier am 19. Juli 1923 ihre grund⸗ 
buchliche Vollziehung gefunden hatten. Es kann das aber 
dahingeſtellt bleiben, weil auch ohnedies den Vorinſtanzen 
in der Anwendung des Geſ. v. 10. Febr. 1923 auf die 
ſtreitigen Veräußerungen beizutreten iſt. Die vom BG. ge⸗ 
billigte Begründung des LG. war dahin gegangen: es be⸗ 
dürfe keiner Feſtſtellung, ob das Geſetz zur Zeit der Ein⸗ 
tragung des Bekl. im Grundbuch von dem franzöſiſchen 
Oberbefehlshaber gemäß der von ihm hierüber erlaſſenen 
Ordonnanz genehmigt geweſen ſei; denn jedenfalls ſei es, 
wie gerichtsbekannt, in D. tatſächlich gehandhabt wor⸗ 
den, wenn auch dieſe Handhabung nicht einheitlich geſchehen 
ſei; abgeſehen hiervon ſei aber die Beſetzung Düſſeldorfs 
unter Verletzung des VV. erfolgt, alſo völkerrechtswidrig ge⸗ 
weſen, und deshalb ſeien alle von dem franzöſiſchen Ober⸗ 
befehlshaber erlaſſenen Anordnungen und Verfügungen als 
rechtswidrig für die deutſchen Gerichte unbeachtlich, wie dies 
bereits in einer Reihe von Entſcheidungen zum Ausdruck ge⸗ 
kommen ſei. 

In Bekämpfung dieſer Ausführungen hatte die bekl. 
Partei mit ihrer Berufung ein Gutachten Prof. Dr. P. s 
beigebracht, auf das der Ber. nicht eingegangen iſt, das 
aber von der Neu erneut zur Begründung ihres Stand» 
Pmites berangezgogen wird. P. erklärt die Sanktion von 
102%, die zur Bezetzung von D. führte, für völker⸗ 
Techem und die VO. Nr. 6 des franzöſiſchen Ober⸗ 
beſehlsvabees Begonlie v. 5. Febr. 1923, wonach die deut⸗ 
hen eig eines ndesgeſetze ihm vorgelegt werden und, 
urbebalttit; Inſpruchs, erſt einen Monat nach Ein- 
bei neralſtab in Kraft treten ſollten, auch 

en tatſächlichen Herrſchaft jedenfalls nur 
tigt, als es die Intereſſen der Be⸗ 
a übrigen aber in aller Regel für 
ir Zſonſtige Geſetze des Gebietseigners 
IIIllllzugshindernis vorliege, nach deſſen 
Wegfall das gehcauee Geſetz auch auf frühere Tatbeſtände 
amwendbar werde. Aber, meint er, die Rückſicht auf die Be⸗ 
völkerung des beſetzten Gebietes erheiſche Ausnahmen. Es 
komme auf den mutmaßlichen Willen des Geſetzgebers bei 
jedem einzelnen Geſetz an, ob er trotz der tatſachlichen Voll⸗ 
zugshemmung auch für das beſetzte Gebiet nach Beſeitigung 
des Hemmungszuſtandes den allgemeinen Zeitpunkt des In⸗ 
krafttretens gelten laſſen oder aber die Rechtswirkungen des 
Inkrafttretens erſt an den Zeitpunkt des einſpruchsloſen Ab⸗ 
laufs der vom Okkupanten vorbehaltenen Prüfungsfriſt 
knüpfen wollte. Mit ſtillſchweigender Duldung des Geſetz⸗ 
gebers, nach ſeinem mutmaßlichen Willen ſeien nun die 
Behörden des Sanktionsgebiets keinerlei Rechtsnachteilen 
ſeitens des Staates ausgeſetzt geweſen, wenn ſie das Gr⸗ 
Verf. nicht durchführten. Die Rechtsakte, die fie ohne 
Rückſicht auf das Geſ. v. 10. Febr. 1923 vornahmen, ſeien 
als vollgültig anzuſehen geweſen, ſofern fie nur den Er 
forderniſſen entſprochen hätten, die, abgeſehen von den Vor⸗ 
ſchriften dieſes Geſetzes, hätten erfüllt ſein müſſen. Die 
Richtigkeit der allgemeinen Ausführungen dieſes Gutachtens 
bedürfen keiner näheren Erörterung. Den Folgerungen, die 
darin für den hier vorliegenden beſonderen Fall des PrGr⸗ 
Verk. gezogen find, kann mangels ausreichender tatſach⸗ 
licher Grundlage nicht beigetreten werden. Es iſt in der 
Rſpr. des RG. anerkannt, daß grundſätzlich die Geſetze 
des Deutſchen Reichs und der Länder trotz des Verbotes 
der Beſatzungsbehörden auch im beſetzten Gebiet zu dem⸗ 


ſedung erbte 


behörde herbeiführen würde. Aber die Treupflicht findet ihre 
Grenze eben in den zum 7 00 des Verkäufers und des öffent⸗ 
lichen Intereſſes gegebenen Beſtimmungen des GrBerkG.: Soweit 
dieſe Beſtimmungen reichen, iſt der Verkäufer nicht behindert, im 
Genehmigungsverfahren die zu ſeinem Schutze dienenden Tatſachen 
zwecks Herbeiführung der Verſagung der Genehmigung geltend 
zu machen. Dieſe Grenze wird manchmal flüſſig ſein: das # aber 
bei den im öffentlichen Intereſſe in den privatrechtlichen Verkehr 
eingreifenden und die gewollten Rechtsfolgen kontrollierenden und 
beſchränkenden Geſetzen nicht zu vermeiden, mag es auch nicht 
wünſchenswert ſein. 

Im Einklang damit und mit der bisherigen Rſpr. ſteht die 
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ſelben Zeitpunkt wie außerhalb desſelben in Kraft getreten, 
und daß ſie nur inſoweit (wie z. B. die deutſche Deviſen⸗ 
geſetzgebung) als außer Wirkſamkeit geblieben zu betrachten 
find, als Anordnungen und Maßnahmen der Beſatzungs⸗ 
mächte ſie tatſächlich unausführbar gemacht hatten und dieſer 
Zuſtand die Duldung der zuſtändigen deutſchen Amtsſtellen 
gefunden hatte (Urt. 1297/28 v. 9. März 1929: JW. 1929, 
159414; 1189/30). Die bloße Tatſache des Erlaſſes der VO. 
Nr. 6 v. 5. Febr. 1923 reicht zum Nachweiſe der Ausnahme 
nicht aus. Daß auch das PrGrVerkcG. zu denen gehört 
hätte, die mit ſtillſchweigender Duldung der preuß. Be⸗ 
hörden, namentlich auch nach dem „mutmaßlichen Willen 
des preußiſchen Geſetzgebers“ im beſetzten Gebiet außer 
Durchführung geblieben wären, wird im P.ſchen Gut⸗ 
achten ohne jede nähere Begründung gefolgert. Einer ſolchen 
hätte es aber um ſo mehr bedurft, als es ſich hier um ein 
Geſetz handelte, welches die Intereſſen der Beſatzung, insbeſ. 
Sicherheit, Unterhalt und ſonſtige Bedürfniſſe der Be⸗ 
ſatzungstruppen nicht unmittelbar berührte, und als anderer⸗ 
ſeits nur ein Zeitabſchnitt, nämlich v. 31. Jan. bis 19. Juli 
1923 in Betracht kam, der voll in die Zeit des von den 
deutſchen Regierungen gebilligten paſſiven Widerſtandes fiel. 
P. führt ſelbſt die Weiſung der deutſchen Reichsregierung 
und der beteiligten Landesregierungen v. 19. Jan. 1923 an, 
die es den Beamten des beſetzten Gebietes zur Pflicht 
machte, Anordnungen der beſetzenden Mächte keinerlei Folge 
zu geben, ſondern ſich ausſchließlich an die Anweiſungen 
ihrer eigenen Regierungen zu halten. Wenn er dieſe Weiſung 
auf die Durchführung des PrrVerkcg. nicht mit beziehen 
will, ſo läßt er für dieſe Einſchränkung wieder alle Be⸗ 
gründung vermiſſen. Auch der Bekl. ſelbſt hat keinen Fall 
anzugeben vermocht, in dem die Anwendung des PrGrVerkch. 
auf den Widerſtand der Beſatzungsmächte geſtoßen wäre. 
Die Rev. rügt zwar die Übergehung des Beweiserbietens 
dahin, daß kraft ausdrücklicher behördlicher Anweiſung, insbeſ. 
an die Juſtizbehörden, von einer Durchführung der nicht 
zur Genehmigung vorgelegten Geſetze Abſtand genommen 
werden ſollte (Auskunft des Reichsminiſteriums für die be⸗ 
ſetzten Gebiete). Aber der Beachtlichkeit dieſes ſehr allgemein 
gehaltenen Beweisantritts hatte der Mangel einer Zeit⸗ 
angabe darüber entgegengeſtanden, wann eine ſolche An⸗ 
ordnung ergangen ſein ſollte. Schon das LG. hatte als 
gerichtsbekannt feſtgeſtellt, daß das GrVerkch. in D. 
tatſächlich gehandhabt worden iſt. Ob ſich ſein einſchränken⸗ 
der Zuſatz: „wenn auch dieſe Handhabung nicht einheitlich 
geſchah“, nicht nur auf die Art, ſondern auch auf die All⸗ 
gemeinheit der Anwendung bezog, kann dahingeſtellt bleiben, 
da Handhabung überhaupt jedenfalls damit bezeugt iſt. Das 
BG. hat die Begründung des erſten Richters unbeſchränkt 
gebilligt. Daß ſich ſeine Billigung, wie die Rev. auszu⸗ 
führen verſucht, auf die Feſtſtellung des LG. über die tat⸗ 
ſächliche Anwendung des Geſetzes nicht miterſtreckt haben 
ſollte, läßt ſich um ſo weniger annehmen, als gerade der 
zuſtändige Senat des OLG. über die tatſächliche Hand⸗ 
habung in der Stadtgemeinde, wo das Gericht ſeinen Sitz 
hatte, aus den ihm unterbreiteten Rechtsſtreitigkeiten und 
ſonſt am beſten unterrichtet ſein mußte. Aus dem un⸗ 
ſtreitigen Vortrag der Parteien ergibt ſich aber ferner, daß 
der beurkundende Notar i. J. 1923 die Einholung der be- 
hördlichen Genehmigung für erforderlich gehalten hatte. 
Unter der von ihm am 5. März 1926 zur Genehmigung 
durch den Oberbürgermeiſter nachträglich eingereichten Ver⸗ 
tragsausfertigung findet ſich ſein v. 4. Mai 1923 datierter 
Vermerk: „Für gleichlautende, der Stadtgemeinde Düſſeldorf 
zwecks Einholung der Genehmigung ſtempelfrei erteilte Aus⸗ 


Entſch. über den Wegfall der inzwiſchen erfolgten Belaſtungen des 
Grundſtücks, die hinſichtlich des Zeitpunkts der Belaſtung auf die 
Frage der Gutgläubigkeit des Erwerbs abſtellt und für dieſe Frage 
mit Recht die Zweifelhaftigkeit der Rechtslage hinſichtlich der Ge⸗ 
nehmigungsbedürftigkeit der Veräußerung im beſetzten Düſſeldorf 
in die Waagſchale fallen läßt. Auf die Frage, ob etwa der Fiskus 
dem Veräußerer für die ihm erwachſenen Schäden ganz oder teil⸗ 
weiſe aufkommen müßte, weil der Grundbuchrichter den Eigen⸗ 
tumsübergang trotz fehlender Genehmigung eingetragen hat, mag 
nur andeutend hingewieſen ſein. 
JR. Dr. Hugo Kaufmann l, Krefeld. 
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fertigung.“ Endlich ergeben die vorgelegten Akten beider 
Inſtanzen des Genehmigungsverfahrens von 1926 keinerlei 
Anhalt dafür, daß von dieſen Stellen die grundſätzliche 
Genehmigungsbedürftigkeit des Veräußerungsgeſchäfts vom 
31. Jan. 1923 wegen damaliger Nichtgeltung oder Nicht⸗ 
wirkſamkeit des Gef. v. 10. Febr. 1923 bezweifelt worden 
wäre. Die rechtlichen Bedenken der Rev. des Bekl. gegen 
die Unterſtellung des Streitfalls unter das PrGrVerkG. 
können hiernach als begründet nicht anerkannt werden. 


(u. v. 2. Mai 1931; 74/0 II. — Düſſeldorf.) (Sch. 


2. 88 166, 133, 329 BGB.; 88 286, 139 8 PO. 


1. Die dem Vertragsgegner abgegebene 
und zur Vorlegung bei einem Dritten beſtimmte 


Zu 2. A. Anm. Prof. Manigk, ebenda. 


B. Nach Abſchluß eines Aufſatzes über die „Haftung aus 
Beſcheinigung“, der im Bd. 15 des ArchZivpr. NF. veröffent⸗ 
licht werden wird, erſchien obenbezeichnetes Urteil, auf das ich in 
jener Abhandlung nur noch in der Korrektur hinweiſen konnte. Es ſei 
daher geſtattet, trotz der eingehenden Beſprechung dieſes Urteils durch 
Manigk, nochmals auf das Urteil zurückzukommen. 

1. Das RG. hat in einer Reihe von Entſch. (RG. 82, 339 — 
JW. 1913, 1036 6; 90, 273 JW. 1917, 9013; 101,301; 114,289 — 
IW. 1927, 14073; 126, 374 JW. 1930, 9062; Warn. 1930 Nr. 52; 
vgl. auch RG. 71, 219; 81, 260) ſich immer mehr dem Grundſatz 
genähert: Der Ausſteller einer Beſcheinigung haftet 
einem Dritten, der ſich auf ſie verläßt, für ihre Rich⸗ 
tigkeit aus Vertrag, wenn er die Beſcheinigung 
in dem Bewußtſein ausgeſtelltehat, daß ſie dem Drit⸗ 
ten vorgelegt werde. Der Vertrag wurde bald als Garantie⸗ 
zuſage (RG. 82, 339 JW. 1913, 1036), bald als Aushkunfts⸗ 
vertrag (RG. 101, 301) angeſehen; die ſpäteren Urteile äußern ſich 
weder über die Natur noch das Zuſtandekommen des von ihnen an⸗ 
genommenen Vertrages näher (RG. 114, 289; 124, 374; Warn. 1930 
Nr. 52). Das Urteil RG. 90, 273 ſieht von der Begründung aus Ver⸗ 
trag überhaupt ab. 

2. Das hier zu beſprechende Urteil des 2. Sen. unterſcheidet 
ſich von der bisherigen Praxis: es verneint die Haftung des Aus⸗ 
ſtellers aus dem Verkrag mit dem Dritten und lehnt den oben formu⸗ 
lierten Grundſatz ſogar ausdrücklich ab: „daß jeder, der einem andern 
eine Urkunde ausſtellt, die einem Dritten vorgelegt werden ſoll, unter 
allen Umſtänden in ein Vertragsverhältnis zu dem Dritten träte, dem 
fie vorgelegt wird, kann nicht anerkannt werden“. Manigk ver- 
wirft einen fo weitgehenden Rechtsſatz ebenfalls, worin ich ihm bei⸗ 
pflichte, halt aber im konkreten Fall eine Haftung aus Vertrag für 
gegeben. M. E. hat das RG. die Haftung des Ausſtellers aus Ver⸗ 
trag mit Recht verneint, wenn auch ſeine Begründung nicht hinreicht. 
Außerdem wäre zu prüfen geweſen, ob die Haftung des Ausſtellers 
nicht anderweitig zu rechtfertigen wäre. 

3. Das Urteil des 2. Sen. bringt außer dieſer Ablehnung eines 
allgemeinen Haftungsgrundſatzes für die Ausſtellung einer Beſcheini⸗ 
gung auch poſitiv die Formulierung eines durch die Praxis geſchaffe⸗ 
nen Rechtsſatzes: es will „eine vertragliche Haftung des 
jenigen, der über die Richtigkeit einer Beſcheinigung 
oder insbeſ. im Wechſelverkehr über das Beſtehen 
einer eigenen Wechſel verpflichtung befragt wird, 
für den Inhalt ſeiner Erklärung gegenüber dem 
Frager annehmen, wobei überall eine unmittelbare 
Rechtsbeziehung zwiſchen dem Frager und dem Ant⸗ 
wortenden hergeſtellt wird“. Aber dieſer poſitive Grundſatz 
dürfte in ſeiner Allgemeinheit nicht haltbar ſein. 

4. Befaſſen wir uns zunächſt mit ihm, weil er auch für die 
weiteren Fragen von Bedeutung iſt. Nebenbei ſei vermerkt, daß die Au⸗ 
führung von RG. 90, 277 wenig paßt; denn dieſes Urteil ftügt ſich 
gar nicht auf einen Auskunftsvertrag, wie es bezeichnenderweiſe ſich 
auch nicht auf RG. 82, 337 beruft. Das RG. führt aus, der innere 
rechtliche Grund für die von ihm angenommene Vertragshaftung be⸗ 
ſtehe „in der freiwilligen Übernahme einer Auskunftspflicht mit der 
Erteilung einer Antwort — die auch abgelehnt werden konnte“. Es 
ſoll nicht beſtritten werden, daß ein ſolcher Auskunftsvertrag vor⸗ 
liegen kann. Aber das iſt die Ausnahme. Denn § 676 BGB. geht 
doch gerade davon aus, daß die freiwillige Erteilung einer Auskunft 
noch nicht die Übernahme einer Auskunftspflicht bedeutet. Es iſt nicht 
notwendig, daß die Auskunft abgelehnt wird, um einer Vertrags⸗ 
haftung zu entgehen — wie das RG. wohl andeuten will —; denn 
wenn in jeder auf Anfrage erteilten Auskunft ein Vertragsabſchluß 
läge, fo wäre 8 676 unverſtändlich. Es müſſen beſondere Gründe 
vorliegen, damit aus freiwillig erteilter Auskunft eine Vertragshaf⸗ 
tung erwächſt; ſolche beſondere Gründe liegen m. E dann vor, wenn 
der Auskunft Erteilende an ihr ein eigenes rechtliches Intereſſe hat. 

5. Manigk hält — wie ſeine Einleitungsſätze zeigen — die 
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Erklärung, daß an dieſen eine Leiſtung erfol⸗ 
gen ſolle, ſchafft in der Regel kein Vertrags⸗ 
verhältnis zwiſchen dem Erklärenden und dem 
Dritten. 

2. Als Auslegung ſolcher Erklärung kann 
der Dritte auch nur fordern, daß die allge⸗ 
meine Auslegungsregel, wonach der Wille des 
Erklärenden in Betracht kommt, angewendet 
werde. Ein Rechtsſatz, daß in ſolchem Falle der 
Dritte ſich an den Wortlaut halten könne, iſt 
nicht anzuerkennen. .) 


(u. v. 3. Okt. 1930; 8/30 II. — Berlin.) 
Abgedr. JW. 1931, 2294“. 
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perſönliche Haftung des Bekl. im vorliegenden Fall für angemeſſen 
und begründet ſie ſowohl aus § 405 wie aus unmittelbarem Ver⸗ 
tragsſchluß zwiſchen Kl. und Bekl., wobei er wohl an einen Garantie 
vertrag denkt. Er unterſtreicht ſtark, daß die Urkunde dem Kl. vor⸗ 
gelegt werden ſollte, um ihn „zu beruhigen“. Daraus ſchließt 
Manigk auf eine Vereinbarung zwiſchen dem Bekl. und N., daß 
der Kl. über den wirklichen Sinn der Urkunde „getäuſcht“, daß die 
wahren Umſtände ihm „gefliſſentlich verheimlicht“ werden ſollten. 
Offenbar habe das beruhigende Moment für den Kl. gerade in ber 
durch die Urkunde gewährleiſteten perſönlichen Haftung des Bekl. 
gelegen. 


War die Sachlage fo, wie fie uns Manig k darſtellt, fo wäre 
die perſönliche Haftung des Bekl. gewiß das befriedigende Ergebnis, 
das auch ſchon durch die entſprechende Auslegung des § 405 zu er⸗ 
reichen wäre. Aber Manigks Annahme iſt wenig wahrſcheinlich, 
da der Kl. den Anſpruch aus unerlaubter Handlung nicht weiter ver⸗ 
folgte; jedenfalls müßte erſt bewieſen werden, was Manig k voraus 
ſetzt, daß die Urkunde tatſachlich die perſönliche Haftung des Bekl. 
ausſprach und ausdrücken ſollte, forte daß der Bekl. wie N. abſicht⸗ 
lich der Urkunde einen täuſchenden Inhalt gaben, um den Kl. zu be⸗ 
ruhigen. Nach dem Tatbeſtand ſteht aber weder eine Täuſchungs⸗ 
abſicht feſt, noch daß der Kl. ſich gerade auf die perſönliche Haftung 
des Bekl. verlaſſen hat; es iſt nach den Darlegungen des RG. nicht 
einmal ſicher, daß die Urkunde eindeutig von einer perſönlichen Haf⸗ 
tung des Bekl. ſpricht. Die „Beruhigung“ für den Kl. konnte ſchon 
darin liegen, daß er ſchriftlich beſtätigt ſah, daß die Forderung ſeines 
Schuldners noch beſtand und im Verlauf der nächſten Woche gezahlt 
werden ſollte, der G. L., der die Reſtzahlung bisher nicht geleiſtet 
hatte, alſo keine Schwierigkeiten machen werde. 


Lag die Abſicht einer unrichtigen Beſcheinigung, um den Kl. zu 
täuſchen, nicht vor, fo konnte Kl. ſich nicht auf 8 405 berufen, 
da N. und Bekl. dann kein Scheingeſchäft abgeſchloſſen hatten. Auch 
ein Garantievertrag war vom Bekl. nicht gewollt; ſowenig die 
Parteien beabſichtigten, durch die Beſtätigung dem Kl. ein unmittel⸗ 
bares Recht auf Zahlung gegen den Bekl. zu verſchaffen (darin find 
ſich das RO. und Manigk einig), ebenſowenig dachten fie daran, 
dem Kl. durch N. als Boten oder Vertreter des Bekl. eine Garantie 
anzubieten. Es fragt ſich aber, ob der Kl. die Urkunde nicht in dieſem 
Sinne auffaſſen durfte. Dieſe Anſicht verficht Manig k, und auch 
das RG. denkt in den Fällen RG. 114, 289 und 126, 374 wohl an 
eine ſolche Möglichkeit, wenn es ſich auch nicht darüber äußert, wie 
der von ihm angenommene Vertrag zuſtande kam. Die Frage, die 
Manig verfolgt, hat ſich der 2. Sen. fo nicht geſtellt. Er begnügt 
ſich damit, die bloße Annahme eines Vertragsabſchluſſes in Fällen wie 
dem unſrigen abzulehnen. Er prüft nicht, ob nicht im konkreten 
Fall nach objektiver Auslegung doch ein Vertrag im Sinne des 
Kl. zuſtande kam. Wir müſſen fragen: Darf derjenige, dem eine Ur⸗ 
kunde, die über ein Rechtsverhältnis zwiſchen dem Ausſteller der 
Urkunde und ſeinem Geſchäftsgegner Auskunft gibt, von dieſem Ge⸗ 
ſchäftsgegner vorgelegt wird, die Vorlage der Urkunde als Angebot 
eines Garantie⸗ oder Auskunftsvertrages des Ausſtellers anſehen, das 
ihm der Dritte als Bote des Ausſtellers überbringen ſoll? Die Frage 
iſt zu verneinen; weder aus der Urkunde noch aus dem Vorlegen 
läßt ſich ein derartiger Wille entnehmen. Der Empfänger mag ſi 
bei dem Ausſteller erkundigen, deſſen Erklärung ja gar nicht an ihn 
gerichtet iſt, und ſich von ihm eine verbindliche Auskunft oder Zu⸗ 
ſage geben laſſen. Es ändert an der Sachlage nichts, wenn die Ber 
tragsparteien vereinbarten, daß die Urkunde dem Dritten vorgelegt 
werden ſollte, denn die interne Abmachung iſt für den Dritten nicht 
erkennbar. Eine Ausnahme iſt nur zu machen, wenn die Urkunde, 
ſei es ausdrücklich, ſei es den Umſtänden nach, als an den Dritten 
gerichtet erſcheint. Das aber darf aus der Tatſache allein, daß ſie 
ihm vorgelegt wird, nicht geſchloſſen werden. Dagegen ſpricht ein⸗ 
mal die grundſätzliche Unverbindlichkeit einer Auskunft (8 676) — 
auch wenn ſie ſchriftlich erteilt wird — und ſodann, wie Raape: 
JW. 1927, 1407 Note gezeigt hat, die Regelung bei Ausſtellung 
einer Schuldurkunde (88 404, 405). Sie iſt eine Urkunde, die ein 
Rechtsverhältnis zwiſchen dem Ausſteller und feinem Vertragsgegner 
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4. 88 323, 434, 459 BGB. 

Iſt in einem Verkaufsanßebot die Haftung 
für die bei Vertragsabſchluß vorhandenen Sach- 
mängel ausgeſchloſſen, als Gegenleiſtung für 
die Bindung aber ein Belaſſen ſchon gezahlter 
Summen für den Fall der Nichtannahme ver⸗ 
einbart, fo kann der aus dem Angebot Berech- 
tigte nicht die Rückzahlung der gezahlten Sum⸗ 
men aus dem Grund verlangen, weil nach Abgabe 
des Angebots ein Sachmangel eingetreten ſei, 
der die angebotene Leiſtung unmöglich macht 
(öffentliche Baubeſchränkungen als Sachmangel). 


Die Bekl. iſt Eigentümerin zweier Grundſtücke in B., 
die an drei Straßen grenzen, die Bellealliance Straße, den 
Blücherplatz und eine ſog. Zufahrtſtraße. Im Jan. 1929 ließ 
ſich die damals noch in der Gründung begriffene Kl. von der 
Bekl. ein notarielles Kaufangebot machen, in welchem der 
Preis der Grundſtücke auf 2 850 000 GM. feſtgeſetzt war. Der 
84 der Urkunde lautet: 

„Der Käuferin iſt die Lage und Beſchaffenheit der 
Grundſtücke bekannt. Die Grundſtücke werden verkauft, 
wie ſie ſtehen und liegen, ohne Gewähr für eine beſtimmte 
Größe und Beſchaffenheit. Die Verkäuferin übernimmt 
für etwa vorhandene offene und geheime Mängel der 
Baulichkeiten, welcher Art ſie auch ſeien, keinerlei Ge⸗ 
mahnte... 

An dieſes Angebot band ſich die Bekl. bis zum 1. Mai 
1929; doch ſollte ſich die Annahmefriſt bis zum 1. Juni 1929 
verlängern, wenn die Kl. ſpäteſtens am 15. April 1929 weitere 


25 000 K.K. außer den am 25. Jan. 1929 gezahlten 
würde. Für den Fall der Annahme der 
acc eſe 25000 AM auf den Kaufpreis ver⸗ 
ehe zer cen meer heißt es in der Urkunde: 
Angebot nicht angenommen, ſo ſollen 
een! zahlungen der Verkäuferin als Entgelt 


ene Bindung verfallen fein... 


beſcheinigt; ſie dient nicht nur dem Gläubiger als Beweiserleichterung, 
ſondern ſie iſt dazu beſtimmt, einem Dritten vorgelegt zu werden. 
Trotzdem ſchneidet ſie dem Ausſteller nur die Einreden des 8 405 ab; 
wäre in ihrer Vorlage an den Dritten (Zeſſionar) eine Garantie⸗ 
zuſage des Schuldners (Ausſtellers) an den Zeſſionar zu ſehen, ſo 
wären dem Schuldner alle Einwendungen, die ſich nicht aus der Ur⸗ 
kunde ergeben, zu verſagen, was der Auffaſſung des Geſetzes voll⸗ 
kommen widerſpricht. 

Deshalb iſt im Ergebnis dem 2. Sen. zuzuſtimmen, daß im 
Konkreten Fall ein unmittelbarer Vertrag zwiſchen Bekl. (Ausſteller) 
und Kl. (Drittem) nicht zuſtande kam; auch der 1. u. 6. Sen. (RG. 
114, 289 u. 126, 374) hatten ſich beſſer nicht auf einen Vertrags⸗ 
abſchluß berufen. 

5. Wer mit Manigk in der vereinbarten Vorlage der Be⸗ 

ſtätigung ein Vertragsangebot des Bekl. an den Kl. ſieht, muß dem 
Bekl., der bei der Ausſtellung nicht den Willen hatte, ſich dem Kl. 
zu verpflichten, die Anfechtung wegen Irrtums geftatten (vgl. auch 
RG. 82, 337). Dann bleibt dem Kl. der Anſpruch auf das Ver⸗ 
trauensintereſſe; in dieſem Fall ift die Unterſcheidung des RG. bedeut⸗ 
ſam, ob die Urkunde nur „zur Beruhigung“ vorgelegt wurde oder um 
als Grundlage für einen Geſchäftsabſchluß zu dienen; denn im erſten 
Fall dürfte es dem Gläubiger ſchwerer fallen, einen Vertrauensſchaden 
nachzuweiſen. 
8 6. Mit der Ablehnung der Vertragshaftung iſt eine Haftung 
des Bekl. aus Ausſtellung der Beſcheinigung noch nicht endgültig 
verneint. Es bleibt — von unerlaubter Handlung abgeſehen — die 
Möglichkeit der Haftung aus verurſachtem Rechtsſchein, 
die der 5. Sen — wenn auch nicht wörtlich, ſo doch der Sache nach — 
ſeinem Urteil (RG. 90, 275) zugrunde gelegt hat. Ich habe mich 
im dem erwähnten Aufſatz mit der Frage befaßt, ob und inwieweit 
der Rechtsſcheingedanke für unſere Fälle verwertet werden kann. Hier 
ſei kurz folgendes hervorgehoben (für die Begründung muß ich auf den 
Aufſatz verweiſen): 

Die Haftung aus verurſachtem Rechtsſchein (9. Meyer, 
Jacobi) iſt keine Haftung aus Vertrag oder Delikt: der Ausſteller 
haftet nicht, weil er ſich verpflichten wollte, ſondern weil er die Ver⸗ 
trauensgrundlage für den Dritten geſchaffen hat und dieſer nicht den 
Schaden aus nicht gerechtfertigtem Vertrauen tragen ſoll. Der Aus⸗ 
ſteller muß ſich deshalb ſo behandeln laſſen, als ob er die Richtigkeit 
der Beſcheinigung vertraglich zugeſichert hätte. 

Die Rechtsſcheinhaftung ſetzt voraus: Erwerben eines Rechts⸗ 
ſcheines und Vertrauen auf dieſen Schein. Die Urkunde muß von 
em, der haftbar gemacht werden ſoll, ausgeſtellt ſein, und ſie muß 


Darauf erklärte Kl.: Ich nehme von dem gemachten 

Angebot Kenntnis, behalte mir bzw. der zu gründenden 

AktG. die Erklärung darauf vor, nehme aber ſchon jetzt 

die Vereinbarung an, daß die geleiſteten Anzahlungen 

bei Nichtannahme des Angebots der Verkäuferin ver⸗ 
fallen ſollen ...“ 

Die Kl. zahlte auch die 25000 AM rechtzeitig an die 
Bekl. Nachdem die Kl. gegründet und in das Handelsregiſter 
eingetragen worden war, verlängerte die Bekl. verſchiedentlich 
bis zum 1. Okt. 1929 unter der Bedingung, daß die Kl. bis 
zu beſtimmten Terminen jeweils weitere je 25000 AM zahle. 
Auch dieſe — demnächſt rechtzeitig gezahlten — zuſammen 
100 000 AM ſollten im Falle der Annahme der Offerte auf 
den Kaufpreis verrechnet werden, im Falle der Nichtannahme 
aber der Verkäuferin „als Entgelt für die eingegangene Bin⸗ 
dung verfallen ſein“. 

Im Mai 1929 ließ die Kl. durch die Bekl. ein eine 
teilweiſe Bebauung der Grundſtücke vorſehendes Bauvorhaben 
bei der Baupolizeibehörde einreichen. Im Auguſt 1929 ver⸗ 
ſagte die Baupolizeibehörde einem Bauvorhaben der Kl. die 
baupolizeiliche Genehmigung, da für zwei Fronten der Grund⸗ 
ſtücke neue Baufluchtlinien feſtgeſetzt worden ſeien. 

Die Kl. nahm deshalb das Kaufangebot nicht an. Sie 
verlangt Rückzahlung der von ihr entrichteten 175000 Nl. 

Ihre Klage iſt in allen Inſtanzen abgewieſen. 

In der Verhandlung v. 25. Jan. 1929 — und ebenſo 
auch in der Nachtragsverhandlung — ſind zwei Rechtsgeſchäfte 
beurkundet, das Verkaufsangebot der Bekl. und der Vertrag 
über das Bindungsentgelt. Da nicht feſtgeſtellt iſt, daß die 
Parteien, insbeſ. die Kl., den letzteren Vertrag auch dann ge⸗ 
ſchloſſen haben würden, wenn das Angebot hinfällig werden 
würde, ſo entfällt unter letzterer Vorausſetzung entſprechend 
der Vermutung des $ 139 BGB. auch der Vertrag über das 
Bindungsentgelt (vgl. das in Jurgidſch. 1929 Nr. 1609 teil- 
weiſe abgedr. Urt. des erk. Sen. v. 21. März 1929, VI 370/28). 
Die Entſch. über den auf die 88 812 ff. BGB., ſei es in un⸗ 
mittelbarer, ſei es in mittelbarer (8 323 Abſ. 3 BGB.) An⸗ 


dazu beſtimmt ſein, vorgelegt zu werden. Dem Geſchädigten muß die 
Urkunde vorgelegt worden ſein; er muß im Vertrauen auf ſie 
eine rechtsgeſchäftliche Handlung vorgenommen haben, die ihm infolge 
der Unrichtigkeit der Beſcheinigung zum Schaden gereichte. 

Die Wirkung des Rechtsſcheins iſt verſchieden, je nachdem die 
Urkunde eine Legitimation enthielt oder den Inhalt eines Rechts⸗ 
verhältniſſes beſcheinigte. Nur der letztere Fall intereſſiert hier. Das 
Vertrauen auf den Inhalt einer Urkunde iſt nur bei Zirkulations⸗ 
papieren weitgehend geſchützt; im übrigen aber ſind der Rechtsſchein⸗ 
wirkung enge Grenzen gezogen, wie die 88 404, 405 BGB. und die 
Ablehnung eines Gutglaubenserwerbs von Forderungen zeigen. Unſer 
Geſetz kennt keinen allgemeinen Schutz des Vertrauens auf den 
Inhalt einer Urkunde; es kann aus dem Geſetz höchſtens ein Schutz 
gegen bewußt unrichtige Urkunden herausgeleſen werden, wie ich 
mich in dem angeführten Aufſatz nachzuweiſen bemüht habe. Der be⸗ 
wußt unrichtigen Ausſtellung der Urkunde ſtelle ich die bewußt ver⸗ 
ſchleierte Abfaſſung einer Beſcheinigung gleich. Dieſer Auffaſſung ent⸗ 
ſpricht die Ausführung des RG. in vorſtehendem Urteil: „Ein Rechts⸗ 
ſatz, daß der Dritte, dem die Urkunde übergeben worden iſt, die Er⸗ 
klärung lediglich nach ihrem Wornaut in einem andern Sinne zu 
nehmen berechtigt ſei, beſteht nicht“; nur gilt dieſer Satz für alle 
Urkunden, mögen fie mehrdeutig oder „unzweideutig“ abgefaßt 
ſein. Aber wenn der Ausſteller bewußt eine unrichtige (wenn auch 
eindeutige) oder eine verſchleierte Beſcheinigung ausſtellte, darf er 
ſich dem gutgläubigen Dritten gegenüber nicht auf einen andern 
Sinn berufen. 

In unſerem konkreten Fall zeigt die Anwendung dieſer Grund⸗ 
ſätze, daß Manigk die entſcheidende Frage des Tatbeſtandes richtig 
getroffen hat, daß aber das vom NG. beſtätigte Urteil des BE. 
wohl geeignet war, ſie zu klären. Denn es kommt darauf an, welche 
Vorſtellung der Bekl. bei der Ausſtellung der Urkunde hatte. Wollte 
er im Einverſtändnis mit N. die perſönliche Haftung beſtätigen, um 
Kl. „zu beruhigen“, während beide nur an die Haftung ſeines 
Bruders dachten (Annahme Manig h), fo haftet er ſowohl nach 
8 405 wie aus unerlaubter Handlung. Aber auch ohne eine derartige 
Vereinbarung und ohne Täuſchungsabſicht haftet der Bekl. für feine 
Beſcheinigung, wenn er ſich bewußt war, daß ſeine Erklärung einen 
andern Sinn, als den von ihm gewollten, habe oder haben könnte. 
Fehlt es an dieſen Vorausſetzungen, ſo iſt der Bekl. nicht verantwort⸗ 
lich, auch wenn die Beſcheinigung anders als gemeint verſtanden wer⸗ 
den konnte und vom Kl. anders verſtanden wurde. 5 
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wendung, geſtützten Klaganſpruch hängt demnach davon ab, 
ob der Kl. irgendein Rechtsgrund zur Seite ſteht, auf Grund 
deſſen ſie geltend machen kann, daß das Angebot der Bekl. in 
Wegfall gekommen ſei. Dieſe Frage iſt danach zu beurteilen, 
welches die Leiſtung war, welche die Bekl. der Kl. angetragen 
hatte. In der Urkunde v. 25. Jan. 1929 hatte die Bekl. es 
übernommen, der Kl. das Eigentum an den Grundſtücken zu 
verſchaffen, aber ohne Gewähr für ihre Beſchaffenheit. Wenn 
das angefochtene Urteil öfentlich⸗rechtliche Baubeſchränkungen 
eines Grundſtücks als Sachmängel (88 459 ff. BGB.) und 
nicht als Rechtsmängel (88 434 ff. daf.) anſieht, jo befindet 
es ſich im Einklang mit der Rſpr. des RG. (RG. 131, 348) 
und auch gegen die Auslegung des Vorderrichters, daß Bau⸗ 
beſchränkungen der bezeichneten Art i. S. der Urkunde vom 
25. Jan. 1929, 84, die Beſchaffenheit der Grundſtücke be⸗ 
treffen, ſind rechtliche Bedenken nicht zu erheben. Solche ſind 
auch von der Rev. nicht geltend gemacht worden. Wohl aber 
wendet ſich die Rev. einmal gegen die Auslegung des BG., 
daß ſich die Bekl. in $ 4 der Urkunde v. 25. Jan. 1929 auch 
von ſolchen Beſchaffenheitsmängeln freigezeichnet habe, welche 
zur Zeit der Aufnahme des Angebots noch nicht vorhanden 
waren, ſondern erſt zwiſchen der Abgabe des Angebots und 
der Annahme desſelben eintreten würden. Allein dieſe Aus⸗ 
legung läßt keinen Rechtsirrtum erkennen und verſtößt insbeſ. 
nicht gegen die 88 157, 133 BGB. Wenn der Anbietende, wie 
im vorliegenden Falle, jede Gewährleiſtung für eine beſtimmte 
Beſchaffenheit der Grundſtücke ſchlechthin ausſchließt, ſo bringt 
er dadurch in einer auch für den Angebotsempfänger erkenn⸗ 
baren Weiſe zum Ausdruck, daß er auch für Mängel, die erſt 
während der Annahmefriſt etwa eintreten ſollten, nicht haften 
will. Die erſt in der RevInſt. aufgeſtellte Behauptunng der 
Kl., im geſamten Grundſtücksverkehr werde eine ſolche Klauſel 
wie die vorliegende dahin aufgefaßt, daß der Anbietende für 
Beſchaffenheitsmängel zu haften habe, die während der Bin⸗ 
dungsfriſt einträten, erſchüttert zum mindeſten deshalb die 
gegenteilige Auslegung des BerR. nicht, weil dieſem von einer 
ſolchen angeblichen Verkehrsſitte nichts vorgetragen war. Hier⸗ 
nach kann es auf ſich beruhen bleiben, daß vom Standpunkt 
dieſer angeblichen Verkehrsſitte aus die auf Grund des Ab⸗ 
kommens v. 30. April 1929 gezahlten Bindungsgelder nicht 
würden zurückgefordert werden können, da zu dieſer Zeit die 
die beſchränkte Bebaubarkeit der Grundſtücke herbeiführenden 
Beſchlüſſe der ſtädtiſchen Körperſchaften bereits — am 21. April 
1929 — veröffentlicht worden waren. Die weitere Ausführung 
der Rev., daß der 84 der erſten Urkunde nur ſolche Be⸗ 
ſchaffenheitsmängel im Auge habe, die der Kl. bekannt ſeien, 
geht offenſichtlich fehl. Zwar ſpricht der erſte Satz des § 4 
d. a. O. davon, daß die Beſchaffenheit der Grundſtücke der 
Kl. bekannt ſei. Aber der die Ausſchließung der Gewähr⸗ 
leiſtungspflicht anordnende Satz 2 deutet in keiner Weiſe an, 
daß er nur auf ſolche Mängel zu beziehen ſei, die der Kl. 
bekannt ſeien. In dieſem Sinn hat auch, wie der Zuſammen⸗ 
halt der Urteilsgründe erkennen läßt, der Bert. die Klauſel 
ausgelegt. Die jetzt von der Rev. befürwortete einſchränkende 
Auslegung wird von der Kl. in der RevInſt. neu vorgetragen. 


Iſt aber hiernach von der Auslegung auszugehen, daß 
die Bekl. auch für die erſt während der Bindungsfriſt ein⸗ 
tretenden Beſchaffenheitsmängel keine Gewähr zu leiſten habe, 
ſo beſteht kein rechtlicher Geſichtspunkt, auf Grund deſſen die 
Bell. als durch die Zahlung der Bindegelder ungerechtfertigt 
bereichert anzuſehen ſein könnte. Daß ſie während des Laufes 
der Bindungsfriſt die Grundſtücke zur Verfügung der Kl. 
gehalten und damit die Leiſtung bewirkt hat, für die ihr als 
Entgelt die Bindegelder von der Kl. zugeſagt waren, iſt un⸗ 
ſtreitig. Eine teilweiſe oder gar gänzliche Erfüllungsunmög⸗ 
lichkeit (8 323 BGB.) ferner lag auch nicht vor. Denn die 
Bekl. war in der Lage, der Kl. das Eigentum an den Grund⸗ 
ſtücken in der bedungenen Beſchaffenheit zu verſchaffen; für 
die verminderte Bebauungsfähigkeit hatte ſie nicht einzuſtehen 
und das Enteignungsverfahren bez. des als Straßenland ab⸗ 
zutretenden Frontſtreifens an der Belle⸗Alliance⸗Straße und 
am Blücherplatz war unſtreitig noch nicht eingeleitet. Es kann 
daher unerörtert bleiben, unter welchen Vorausſetzungen die 
zeitliche Verſchiebung der Leiſtungsmöglichkeit bez. der Bebau⸗ 
barkeit, wie ſie nach der Darſtellung der Bekl. nur vorliegen 
ſoll, der endgültigen Unmöglichkeit der Leiſtung i. S. des 
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8 275 BGB. gleichzuſtellen iſt (NG. 88, 381) und 74; 89, 
2062); 90, 1023); 92, 88; 105, 3885); 107, 159), und 
daß die Kl. bez. der etwa von der Enteignung bedrohten Teil 
fläche ihre eigene Behauptung vielleicht gegen ſich gelten 
laſſen müßte, in Berlin würden regelmäßig im Enteignung?” 
verfahren weit höhere Vergütungen zugebilligt, als bei frei⸗ 
händigem Verkauf an Kaufpreiſen erzielbar ſeien. Auch aus 
dem Sachmangel der verminderten Bebaubarkeit als ſolchem 
kann die Kl. keine Rechte herleiten. Zwar würde es der K 
den Einwand der allgemeinen Argliſt an die Hand geben, 
wenn die Bekl. aus der Nichtannahme des Angebots durch die 
Kl. das Recht auf das Behalten der Bindegelder herleiten 
wollte, während die Kl. im Falle der Annahme des Angebots 
auf Grund der verminderten Bebaubarkeit der Grundſtücke zur 
Wandlung des Kaufvertrags nach 8 462 BGB. und deshalb 
zur Rückforderung ihrer geſamten Kaufpreisanzahlungen ein⸗ 
ſchließlich der Bindegelder befugt geweſen wäre. Aber ſo liegt 
die Sache nicht. Denn jene Gewährleiſtungspflicht hat die Kl. 
der Bekl. erlaſſen. Dieſer ſelbe Grund ſchließt auch die An⸗ 
nahme aus, daß durch den teilweiſen Wegfall der Bebaubar⸗ 
keit eine Erſchütterung der Geſchäftsgrundlage (§ 242 BGB.) 
der Vereinbarungen der Parteien eingetreten ſei. 


Es iſt daher nur noch die Frage zu prüfen, ob die Kl. 
bie gezahlten Bindegelder deshalb zurückfordern darf, weil 11 
an der Annahme der Offerte v. 25. Jan. u. 30. April 1929 
durch Umſtände gehindert worden iſt, die fie nicht zu ber? 
treten braucht. In dieſer Beziehung beruft ſich die Kl. 
auf RS. 95, 199, in welchem grundſätzlich dem Antrags- 
empfänger auf Grund der entſprechend anwendbaren Vor⸗ 
ſchriften über die Verwirkungsklauſel (8 360 BGB., vgl. 
dazu auch RG. 92, 391) und über das uneigentliche 
Strafgedinge (§ 343 Abſ. 2, 8 339 BGB.) das Recht zur 
Rückforderung des Bindungsentgelts zuerkannt iſt, falls hu 
an der Nichtannahme der Offerte kein Verſchulden trifft, 
ſie meint darauf, ſie ſei zur Nichtannahme des Angebots 
der Bekl. deshalb berechtigt geweſen, weil die Bebaubarkeit 
der Grundſtücke ſich um zwei Drittel vermindert habe. Es 
kann unerörtert bleiben, ob dem übrigens einen weſentli 
anders liegenden Fall behandelnden Urt. (RG. 95, 199) nur 
mit der Einſchränkung beizutreten fein möchte, daß es in erſter 
Linie von der Auslegung des Parteiwillens im Einzelfalle 
abhängt, ob ein vereinbartes Bindungsentgelt als uneigent“ 
liches Strafgedinge oder als Gegenleiſtung für die rechtliche 
Gebundenheit des Antragenden in der Verfügung über ſein 
Grundſtück anzuſehen iſt. Denn da das BG. es offengelaſſen 
hat, in welchem Sinn die Parteien das Bindungsentgelt hier 
vereinbart haben, ſo muß mit der Möglichkeit gerechnet wer⸗ 
den, daß die Bindegelder ein Strafgedinge i. S. des 8 34 
Abſ. 2 BGB. bedeuten ſollten. Aber auch dann iſt das Rück⸗ 
zahlungsbegehren der Kl. unbegründet. Denn fie hat ſich da 
mit einverſtanden erklärt, daß die Bekl. die Haftung für die 
Beſchaffenheit der Grundſtücke und damit auch für eine etwa 
nach der Abgabe des Angebots eintretende verminderte Be 
bauungsfähigkeit der Grundſtücke ausſchloß. Infolgedeſſen kann 
fie letzteren Umſtand nicht zum Anlaß nehmen, um die Nichte 
annahme der Offerte zu rechtfertigen und ihr ſich hieraus er” 
gebendes Verſchulden in Abrede zu nehmen. 


(u. v. 4. Juni 1931; 26/31 IV. — Berlin) Ku. 


5. 88 823, 826, 868, 869 BGB. 


1. Eine Störung des mittelbaren Beſitzes iſt 
nicht denkbar. 


2. Der Beſitz kann auch durch Verhinderung 
der Beſitzübertragung geſtört werden. 

3. Der Verkäufer, der die durch den Kauf 
vertrag begründete Verpflichtung, dem Käufer 
Beſitz und Eigentum zu verſchaffen, durch Über⸗ 
gabe der auf ihn indoſſierten Konnoſſemente er” 
füllt hat, hat keine Vertragspflicht mehr zu er“ 
füllen. 


1) JW. 1916, 478. ) JW. 1917, 598. „) JW. 1917, 715. 
) JW. 1918, 217. ) JW. 1923, 920. 


60. Jahrg. 1931 Heft 41] 
4. Eine Verhinderung der Beſitzerlangung 
kann keine Beſitzſtörung ſein. f) 


Die Firma P. in Frankfurt a. M. kaufte im Herbſt 
1927 von der Zweitbekl., einer Weinhandlung in Spanien, 
30 Fäſſer Wein. Dieſe wurden auf zwei Dampfern ver⸗ 
laden. Die darüber ausgeſtellten Orderkonnoſſemente wurden 
ihr überſandt. Sie verkaufte den Wein weiter an den Kl., 
indoſſierte die Konnoſſemente an ihn und händigte ſie ihm 
aus. Als die Zweitbekl. erfuhr, daß die Firma P. in Zah⸗ 
lungsſchwierigkeiten ſei, erwirkte ſie gegen die Firma eine 
EinſtwVerf. v. 2. Dez. 1927, durch die ihr die Verfügung 
über die verkauften Weine verboten wurde. Am 6. Dez. 1927 
wurde über das Vermögen der Firma P. das Konkursver⸗ 
fahren eröffnet und der Erſtbekl. als Konkursverwalter be⸗ 
ſtellt. Die Frankfurter Spediteure, bei denen der Wein in⸗ 
zwiſchen angekommen war, verweigerten dem Kl. die Heraus⸗ 
gabe, und der erſtbeklagte Konkursverwalter verlangte von 
dem Kl. die Rückübertragung der Konnoſſemente an die Kon⸗ 
kursmaſſe. Der Kl. erwirkte gegen die Firma P. und die 
Zweitbekl. eine EinſtwVerf. v. 7. Dez. 1927, durch die ihnen 
verboten wurde, über die 30 Fäſſer Wein zu verfügen und 
erhob gegen die beiden Bekl. Klage auf Einwilligung, daß 
die Spediteure die Fäſſer Wein mit den zollamtlichen Nieder⸗ 
lageſcheinen an ihn aushändigten. Nachdem er in einer gleich⸗ 
liegenden Sache ein obſiegendes Urteil erſtritten hatte, gaben 
die Bekl. am 26. Aug. 1929 die verlangte Einwilligung. 

Mit der vorliegenden Klage verlangte der Kl. Erſatz 
des Schadens, der ihm dadurch entſtanden ſei, daß die Spe⸗ 
diteure die Herausgabe des Weines ihm verweigert hätten. 


Zu 5. 1. Was die vielfach erörterte Streitfrage angeht, ob eine 
Beſitzſtörung auch durch Worte, durch Verbote oder Drohungen er⸗ 
folgen könne, ſo halt das RG. an ſeiner früheren Entſch. JW. 
1908, 2749 feſt, die dieſe Frage bejahte. Das RG. erweitert aber 
dieſen Grundſatz dahin, daß eine Beſitzſtörung auch darin liege, daß 
dem Beſitzer lediglich die Übertragung des Beſitzes an eine beſtimmte 
Perſon, insbeſ. die Herausgabe der Sache an den mittelbaren Beſitzer, 
durch Verbote oder Drohungen verwehrt werde. Gegen dieſe Er⸗ 
weiterung werden an ſich Bedenken nicht zu erheben ſein: ob der Be⸗ 
fiber eigenmächtig gehindert wird, fein Beſitztum in dieſer oder jener 
Weiſe zu benutzen, oder ob er eigenmächtig gehindert wird, den Beſitz 
auf einen anderen zu übertragen, kann rechtlich keinen Unterſchied 
begründen. Auch die Möglichkeit der Beſitzübertragung iſt Ausfluß 
der Beſitzerſtellung und darf nicht eigenmächtig geſtört werden. 

Und doch entſteht der Zweifel, ob die Konſtruktion der Veſitz⸗ 
ſtörung hier nicht etwas Gekünſteltes hat: wenn die Bekl. auf den 
Spediteur einwirkten, daß dieſer die Ware nicht an den Kl., den 
Beſitzer der Konnoſſemente und den mittelbaren Beſitzer, herausgeben 
ſolle, wurde dadurch wirklich der unmittelbare Beſitz des Spediteurs 
geſtört? Die Bekl. wünſchten doch nichts dringlicher, als daß der 
Spediteur ſeinen „ruhigen“ Beſitz an der Ware weiterbehielt, und jo 
iſt es durchaus verſtändlich, daß das BG. die Anſprüche aus Beſitz⸗ 
ſtörung von vornherein abgelehnt hatte. Sicherlich iſt auch keiner der 
Beteiligten auf den Gedanken gekommen, daß der Beſitz des Spe⸗ 
diteurs angetaſtet werde. 


Aber auch das RG. ſtellt keine Beſitzſtörung feſt, ſondern erklärt 
dieſe nur nach den — im Urteil nicht im einzelnen wiedergegebenen — 
Parteibehauptungen für rechtlich möglich und überläßt die nähere 
Feſtſtellung dem Tatrichter. 

Wenngleich logiſch nichts dagegen zu ſagen iſt, daß der Beſitzer 
auch in der Beſitzübertragung nicht eigenmächtig geſtört werden darf, 
ſo iſt doch ſehr davor zu warnen, daß der Bogen überſpannt und der 
Begriff der Beſitzſtörung zu weit ausgedehnt wird. Energiſche Gel⸗ 
tendmachung von Rechten, ein auch in beſtimmteſter Form geſtelltes 

erlangen, die Ware nicht an eine andere Perſon auszuliefern, ſtellen 
noch keine Beſitzſtörung gegenüber dem unmittelbaren Beſitzer dar. 
Derartige „ſeeliſche Einwirkungen“, wie das RG. fie nennt, mögen 
die Seelenruhe des für ſein Handeln verantwortlichen unmittelbaren 
Beſitzers, hier des Spediteurs, beeinträchtigen. Aber das Beſitzrecht 
wird, wie Wolff (Sachenrecht § 17) mit Recht ſagt, nicht als Per⸗ 
ſönlichkeitsrecht geſchützt. Der Beſitzſchutz iſt gewiſſermaßen nur die 
Ordnungspolizei auf dem Gebiete des Zivilrechts und ſoll nur eigen⸗ 
mächtige Eingriffe in den Beſitzſtand hindern. Es würde zu unſach⸗ 
gemäßen Ergebniſſen führen, wenn man zielbewußte Rechtswahrung 
ohne ganz zwingende Gründe durch die Anwendung der Grundſätze 
über Belisftörung einengen wollte. Deshalb wird man gerade in 
einem Falle, wo nicht der Beſitz alſo ſolcher, ſondern nur die Weiter⸗ 
übertragung des Beſizes den Gegenſtand das Angriffs bildet, ver⸗ 
langen müſſen, daß das Vorgehen des Störers in der Tat auch 
nach der Anſchauung des Lebens noch als „verbotene Eigenmacht“ 
zu werten iſt. Planck (Anm. 2a a zu 8 862) und Staudinger 
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LG. und DLG. wieſen die Klage ab. Die Rev. führte zur 
Aufhebung des Urteils und zur Zurückverweiſung. 


Beide Vorinſtanzen haben die Schlüſſigkeit der Klage 
verneint. Das BG. nimmt an: Aus dem Kaufvertrage mit 
der Gemeinſchuldnerin könne der Kl. keine Rechte herleiten, 
da die Gemeinſchuldnerin die durch den Kaufvertrag über⸗ 
nommenen Verpflichtungen, dem Kl. das Eigentum und den 
Beſitz an dem Wein zu verſchaffen, vollſtändig dadurch er⸗ 
füllt habe, daß ſie ihm die auf ihn indoſſierten Konnoſſe⸗ 
mente übergeben habe. Das Verfolgungsrecht des § 44 KO. 
habe die Zweitbekl. gegen den Kl. nicht geltend machen können, 
da er den Wein ſchon vor Eröffnung des Konkursverfahrens 
rechtsgültig erworben habe, und auch die EinſtwVerf., die 
der Gemeinſchuldnerin die Verfügung über den Wein unter⸗ 
ſagt habe, habe die bereits vor ihrer Erlaſſung erfolgte Ver⸗ 
äußerung des Weines an den Kl. nicht mehr beeinträchtigen 
können. Durch die Maßnahmen der beiden Bekl. ſei auch weder 
dem Kl. der Beſitz entzogen, noch er in ſeinem Beſitz geſtört 
worden. Denn die Spediteure ſeien trotz der Mitteilungen 
des Erſtbekl. an ſie und trotz der von der Zweitbekl. er⸗ 
wirkten EinſtwVerf., die ſich nicht gegen ſie gerichtet habe, 
verpflichtet geblieben, den Wein an den Kl. herauszugeben, 
und hätten die Herausgabe nicht von der Einwilligung der 
Bekl. abhängig machen dürfen. Es ſei weder in der Erklä⸗ 
rung des Erſtbekl., durch die er die Veräußerung des Weines 
an den Kl. wegen Benachteiligung der Konkursgläubiger an⸗ 
gefochten hat, noch in der Erwirkung der EinſtwVerf., die 
auf Antrag der Zweitbekl. gegen die Gemeinſchuldnerin er⸗ 
laſſen worden iſt, ein Verſtoß gegen die guten Sitten (§ 826 


(Anm. II 2 zu $ 858) heben hervor, daß in der Erhebung einer un⸗ 
begründeten Klage niemals eine Beſitzſtörung liegen könne, da die 
Beſchreitung des Rechtsweges die Eigenmacht ausſchließe. Man wird 
aber weiter ſagen muſſen, auch auch die Androhung der Klagerhebung 
oder der Geltendmachung von Schadenserſatzanſprüchen, alſo die In⸗ 
ausſichtſtellung geſetzlich zuläſſiger Maßnahmen nicht als eine Beſitz⸗ 
ſtörung aufgefaßt werden darf. Es müſſen hier ähnliche Erwägungen 
gelten, wie ſie das RG. bei der Anfechtung wegen Drohung zur Gel⸗ 
tung gebracht hat (vgl. RG. 108, 102 = ZW. 1924, 1589: 110, 
382 JW. 1925, 1484; 112, 226 JW. 1926, 1430). Wenn alſo 
wörtliche Verbote oder Drohungen den Charakter von Beſitzſtörungen 
haben ſollen, fo müſſen fie durch eine den Beſitzſtand mißachtende 
Eigenmächtigkeit, durch eine über die normale Wahrung von Rech⸗ 
ten hinausgehende, die Freiheit des Beſiters unzuläſſig einengende 
Bedrohung gekennzeichnet ſein. Sonſt entfernt man ſich von dem, 
was das Geſetz im Auge gehabt hat. Auch das NG. ſcheint hierauf 
hinzudeuten, indem es hervorhebt, der „ruhige Beſitz“ müſſe „wirk⸗ 
lich“ geſtört ſein. 

2. Zu Bedenken Anlaß geben m. E. die Ausführungen des 
RG., die das Vorliegen einer Vertragspflicht verneinen. Das RG. 
führt aus, die Verkäuferin habe durch die Übergabe der auf den Käufer 
indoſſierten Konnoſſemente ihre Vertragspflicht bereits vollſtändig 
erfüllt, für eine weitere Vertragshaftung ſei daher kein Raum. 
Indes, wenn auch bei den Kaufverträgen mit der Klauſel „Kaſſe 
gegen Konnoſſemente“ der Verkäufer mit der Übergabe der Papiere 
den Vertrag erfüllt hat, jo dürfte es doch dem Vertrage zuwider ſein, 
wenn der Verkäufer demnächſt beſondere Maßnahmen trifft, um die 
Ausantwortung der Ware zu hindern, deren Beſitz der Käufer mittels 
der Konnoſſemente erlangen fol. RG. 111, 303 JW. 1926, 981 
hat ausgeſprochen, daß, wenn der ſchuldrechtliche Vertrag auf die 
Übertragung eines Forderungsrechts gerichtet war, der Zedent auch 
nach erfolgter Abtretung vertraglich gehalten ſei, alles zu unterlaſſen, 
was dem Zeſſionar die Einziehung der Forderung beeinträchtige. 
Entſprechendes muß m. E. auch hier gelten. Die ſchließliche Abliefe⸗ 
rung der Ware an den Käufer darf der Verkäufer, auch wenn er die 
Konnoſſemente übergeben hat, nicht ſeinerſeits hindern. Das verſtößt 
gegen den Sinn und Zweck des Kaufvertrages und erſcheint als poſi⸗ 
tive Vertragsverletzung. Hat der Verkäufer noch eine rechtliche Hand⸗ 
habe gegen die Beförderungsperſon, um die Auslieferung der Ware 
zu hindern, ſo darf er nach dem Inhalt des Kaufvertrages von ihr 
ſicherlich keinen Gebrauch machen. Handelt es ſich aber nur um 
einen Verſuch der Beeinfluſſung, dem ein Recht gegen den Spediteur 
nicht zugrunde liegt, ſo dürfte nicht zu beſtreiten ſein, daß auch ein 
In Vorgehen eine Vertragswidrigkeit gegenüber dem Käufer 
enthält. 

Im vorliegenden Falle beſteht aber die Abweichung, daß der 
Konkursverwalter der Verkäuferin in Verfolg des ihm zuſtehenden 
Anfechtungsrechtes wegen Benachteiligung der Gläubiger die Kon⸗ 
noſſemente zurückverlangte. War der Kaufvertrag von dem Konkurs⸗ 
verwalter mit Recht angefochten, ſo war dieſes Verlangen berechtigt. 

Vizepräſ. Dr. Matthieſſen, Kiel. 
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BGB.) zu fehen, und die Anwendbarkeit des 8 945 3PO. 
ſei zu verneinen, weil dieſe Beſtimmung nur demjenigen, 
gegen den eine EinſtwVerf. erwirkt worden ſei, einen Scha⸗ 
denserſatzanſpruch gegen den Antragſteller gebe, während hier 
der Kl. ſelbſt die EinſtwVerf. erwirkt habe. 

I. Dieſe Ausführungen find rechtlich bedenkenfrei bis 
auf die Verneinung einer Störung des Beſitzes durch ver⸗ 
botene Eigenmacht. Solche Störung kann nicht nur durch 
körperliche, ſondern auch durch ſeeliſche Eingriffe, durch wört⸗ 
liche Beſtreitung des Beſitzes und durch Verbote oder Dro⸗ 
hungen geübt werden (vgl. RGRKomm. zu 8 858 BGB. 
Anm. 5); nur muß der ruhige Beſitz auf dieſe Art wirklich 
geſtört worden fein (vgl. RG.: IW. 1908, 274°). Eine 
Störung des Kl. ſelbſt in ſeinem Beſitz war allerdings recht⸗ 
lich nicht möglich, da er nur mittelbarer Beſitzer war und 
der mittelbare Beſitz nur auf einem Rechtsverhältnis beruht 
(8 868 BGB.), eine Störung dieſes Rechtsverhältniſſes durch 
das Verhalten Dritter alſo überhaupt nicht denkbar iſt (vgl. 
RGRͤKomm. zu 8 869 BGB. Anm. 2; Planck zu 8 867 
BGB. Anm. 2). In dem von dem Kl. behaupteten Verhalten 
der Bekl. gegenüber den Spediteuren, den Beſitzmittlern des 
Kl., konnte aber eine widerrechtliche Störung ihres unmittel⸗ 
baren Beſitzes i. S. des § 862 BGB. liegen. Denn durch 
Verbote und Drohungen konnten die Spediteure inſofern in 
ihrem ruhigen Beſitz geſtört werden, als ihnen die Ausnutzung 
der jedem unmittelbaren Beſitzer offenen Möglichkeit, den 
Beſitz auf einen anderen zu übertragen, verkürzt wurde. 
Wurden die Spediteure in ihrem unmittelbaren Beſitz durch 
verbotene Eigenmacht geſtört, dann konnte nach 8 869 BGB. 
der Kl. als der mittelbare Beſitzer die Beſeitigung der Stö⸗ 
rung verlangen und, wenn weitere Störungen zu beſorgen 
waren, auf Unterlaſſung klagen. Da der Beſitz ein „ſonſtiges 
Recht“ i. S. des 8 823 Abſ. 1 BGB. und der $ 858 BGB. 
(Verbot der Beſitzſtörung) ein Schutzgeſetz i. S. des 8 823 
Abſ. 2 BGB. iſt, fo haben die Bekl., wenn fie ſchuldhaft ge⸗ 
handelt haben, dem Kl. nach 8 823 Abſ. 1 und 2 den ihm 
entſtandenen Schaden zu erſetzen. 

Der Klageanſpruch iſt deshalb dem Grunde nach gerecht⸗ 
fertigt, wenn die Bekl. die Spediteure in dem ruhigen Beſitz 
widerrechtlich geſtört haben, wenn fie dabei ſchuldhaft ge⸗ 
handelt haben oder mit der Beſeitigung der Störung in 
Verzug gekommen ſind und auch dem Kl. dadurch ein Scha⸗ 
den entſtanden iſt. Ob dieſe Vorausſetzungen bewieſen ſind, 
muß — unter Berückſichtigung der vorſtehenden rechtlichen 
Geſichtspunkte — der Tatrichter prüfen. 

II. Auf andere Weiſe iſt der Klageanſpruch nicht zu be⸗ 
gründen. 

1. Aus der bloßen Tatſache, daß die Bekl. ſich in dem 
Vorprozeß gegen die dort erhobene Klage gewehrt haben, 
kann der Kl. Schadenserſatzanſprüche nicht herleiten, und 
zwar ohne Rückſicht darauf, ob jene Klage mit gutem Grunde 
erhoben worden iſt oder ob wenigſtens, wie die Rev. meint, 
die Beteiligten übereinſtimmend der Meinung geweſen ſind, 
daß die Klage nötig und zweckmäßig ſei. 

2. Es kann auch nicht daraus, daß die Bekl. ſich auf 
die Klage im Vorprozeß eingelaſſen haben, eine Verein⸗ 
barung der Parteien des Inhalts entnommen werden, daß 
ihr Streit über die Rechte an dem Wein in jenem Rechts⸗ 
ſtreit ausgetragen werden und der unterliegende Teil dem 
Obſiegenden den Schaden erſetzen ſolle, der dem Obſiegenden 
8 die Verzögerung der Verfügungsmöglichkeit entſtehen 
werde. 

3. Die Rev. meint, aus dem Verlauf des Vorprozeſſes 
und der von dem Kl. gegen die Bekl. erwirkten EinſtwVerf. 
ergebe ſich jedenfalls die objektive Rechtswidrigkeit des Stand⸗ 
punktes der Bekl. und ihres Tuns, und es hatte geprüft 
werden müſſen, ob die Bekl. fich nicht dabei der Rechtsſtellung 
des Kl. bewußt geweſen ſeien, alſo in böſem Glauben ge⸗ 
handelt hätten. Und auch hiervon abgeſehen bedeute die Auf⸗ 
ſtellung ſo unbegründeter Behauptungen, wie ſie in dem 
Schriftſatz des Kl. v. 23. Mai 1930 erörtert und durch die 
Anlagen des Schriftſatzes nachgewieſen ſeien, eine unerlaubte 
Handlung i. S. der 88 823, 826 BGB. Die Anwendbarkeit 
des 8 823 ſcheitert jedoch, wenn nicht in der zu I erörterten 
Weiſe eine Beſitzſtörung feſtzuſtellen iſt, ohne weiteres daran, 
daß dann weder eines der dort im Abſ. 1 aufgeführten Rechts⸗ 
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güter noch ein Schutzgeſetz i. S. des Abſ. 2 verletzt worden 
it. Ein Verſtoß gegen $ 826 BGB. läge nur dann vor, 
wenn die Bekl. in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden 
Weiſe dem Kl. vorſätzlich Schaden zugefügt hätten. Das iſt 
nicht dargetan. 

4. Mit Recht verneint das BG., daß ein ſolcher Ver⸗ 
ſtoß in der mit Gläubigerbenachteiligungsabſicht begründeten 
Anfechtung des zwiſchen dem Gemeinſchuldner und dem Kl. 
geſchloſſenen Kaufvertrages oder darin zu finden ſei, daß die 
Zweitbekl. eine EinſtwVerf. gegen die Gemeinſchuldnerin er⸗ 
wirkt hat, die dieſer die Verfügung über den Wein ver⸗ 
bot, ſich alſo überhaupt nicht gegen den Kl. richtete. 

5. Aber auch darin kann kein gegen den Kl. gerichteter 
Verſtoß gegen die guten Sitten erblickt werden, daß die 
Zweitbekl., als ſie von den Zahlungsſchwierigkeiten der Ge⸗ 
meinſchuldnerin Kenntnis erhielt, gegen den Geſchäftsführer 
der Gemeinſchuldnerin — nicht gegen den Kl. — den Vor⸗ 
wurf des Betruges oder ſonſtiger ſtrafbarer Handlungsweiſe 
erhoben und ſich bemüht hat, die Spediteure zu veranlaſſen, 
den Wein einſtweilen nicht an den Inhaber der Konnoſſe⸗ 
mente auszuhändigen. 

6. Die Rev. meint ferner, der Erſtbekl. habe, als er 
die Spediteure veraulaßt habe, dem Kl. den Wein nicht aus⸗ 
zuhändigen, noch Vertragspflichten gehabt, da die Abwick⸗ 
lung des Vertragsverhältniſſes erſt mit der Übergabe der 
Ware an den Kl. beendet worden ſei, und er habe ſich des⸗ 


halb einer poſitiven Vertragsverletzung ſchuldig gemacht. Dar 


bei verkennt die Rev., daß der Erſtbell e Vertragspflicht 
mehr zu erfüllen hatte, nachdem de Gemeinſchuldr en DE 
durch den Kaufvertrag begründete Bervichtung, „ent 
den Beſitz und das Eigentum zu verſchaffen, dureh bie Aber 
gabe der auf ihn indoſſierten Konnoſſemente bereits el 
hatte. Ob der Kl., falls ſich noch Mängel der Ware heraus, 
geſtellt hätten, von dem Erſtbekl. nn ig der Min- 
derung hätte verlangen können, itt 
da weder das Vorhandenſein von behaupte won 
den iſt, noch auch die bloße Möglichten der Gellen mag ung 
von Mängelrügen dem Verkäufer irgendwelche ſonſeigen Wet 
tragspflichten gegen den Käufer auferlegt, die er noch durch 
155 behauptete Beeinfluſſung der Spediteure hätte verletzen 
önnen. 

7. Wenn die Rev. meint, in dieſer Beeinfluſſung der 
Spediteure habe deshalb eine Beſitzſtörung gelegen, weil der 
Kl. dadurch verhindert worden ſei, ſich in den unmittelbaren 
Beſitz zu ſetzen, ſo verkennt ſie, daß eine Verhinderung der 
Beligerlangung keine Beſitzſtörung fein kann. 

(U. v. 16. Mai 1931; 507/30 IX. — Frankfurt.) [9-] 


Wand 


eo II. Verfahren. 


** 6. 88 554 Abf. 3, 6, 560 ZPO. Ein Urteil des 
O LG., das nicht unbedingt für vorläufig voll» 
ſtreckbar erklärt worden iſt, kann vom Rev G. 
erſt dann für vorläufig vollſtreckbar erklärt 
werden, wenn in der Verhandlung vor dem 
Rev. keine das Urteil anfechtenden Anträge 
geſtellt werden; dies iſt auch nach Ablauf der 
Begründungsfriſt und in der mündlichen Ber” 
handlung vor dem Rev G. möglich. f) 

(Beſchl. v. 11. Nov. 1930; 393/30 VII. — Stettin.) 

[Ku. 


— NG. 130, 229.) 
Abgedr. ZW. 1931, 10765. 


Zu 6. In der Wortfaſſung zeigt der Beſchluß einen gewiſſen 
Widerſpruch gegen den Beſchl. des 6. Senats v. 11. März 1907 (RG, 
65, 285). Während hier ausdrücklich die Anſicht der Bell. abgelehnt 
wird, der für die Anwendung des § 560 ZPO. maßgebende Bet 
punkt ſei jetzt nach der Nov. von 1905 nicht mehr die mündliche Dez 
handlung, ſondern der Ablauf der Reviſionsbegründungsfriſt, iſt i 
RG. 65, 285 JW. 1907, 267 ausgeführt, daß „ſeit Geltung der Biv 
Proz Nov. v. 5. Juni 1905 .. zur Herſtellung der Vorausſetzungen des 
8.560 PO der Umſtand“ genüge, „daß durch die in der Reviſionsbegrün 


war 


60. Jahrg. 1931 Heft 41) 
— 
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III. Armenrecht. 

7. 88 34—36 R A O.; 8115 Ziff. 3 3PO.; 88 88 
bis 91 1 10 Pr As R. Gegenſeitige Ergänzung der 
Beſtimmungen der RAD. und der 3 PO. über 
die Beiordnung eines Armenanwaltes. Die 
Beſtellung eines Verkehrsanwaltes für eine 
arme Partei ift unzuläſſig. Die trotzdem vor⸗ 
genommene Beſtellung ſtellt nach Lage der bis⸗ 
herigen Rechtſprechung und Rechtslehre kein 
zum Schadenserſatz verpflichtendes Verſchulden 
des Richters dar, da der Sinn der 88 34, 36 R A O. 
nicht völlig eindeutig ift.}) 

Der Bekl. war im März 1928 als Gerichtsaſſeſſor bei 
der AufwStelle des AG. in K. tätig. In einer AufwSache 
hat er dem in M. lebenden Glaͤubiger durch Beſchluß vom 
26. März 1928 das Armenrecht (AR.) bewilligt und einen 


dungsſchrift enthaltenen Reviſionsanträge das BU. zu einem Teil 
nichk angefochten wird“. Und doch iſt der Widerſpruch nur ſcheinbar: 
Hat der RevKl. das zu feiner Ungunſten ergangene Urteil nur teil⸗ 
weiſe angefochten, ſo kann er bis zur mündlichen Verhandlung 
ſeine Anträge innerhalb des Rahmens ſeiner Reviſionsbegründung 
ſtets erweitern. Das Urteil wird alſo, ſoweit es gegen den Rev. 
brgangen und durch die in der Reviſionsbegründungsſchrift geſtellten 
Anträge nicht angefochten iſt, noch nicht rechtskräftig. Erweitert der 
Revskl. auch in der mündlichen Verhandlung die Anträge nicht, ſo 
Kann in dieſer — aber erſt in dieſer — der RevBekl. gem. § 560 
359. verlangen, daß der nicht angefochtene Teil des Urteils für 
vorläufig vollſtreckbar erklärt wird. Dasſelbe gilt entſprechend in 
Ber Inſt. wenn der Berͤl. das zu feinen Ungunſten ergangene 
Urteil nur teilweiſe in der Berufungsbegründung angefochten hat. 
Anders für denjenigen Teil des angefochtenen Urteils, der zugunſten 
des Rechtsmittelkl. ergängen iſt: Der BerBekl., der in dem von 
jeinen Gegner mit der Berufung angefochtenen Urteil teilweise 
unterlegen iſt, kann ſich der Berufung bis zum Schluſſe der münd⸗ 
lichen Verhandlung noch anſchließen. Deshalb wird die Rechtskraft 
des Urteils erſter Inſtanz, auch ſoweit er unterlegen ift, durch die 
erufung ſeines Gegners gehemmt. Schließt der BerBekl. in der 
mündlichen Verhandlung ſich der Berufung feines Gegners nicht an, 
o iſt auf Antrag des BerKl. das Urteil nach $ 534 ZPO. teilweiſe 
(Ur vorläufig vollſtreckbar zu erklären. Der Rev Bekl. dagegen kann 
ſich der Reviſion ſeines Gegners nicht mehr in der mündlichen Ver⸗ 
handlung anſchließen, ſondern nur bis zum Ablauf der Reviſions⸗ 
begründungsfriſt (8 556 380.) Sit, die Reviſionsbegründungsfriſt 
abgelaufen, ohne daß er ſich der Reviſion angeſchloſſen hat, ſo iſt das 
Urteil, ſoweit es gegen ihn ergangen iſt, rechtskräftig, und für einen 
Beſchluß aus 8 560 ZPO. iſt kein Raum mehr. Der vorliegende 
Beſchluß des RG. iſt demnach — was aus der Faſſun, nicht klar 
erporgeht — fo zu verſtehen: Der Antrag aus 8 560 ao. ift ver⸗ 
rüht gegenüber denjenigen Bekl., gegen bie wegen Unterbrechung 
es Verfahrens durch Konkurs die Begründungsfriſt noch nicht ab⸗ 
gelaufen iſt, die alſo nach Wiederaufnahme des unterbrochenen Ver⸗ 
lahrens ſich der Reviſion noch anſchließen können; er iſt unbegründet 
gegenüber denjenigen Bekl., gegen die die Reviſionsbegründungsfriſt 
gelaufen, der fie verurteilende Teil des Urteils demnach mangels 

Anſchlußreviſion rechtskräftig geworden iſt. 

RA. Theodor Sonnen, Berlin. 


„ Zu 7. Die Entſch. iſt von höchſter Bedeutung für 
die Aufſtellung auswärtiger Rechtsanwälte im Ar⸗ 
wmenrecht, die fie grundſätzlich für unzuläſſig er⸗ 
klärt, insbeſ. Beſtellung zum Verkehrsanwalt, aber 
auch zum Beweisanwalt. Sie ift forgfältig, gut und m. E. 
Dig zutreffend begründet; deshalb und wegen der Bedeutung der 
Stellung des RG. im Inſtanzenzug werden künftig die Gerichte ihr 
folgen. Die Schaffung einer einheitlichen Praxis gegenüber den ver⸗ 
Medenen Auffaſſungen auf dem bisher umſtrittenen Gebiet beſeitigt 
erfreulicherweiſe die vordem vorhandene Rechtsungleichheit und Rechts⸗ 
unſicherheit. Die in einigen Nebenpunkten von der Entſch. auf⸗ 
gestellten Rechtsſätze find der Hauptfrage gegenüber von untergeord⸗ 
neter Bedeutung. Im einzelnen: 
a J. Daß auch im Aufwertungsperfahren 88 34—36 
AD, ſowie die Vorſchriften der ZPO. über das Ar⸗ 
men recht Anwendung finden (8 73 Aufiv®, 814 F.), 
Ra als auch ſchon bisher unbeſtritten gelten; fo Friedlaender, 
AD. (3) 8 34 Abſ. 1 Anm. 3 und die Komm. 3. AufwGG. Es gelten 
uber im Aufw Verf. auch die Vorſchriften über die Koſtenerſtattungs⸗ 
Nicht des Staates gegenüber dem beſtellten Armenanwalt (ſo DES. 
resden: JW. 1931, 2583 mit zuſt. Anm. Friedlaend Armen 
welcher die weit. Lit. u. Rſpr. teils zitiert, teils anf fie als bei 
se termann: JW. 1926, 1528 angeführt verwieſen wird); dieſer 
(a faffung huldigt, ohne ausdrückliche Erwähnung derſelben, ſtill⸗ 
chweigend auch die ob. Entſch. des RG. ſowie die Vorinſtanz (OLG. 
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Armenanwalt in K. und neben dieſem Anwalt noch einen 
in M. wohnenden RA. als Verkehrsanwalt beigeordnet. In⸗ 
folge dieſer Beiordnung hat der preuß. Staat an den letz⸗ 
teren auf Grund des ArmAnw®. v. 6. Febr. 1923 36,24 AM 
gezahlt. Ein Antrag der Juſtizverwaltung, die Nachzahlung 
der Armenkoſten gemäß § 125 ZPO. anzuordnen, iſt von 
der AufwStelle abgelehnt worden. 

Der Kl. nimmt den Bekl. auf Erſtattung der veraus⸗ 
lagten Summe in Anſpruch, da die Beiordnung des Ber 
kehrsanwaltes gemäß 8.36 RAD. unzuläſſig geweſen ſei. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen, das BG. hat den 
Bekl. antragsgemäß verurteilt. Das RG. hat das erſte 
Urteil wiederhergeſtellt. 

Der Verf. geht zutreffend davon aus, daß die Haftung 
des Bekl. als Beamten ſich gemäß Art. 80 EGBGB. nach 
den 88 8891 11 10 ALR. beſtimmt (RG. 92, 236 1)) und 
daß der Bekl. gemäß 8 89 II 10 ALR. an ſich für jedes auch 


Celle), Wie ſich die Armenanwaltsgebühren im AufmwVerf. berechnen 
(RAcheb d., LGebd., Gebührenbeſchränkung der reichsrechtl. Armen⸗ 
anwaltsgebührenerſtattungsgeſetze), vgl. IW. 1926, 1528; Walter⸗ 
Joachim⸗Friedlaender, NAGED. (8) 81 Anm. 37 Fuß⸗ 
note 45 ; Bay Z. 1922, 265; JW. 1927, 361 (Emmerich), 836 
(Heß), 964 (Carlebach). 

30 II. Auslegung der 88 34—36 RAD. und der 88 115ff. 
8 PO. 

1. Daß und wie ſich dieſe Beſtimmungen gegenſeitig 
ergänzen, daß insbeſ. 88 34 ff. nicht nur die Pflicht der RA. 
zur Übernahme von Armenfachen regeln und die ZPO. Vorſchriften 
nicht allein die Beſtimmungen für die ſtrittige Materie darſtellen, iſt 
einwandfrei vom RG. dargetan; feine Ausf. decken ſich mit den⸗ 
jenigen bei Friedlaender, NAD. (3) 8 34 Abſ. 1 Anm. 1. 
Übrigens gilt $ 36 nicht nur für den Fall des § 34 (u. 8 33, Not⸗ 
anwalt), ſondern auch für die Fälle der Beſtellung in einem dem 
Anwaltszwang unterſtellten Verfahren nach § 115 Ziff. 3 ZPO. 

2. Der Angelpunkt der Entſch. findet ſich in der Feſtſtellung, 
daß die Beiordnung eines Armenanwalts gemäß $ 36 
RAD. lediglich durch den Vorſitzenden des mit der 
Sache ſelbſt befaßten Gerichts und lediglich aus der 
Zahl der bei dieſem Gericht zugelaſſenen Anwälte 
zu erfolgen hat und erfolgen kann. Daraus ergibt ſich, daß der Vor⸗ 
ſitzende dieſes Gerichts andere bei letzterem Gericht nicht zugelaſſene 
RA. nicht beiordnen kann. Demgemäß ſcheidet die Möglichkeit der 
Beiordnung eines Verkehrsanwalks, aber auch eines Anwalts für 
auswärtige Beweistermine, inſoweit völlig aus, als es ſich um nicht 
bei dem mit der Sache ſelbſt befaßten Gericht zugelaſſene RA. han⸗ 
delt; dabei mag darauf hingewieſen werden, daß an AG., an deren 
Sitz ſich auch ein LG. oder OLG. befindet, nur ganz ausnahmsweiſe 
RA. die Zulaſſung erwirken, andererſeits Simultananwälte die Zu⸗ 
laſſung zugleich an mehreren Gerichten (beſ. Ach. und LG., LG. und 
DLO.) beſitzen. Unzutreffend iſt nach der Entſch. des RG. daher die 
Nechtsmeinung, daß bei auswärtigen Beweisterminen oder bei der 
Frage der Verkehrsanwaltsbeiordnung etwa der Vorſitzende des mit 
der Sache ſelbſt befaßten Gerichts beiordnen und das auswärtige Ge⸗ 
richt, bei dem der beizuordnende Anwalh zugelaſſen iſt, ihn auswählen 
könnte; weder kann der zuſtändige Vorſitzende den auswärtigen 
Richter um Beiordnung erfuchen, noch iſt etwa der um Beweisauf⸗ 
nahme erſuchte Richter von ſich aus zur Beſtellung berechtigt. Im 
Regelfall entfällt daher eine Beinrdnung auswärtiger Anwälte. — 
Es beſteht aber unzweifelhaft nicht ſelten das Bedürfnis nach anwalt⸗ 
ſchaftlicher Vertretung in auswärtigen Beweisterminen; an eine hier an 
ſich erwünſchte Abhilfe durch den Geſetzgeber iſt zur Zeit ſchon aus 
fiskaliſchen Gründen nicht zu denken; um fo größere Bedeutung 
kommt deshalb künftig dem 8 1 Abſ. 3 ArmAnwch. v. 20. Dez. 
1928 zu, wonach Reiſekoſten des (vom Vorſitzenden des mit der 
Sache ſelbſt befaßten Gerichts — Prozeßgerichts — beſtellten) Armen⸗ 
anwalts bei Nichterforderlichkeit der Reiſe nicht vom Staat zu er⸗ 
ſetzen ſind (vgl. dazu Geiershöfer: JW. 1931, 1130 Ziff. 1 u. 2; 
Od. Braunſchweig: JW. 1931, 1127; OLG. Stuttgart: JW. 1930, 
19151 u. a. m.). 

Der Anſicht des RG. waren ſchon bisher Friedlaender, 
RAD. 8 34 Aum. 5, 5 36 Anm. 7; ob. zit. RG: JW. 1913, 214; 
1930, 64; Getershöfer: JW. 1930, 209; 1931, 1130 mit der 
Rſpr. u. Rechtsl.; neuerdings OL G. Jena: JW. 1931, 1131; ferner 
OLG. Celle VI v. 18. Juni 1930 in dem oben vom RG. am 9. Juni 
1931 entſchiedenen Fall; a. A. z. B. KG.: JW. 1930, 179 % 28; 
LG. J Berlin: JW. 1930, 209; OLE. Stuttgart: JW. 1930, 191. 

3, Darüber, ob eine nicht vom Vorſitzenden des mit 
der Sache ſelbſt befaßten Gerichts erfolgte Beiord⸗ 
nung eine unwirkſame Verfahrenshandlung dar⸗ 
ſtelle, aus der rechtliche Folgen, insbeſ. Anſprüche gegen den Staat 
aus folder Beiordnung nicht erhoben werden können, hat das RG. 


1) JW. 1918, 439. 
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geringſte Verſehen haftet (RG. 75, 233?)), das bei gehöriger 
Aufmerkſamkeit und nach den Kenntniſſen, die bei der Ver⸗ 
waltung des Amts zu erfordern ſind, hätte vermieden wer⸗ 
den können und müſſen. Der BerR. führt aus, daß der 
Bekl. ſich insbeſ. nicht damit entſchuldigen könne, daß er 
eine eindeutige Geſetzesvorſchrift nicht gekannt oder nicht 
richtig angewandt habe. Der BerR. berückſichtigt ferner, 
daß die Haftung des Beamten gemäß 8 91 JI 10 ALR. nur 
eine ſubſidiäre iſt. Dieſen Ausführungen iſt beizutreten. Be⸗ 
denken ſind dagegen nicht geltend gemacht worden. 

Im Gegenſatz zum LG. hat der Berg. angenommen, 
daß die Beiordnung des Verkehrsanwalts unzuläſſig ge⸗ 
weſen wäre. (Nähere Wiedergabe der Gründe des Bu.) Die 
Beiordnung des in K. nicht zugelaſſenen Anwalts habe ſo⸗ 
mit gegen eine klare geſetzliche Vorſchrift verſtoßen. Auf 
Grund der Beiordnung ſei der Kl. zur Erſtattung der 
Armenrechtskoſten verpflichtet geweſen, da der ungeſetzliche 
Beſchluß zwar als fehlerhafter Staatsakt, aber nicht als 
nichtig anzuſehen ſei. Eine anderweitige Abwendung des 
Schadens ſei nicht möglich geweſen. Die Nachzahlung ſei 
durch unanfechtbaren Beſchluß abgelehnt worden. Der Scha⸗ 
den ſei auch nicht erſt durch die Ablehnung der Nachzahlung 
entſtanden. 

Die Rev. rügt Verletzung von 88 34—36 RA., 88 125, 
126 3PO., 88 88—91 II 10 ALR. Sie macht geltend, daß 
Sinn und Tragweite der Beſtimmungen der 88 34—36 
RAD. verkannt feien, daß jedenfalls die Beiordnung nicht 
als ein Verſchulden des Bekl. angeſehen werden könne und 
daß der Umſtand, daß nur eine ſubſidiäre Haftung eintrete, 
nicht erſchöpfend gewürdigt ſei. 

Die Anſicht der Rev., daß die Beiordnung des aus⸗ 
wärtigen Anwaltes als Verkehrsanwalt zu Unrecht als un⸗ 
zuläſſig erachtet worden ſei, geht fehl. Die diesbezüglichen 
Ausführungen des Bert. treffen vielmehr zu. Gemäß 8 73 
AufwG. und 8 14 FGG. haben die Vorſchriften der ZPD. 
über das AR. und die Vorſchriften der 88 34—36 RAD. 
auch im Aufw Verfahren entſprechend Anwendung zu finden. 
Der vom Bekl. erlaſſene Beſchluß umfaßte ein Doppeltes: 
die Beiordnung eines Verkehrsanwalts und gleichzeitig die 
Auswahl des Anwalts, welche durch den Bekl. als Vor⸗ 
ſitzenden des Gerichts zu erfolgen hatte. Das RG. hat die 
Frage, ob einer armen Partei vom Prozeßgericht ein Ver⸗ 
kehrsanwalt beſtellt werden kann, in der Entſch. v. 30. Sept. 
1929, VI 554/29: IW. 1930, 64 verneint. Die Vorſchrift 
des 8 115 Ziff. 3 ZPO. iſt in dieſem Erkenntnis in enger 
Auslegung dahin verſtanden worden, daß nur im Rahmen 
des Anwaltszwanges der armen Partei die Vertretung vor 
dem Prozeßgericht hat gewährleiſtet werden ſollen, und zwar 
durch einen beim Prozeßgericht zugelaſſenen Anwalt. Hin⸗ 
ſichtlich der vorliegend intereſſierenden Möglichkeit der Bei⸗ 
ordnung eines Anwalts aus § 34 RAO. hat das RG. für 
den Fall, daß man die Beſtellung eines Pflichtanwalts zum 


nicht berührt. Das von ihm aufgehobene Urt. des OLG. Celle nahm 
nur einen fehlerhaften, nicht aber nichtigen Staatsalkt an. Die Frage 
iſt beſtritten. Ich ſtehe auf dem Standpunkt der abſoluten Nichtig⸗ 
keit, weil dem Gericht nicht nur die Buftändigkeit, ſondern die Be⸗ 
ſtimmungsgewalt fehlt; Raumnot zwingt, hier auf die ausführl. 
Darlegungen von Geiershöfer: JW. 1930, 209 Anm. Ziff. 1; 
JW. 1931, 1130 Anm. Ziff. 7 Bezug nehmen zu dürfen. Nichtigkeit 
der Anordnung des Richters bei mangelnder Beſtimmungsgewalt in 
einem ſtrafprozeſſualen Fall: OLG. Oldenburg: JW. 1931, 2390; 
ähnlich auch OLG. Königsberg: JW. 1928, 75 in einer Armen⸗ 
anwaltsgebührenfrage mit Anm. Krakenberger Ziff. 3; RG. : 
JW 1931, 2487 bei ſchriftl. Urteil trotz mündl. Verhandlung in un⸗ 
zuläſſiger Anwendung des 87 EntlVO. 


III. Der Annahme des RG. und ſeiner Begründung, wonach 
den die Aufſtellung eines Ver kehrsarmenanwalts 
anordnenden Richterbeamten ein Verſchulden nicht 
beizumeſſen war, iſt um ſo mehr beizutreten, als ſich in den 
letzten Jahren bei manchen Gerichten die Tendenz zeigte, dem Be⸗ 
dürfnis nach Beſtellung auswärtiger Armenanwälte durch erweiternde 
Auslegung der geſetzlichen Beſtimmungen zu entſprechen. Überdies 
hätte zugunſten des Bekl. auch die in II 3 vorſt. behandelte Frage 
aufgeworfen werden können, insbe]. ob der klagende Fiskus nicht 
zufolge nichtigen Staatsakts Honorierung des Armenanwalts hätte 
verweigern müſſen. 

JR. Dr. Geiershöfer, Nürnberg. 


9) JW. 1911, 380. 
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Verkehrsanwalt neben dem zum Prozeßbevollmächtigten be⸗ 
rufenen Anwalt für rechtlich möglich halten wollte, die Zu⸗ 
ſtändigkeit des Prozeßgerichts zu einer derartigen Be⸗ 
ſtellung verneint, weil die Vorſchrift des 8 36 RM. dem 
Vorſitzenden nur die Auswahl eines beizuordnenden Anwalts 
aus der Zahl der beim Gericht zugelaſſenen Anwälte ge⸗ 
ſtatte. In einer früheren Entſch. v. 20. Nov. 1912, IVB 
8/12: JW. 1913, 214% hatte das RG. ausgeſprochen, daß 
die Beiordnung eines RA. für das Beweisverfahren vor dem 
erſuchten Gericht zu deſſen Zuſtändigkeit gehöre und daß das 
Prozeßgericht um eine ſolche Beiordnung nicht wirkſam er⸗ 
ſuchen könne, da für Handlungen, die ein Gericht nicht felb! 
wahrnehmen könne, die Inanſpruchnahme der Rechtshilfe 
ausgeſchloſſen ſei. Dieſer Rſpr. iſt beizutreten. 

Die Beſtimmungen der ZPO. und der RAD. ergänzen 
ſich gegenſeitig. Während § 115 Ziff. 3 ZPO. das Recht 
der Partei, der das Armenrecht bewilligt ift, auf Beiordnung 
eines Armenanwalts betrifft, inſoweit eine Vertretung durch 
Anwälte geboten ift, gibt 8 34 RAO. darüber hinaus die 
Möglichkeit, auch inſoweit eine Vertretung durch Anwalt 
nicht geboten iſt, der armen Partei einen RA. beizuordnen. 
Dieſe Beſtimmung wird dann weiter durch den vorliegend 
nicht in Betracht kommenden § 116 ZPO. ergänzt, in wer 
chem für die Wahrnehmung der Rechte in der mündlichen 
Verhandlung, alſo für eine beſtimmte beſchränkte Vertretung 
der armen Partei, beſondere Fürſorge getroffen iſt. Es iſt 
alſo nicht richtig, daß die Beſtimmungen der 3PO. als 
„sedes mäteriae“ allein maßgebend ſeien und die Be 
ſtimmungen der 88 34—36 RAD, wu De Nun 7 
2. Abſchnittes an ſich vermuten l könnte, lediglich d 
Rechte und Pflichten der Anwälte, Pflicht zur Ab 
nahme einer Vertretung als Arr 
in der Begründung zu dem erſten 


6. Febr. 1878 iſt zu 8 32 des en u 5 31 de 
Geſetzes entspricht, betont (S. 62% äœA m 
regelten Fall der Beiordnung eines 
zwei weitere Fälle anreihe. Es ))) ilen 
Beſtimmungen der ZPO. und der n er Er 


gänzung das Recht zur Armenrechtsgewährung, Beiordnung 
und Auswahl eines Anwalts einheitlich und erſchöpfend. Sie 
erſcheinen auch, als formale Beſtimmungen des Prozeßrechls, 
einer ausdehnenden Auslegung ohne weiteres nicht zugäng 
lich. Die die Vorſchriften der 88 33—34 RAD. ergänzende 
Beſtimmung des $ 36 kann ſomit nur dahin verſtanden mer 
den, daß die Auswahl eines beizuordnenden Anwalts ledig 
lich aus der Zahl der bei dem Gericht, deſſen Vorſitzender 
die Auswahl zu treffen hat, zugelaſſenen Rechtsanwälte ev 
folgen darf. Dieſe Auffaſſung entſpricht auch dem Prinziß 
der Lokaliſation der Anwaltſchaft, wie es in den 88 8, 9, 
18 Abſ. 1 RAD. feinen Ausdruck gefunden hat. Dieſes 
Prinzip iſt lediglich in dem § 39 RAD. i. Verb. m. g 140 
StPO. und nur für die dort hervorgehobenen Fälle jo!“ 
ferner in 8 11 Abſ. 2 ArbczG. durchbrochen worden. 

der Bekl. die Beiordnung ſelbſt vorgenommen hat, kann es 
Ra für die Frage der Zuläſſigkeit dieſer Beiordnung 
ahingeſtellt bleiben, ob etwa das AG. in M. dem Auf 
Gläubiger einen Armenanwalt als Verkehrsanwalt beiordnen 
konnte. Hiergegen ſpricht jedoch, wie auch die Motive (S. 60 
betonen, daß als auswählender Vorſitzender des zur Ber 
ordnung befugten Gerichts nur der Vorſitzende des mit Def 
Sache ſelbſt befaßten Gerichts in Betracht kommen kanu. 
Dieſes wird in verſchiedenen Beſtimmungen der ZPO. 3 
drücklich im Gegenſatz zu dem erſuchten Richter geitel 
(88 361, 362, 366, 370 ZRO.) und erſcheint vorzugsweiſe 
als diejenige Stelle, welche die Entſch. über die Angemeſſen⸗ 
heit der Beiordnung treffen kann. 

Auch aus der in 8 36 Abſ. 2 RAD. der Partei und dem 
RA. eingeräumten Beſchwerdebefugnis kann nichts zugunſten 
der Auffaſſung des Bekl. hergeleitet werden. Die Beſchwerbe 
befugnis findet ihre Erklärung darin, daß ſowohl das be 
ſondere Intereſſe der armen Partei, wie auch das Interei 
und der Pflichtenkreis des ausgewählten RA. durch die Pe 
ordnung verletzt fein kann. Die Anſicht, daß bei einem Ber 
bot der Beſtellung eines nicht zugelaſſenen Anwalts auch I 1 
den Gegner ein Beſchwerderecht am Platze geweſen war 
kann ebenfalls gegenüber dem Wortlaut des 5 36 Abs. 
RAD. nicht durchgreifen. Der Bell. durfte ſomit die 
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ordnung des auswärtigen, bei dem AG. in K. nicht zu⸗ 
gelaſſenen Anwalts nicht vornehmen. 


Dagegen kann der Anſicht des BerR., daß die vom 
Bekl. durch den Beſchl. v. 26. März 1928 vorgenommene 
Amtshandlung eine, wenn auch leichte, Verletzung ſeiner 
Pflichten darſtellte, nicht beigetreten werden. Allerdings ſtan⸗ 
den außer der erwähnten Entſch. des RG. v. 20. Nov. 1912 
die führenden Kommentare zur ZPO. und das Erläuterungs⸗ 
buch von Friedlaender zur RAD. (2. Aufl.) zur Zeit 
des Erlaſſes des Beſchluſſes auf dem gegenteiligen Stand⸗ 
punkt. Erſt in der 14. Aufl. hat das Erläuterungsbuch von 
Stein⸗Jonas in der Fußnote Nr. 1 zu $ 116 3. 
einen abweichenden Standpunkt eingenommen. Es war auch 
der die Auffaſſung des Bekl. vertretende Beſchluß der 
Prozeßrichtervereinigung von Groß-Berlin in JW. 1925, 
1361°2 veröffentlicht worden. Die vereinzelte Meinung von 
Förder: Recht 1914, 393, welche das Erſuchen um Bei⸗ 
ordnung eines Korreſpondenzanwalts für zuläſſig erachtete, 
konnte kaum ins Gewicht fallen. Sie betraf ebenſowenig wie 
die die Wahrnehmung eines Beweistermins behandelnden 
Aufſätze von Wolff (Dig. 1914, 231), Rabe (JW. 1914, 
560) die Beiordnung eines nicht zugelaſſenen Anwalts. Die 
a des Bekl. war alſo damals nur vereinzelt vertreten 
worden. 


Für die Verſchuldensfrage iſt aber zu beachten, daß 
richterliche Beamte nicht ſchon deswegen in Anſpruch ge⸗ 
nommen merden können weil ihr Vorgehen ſich im Einzel⸗ 
a1 re Fang al3 unzweckmäßig oder falſch er⸗ 

1 ſetzesauslegung durch einen Richter 
Ut nur dan hulden dar, wenn gegen den klaren, 
een um Win eindeutigen Wortlaut des Geſetzes 
of En Verſchulden iſt dagegen zu ver⸗ 
tige Stellungnahme bei Geſetzes⸗ 
für eine Auslegung Zweifel in ſich 
ier die Tragweite des Wortlauts ent⸗ 
Ale höchſtrichterliche Rſpr. noch nicht 
Hanpeftellt ind (MG 59, 388; 85, 72 ); 107,120; RG⸗ 
ur. b. 19. Jau. 1009, III 180/08; v. 31. März 1931, 
III 286/30 mit weiteren Nachweiſungen). Als völlig ein⸗ 
deutig kann nun der Sinn der 88 34, 36 RAO. ſchon im 
Hinblick auf die Einreihung in den 2. Abſchnitt „Rechte und 
Pflichten der Rechtsanwälte“ nicht angeſehen werden. Wenn 
auch im Hinblick auf die hervorgehobene gegenſeitige Er⸗ 
gänzung der Beſtimmungen der NAD. mit denjenigen der 
ZPO. dieſer Einreihung eine ausſchlaggebende Bedeutung 
nicht beigemeſſen werden kann, ſo kann die im Schrifttum 
geäußerte Anſicht, daß 8 36 NAD. nur die Verpflichtung 
des Anwalts zur Übernahme des Amts als Armenanwalt 
betreffe, nicht als eine von vornherein völlig abwegige er⸗ 
ſcheinen, zumal ſie auch in dem erwähnten Beſchluß der 
Prozeßrichtervereinigung, wenn auch ohne nähere Begrün⸗ 
dung, geäußert worden war. In der jüngſten Zeit iſt die 
Anſicht auch in der Rſpr. vertreten worden: u. a vom 
OLG. Stuttgart: JW. 1930, 191; vom KG.: ZW. 1930, 
179 28s; vom LArbch. Magdeburg, Beſchl. v. 2. Mai 1929: 
BerlAnw Bl. 1929, 245; ferner von den LG. Plauen: JW. 
1929, 15515; Berlin Lund Berlin III: JW. 1930, 2095 
und 15272. 


Es könnte ſich daher höchſtens fragen, ob die Rechtslage 
und insbeſ. die Auslegung des 8 36 NAD. bereits als durch 
die Entſch. des RG. v. 20. Nov. 1912: JW. 1913, 214 
derartig geklärt angeſehen werden konnte, daß die Nicht⸗ 
anwendung der vom RG. ausgeſprochenen Grundſätze dem 
Kl. als Verſchulden anzurechnen wäre. Dies muß verneint 
werden. Die Entſch. lag längere Zeit zurück, fie betraf nicht 
den gleichen Fall der Beiordnung und Auswahl eines aus⸗ 
wärtigen Korreſpondenzanwalts. Sie war weder in die 
amtliche Sammlung aufgenommen worden noch hatte ſie die 
Bildung der in jüngſter Zeit zahlreich vertretenen abweichen⸗ 
den Anſichten gehindert. Die Nichtbeachtung dieſer ver⸗ 
einzelten Entſch. kann daher dem Kl. nicht zum Verſchulden 
zugerechnet werden, da, wie ausgeführt, die von anderer 


Seite vertretene Auslegung — entgegen der Meinung des 
Bergt. — nicht als völlig abwegig angeſehen werden kann. 
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Hervorgehoben werden ſoll nur, daß nach Veröffentlichung 
der gegenwärtigen Entſch. angeſichts der durch ſie und die 
vorhergehenden Entſch. des RG. geſchaffenen Klarheit über 
die Tragweite des 8 36 RAD. es ſich nur in Ausnahme⸗ 
fällen wird rechtfertigen laſſen, wenn ein Gericht gleichwohl 
einen auswärtigen RA. als Armenanwalt beiordnet. 

Ein Verſchulden des Bekl. kann auch ſchließlich nicht 
darin gefunden werden, daß er die vom BerR. angeführten 
Vfg. des PrJuſt Min. v. 21. Okt. und 24. Dez. 1925 
1 7892, 18178) nicht beachtet hat, falls er fie überhaupt ge⸗ 
kannt hat. Denn wenn auch die Verfügungen die Unrichtig⸗ 
keit des Standpunkts des Bekl. betonen, jo kann man nicht 
ſagen, daß ſie gegenüber den hervorgehobenen Bedenken ge⸗ 
eignet waren, eine reſtloſe Klärung der Rechtslage herbei⸗ 
zuführen, zumal die zweite Verfügung den in der erſten 
eingenommenen Standpunkt zum Teil wieder abſchwächt. 

(U. v. 9. Juni 1931; 283/30 III. — Celle.) Sch.] 
(= RG. 133, 137.) 


IV. Zwangsverſteigerungsgeſetz. 


*. 88 118, 128 Zw Verſt G.; 8 771 3 PO. Das 
Zwangsverſteigerungsverfahren berückſichtigt 
nur die formelle Grundbuchlage, nicht das da⸗ 
von abweichende, zum Verfahren nicht angemel⸗ 
dete materielle Recht. Verfahren des Verſteige⸗ 
rungsgerichtes bei Nichtberichtigung des Bar⸗ 
gebotes. Übertragung der Forderung gegen den 
Erſteher auf ihn ſelbſt als den aus feiner frü⸗ 
heren mit dem Zuſchlag erloſchenen Grundſchuld 
Hebungsberechtigten. Die durch die übertragung 
der Forderung gegen den Erſteher eingetretene 
Wirkung der Befriedigung aus dem Grundſtück 
tritt auch dann ein, wenn der bei der Abtretung 
Begünſtigte nicht der materiell Hebungsberech⸗ 
tigte iſt; ihm ſtehen jetzt alſo Forderung und 
Sicherungshypothek formell und materiell zu; 
er kann darüber verfügen, ſeine Gläubiger 
können ſie pfänden. Der im Innenverhältnis 
zum Erſteher materiell Berechtigte, mit ſeinem 
Recht im Verſteigerungsverfahren aber nicht be⸗ 
rückſichtigte Dritte hat nur ſchuldrechtliche An⸗ 
ſprüche gegen den Erſteher. .) 

Auf Grundſtücken der S. war eine Grundſchuld für R. 
eingetragen. Er trat ſie durch ſchriftliche Erklärung und 
Übergabe des Grundſchuldbriefes ſicherungshalber an die Kl. 
ab; die Abtretung an die Kl. iſt nicht in das Grundbuch ge⸗ 
langt. Im Einverſtändnis mit der Kl., die nicht als Grund⸗ 
ſchuldgläubigerin nach außen hervortreten wollte, betrieb R. 
im eigenen Namen die ZwVerſt. der Grundſtücke aus der 
Grundſchuld. Am 29. Jan. 1929 meldete er für ſich Kapital 
und Zinſen an. Im Verſt Termin erhielt er für ein Bar⸗ 
gebot von 90000 AM den Zuſchlag. Er überreichte dem Ver⸗ 
ſteigerungsgericht den Grundſchuldbrief, den die Kl. ihm über⸗ 
laſſen hatte. Im Verteilungstermin am 2. Mai 1929 wur⸗ 
den ihm aus dem Barerlös 81895 AM auf die Grundſchuld 


Zu 8. Der Entfch. iſt beizuſtimmen. Die Kl., die nach 88 1192, 
1154 Abſ. 1 BGB. Gläubigerin einer Grundſchuld geworden war, hat 
den bisherigen noch im Grundbuch als Gläubiger eingetragenen R. 
ermächtigt, im eigenen Namen, aber für ihre Rechnung, die Zwangs⸗ 
verſteigerung des belaſteten Grundſtücks zu betreiben. Sie hat ſich 
an dem Verfahren nicht beteiligt. R. erſtand das Grundſtück und, 
da er das Bargebot nicht bezahlte, übertrug das VG. ihm die For⸗ 
derung gegen ihn ſelbſt auf Zahlung des auf die Grundſchuld ent⸗ 
fallenden Betrags, der inzwiſchen von der Bekl. arreſtweiſe gepfändet 
war. Im Grundbuch wurde die Grundſchuld gelöſcht, für die über⸗ 
tragene Forderung eine Sicherungshypothek zugunſten des R. und 
an dieſer ein Pfandrecht für die Bekl. eingetragen. Bei einer neuen 
Zwangsverſteigerung wurde der auf dieſe Hypothek entfallene Bar⸗ 
erlös zugunſten der Parteien hinterlegt. Mit Recht haben ihn ſämt⸗ 
liche Inſtanzen der Bekl. zugeſprochen. Die Kl. überließ dem R. die 
Durchführung der Zwangsverſteigerung, weil ſie ſelbſt als Grundſchuld⸗ 
gläubigerin nicht hervortreten wollte. Im Innenverhältnis zwiſchen 
beiden war ſie die Berechtigte und wollte es auch bleiben. R. ſollte 
ihr zur Befriedigung der Grundſchuld verhelfen. Es beſtand zwiſchen 
ihnen ein uneigennütziges Treuhandverhältnis; die Grundſchuld ge⸗ 
hörte zum Vermögen der Kl. Im Zwangsverſteigerungsverfahren galt 
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zugeteilt. Kurz zuvor hatte aber die Bekl. gegen ihn einen 
Arreſt in Höhe von 200000 RM erwirkt und durch zwei 
Beſchlüſſe des Arreſtgerichts v. 26. und 27. April 1929 die 
Anſprüche des R. gegen S. und gegen den preuß. Staat aus 
der Grundſchuld und dem auf fie in der ZmVerſt. entfallen⸗ 
den Barerlös gepfändet. Die Bekl. überreichte dieſe Beſchlüſſe 
im Verteilungstermin dem Verſteigerungsgericht. R. erklärte 
im Termin, daß er das Bargebot nicht zahlen wolle. Darauf⸗ 
hin übertrug das Verſteigerungsgericht ihm die mit dem 
Pfändungspfandrecht der Bekl. aus den Beſchlüſſen vom 
26. und 27. April 1929 belaſtete Forderung gegen ihn ſelbſt 
auf Zahlung des Bargebots in Höhe des zur Hebung ge⸗ 
langten Betrags der Grundſchuld. Ein Widerſpruch gegen 
den Teilungsplan wurde nicht erhoben. Die Bekl. pfändete 
durch Beſchluß des Arreſtgerichts v. 15. Mai 1929 den für 
R. infolge Nichtberechtigung des Bargebots als Sicherungs⸗ 
hypothek einzutragenden Betrag und reichte den Beſchluß 
dem Verſteigerungsgericht ein. Auf Erſuchen des Verſteige⸗ 
rungsrichters nahm das GBA. am 18. Mai 1929 folgende 
Eintragungen vor: R. wurde als Grundſtückseigentümer ein⸗ 
getragen; die Grundſchuld wurde gelöſcht; für R. wurde eine 
Sicherungshypothek von 81817 GM. eingetragen zur Siche⸗ 
rung der infolge Nichtberichtigung des Bargebots ihm über⸗ 
tragenen Forderung gegen ihn ſelbſt; bei dieſer Sicherungs⸗ 
hypothek wurde für die Bekl. ein Pfandrecht unter Bezug⸗ 
nahme auf die Pfändungsbeſchlüſſe eingetragen. Am 5. Juni 
1929 trat R. die Sicherungshypothek an die Kl. ab. Die 
Abtretung wurde am 13. Juni 1929 in das Grundbuch ein⸗ 
getragen; es wurde für die Kl. auf Grund einer EinſtwVerf. 
v. 13./14. Juni 1929 ein Widerſpruch gegen die Eintragung 
des Pfandrechts der Bekl. eingetragen. Im Sept. 1929 be⸗ 
trieb ein Gläubiger, welcher der von R. an die Kl. abge⸗ 
tretenen Sicherungshypothek im Range vorging, erneut die 
ZuvVerſt. Die Grundſtücke wurden der Grundverkehr mbH. 
zugeſchlagen. Auf die Sicherungshypothek der Kl. kamen im 
Verteilungstermin aus dem von der Erſteherin gezahlten 
Barerlös 8317 AM zur Hebung. Das Verſteigerungsgericht 
ordnete an, daß dieſer Betrag als Streitmaſſe zwiſchen der 
Kl. und der Bekl. hinterlegt werde. 

Die Kl. begehrt die Einwilligung der Bekl. zur Aus⸗ 
zahlung der Hinterlegungsmaſſe an ſie. Beide Vorinſtanzen 
haben die Klage abgewieſen. Die Rev. hatte keinen Erfolg. 

Die Entſch. des Rechtsſtreits hängt davon ab, ob die 
Bekl. an der Sicherungshypothek, die R. der Kl. im Juni 
1929 abgetreten hat, ein der Kl. gegenüber gültiges Pfän⸗ 
dungspfandrecht erworben hat. Mit Recht haben die Vor⸗ 
inſtanzen dieſe Frage bejaht und demzufolge der Bekl. das 
Recht auf den hinterlegten Verſteigerungserlös aus der Siche⸗ 
rungshypothek zugeſprochen. 

Die urſprüngliche Grundſchuld ſtand während des erſten, 
von R. betriebenen ZwVerſtVerfahrens entgegen der for⸗ 
mellen Grundbuchlage materiell der Kl., nicht dem R. zu. 
Die Grundſchuld erloſch mit dem Zuſchlag am 1. Febr. 1929 
(8 91 Abſ. 1 ZwVerſtG.). Das materielle Recht der Kl. er⸗ 
griff nunmehr den Verſteigerungserlös (8 92 ZuvVerſtG.). 


fie jedoch nicht als Beteiligte i. S. des 89 (Reinhard⸗Müller, 
Komm., 3./4. Aufl., 8 9 Bem. V 2), fie wurde zum Verfahren nicht zu⸗ 
gezogen. Immerhin hätte ſie noch bis zur Ausführung des Teilungs⸗ 
planes ihr Recht anmelden und darauf Widerſpruch gegen den Plan 
erheben können (da die Vorausſetzung des 8 1155 BOB. nicht erfullt 
war, konnte ſie nicht ohne weiteres als Empfangsberechtigte auftreten 
[Reinhard⸗Müller 9117 Bem. II 1); der uneigennützige Treu⸗ 
geber kann dem Zugriffe der Gläubiger des Treuhänders mit Erfolg 
widerſprechen (vgl. RG. 79, 121 = JW. 1912, 645). Für das VG. aber 
war R., der auch den Grundſchuldbrief überreicht hatte, der aus der 
— durch den Zuſchlag erloſchenen — Grundſchuld Empfangsberech⸗ 
tigte; an ihn wäre alſo ein etwa vorhandener Barerlös auszuzahlen 
geweſen, auf ihn hatte das BG. mangels Zahlung die Forderung 
gegen den Erſteher zu übertragen. Die Sicherungshypothek des 8128 
war daher auch für R. einzutragen. In beiden Fällen aber war die 
Wirkung die, daß die übertragenen Werte kraft des Richterſpruchs 
in das Eigentum des R. übergingen. Das materielle Recht der Kl. 
ſetzte ſich alſo nicht an der Sicherungshypothek und an der durch ſie 
geſicherten Forderung fort; vielmehr behielt die Kl. gegen R. nur 
noch einen obligatoriſchen Anſpruch auf überlafjung des aus der 
Grundſchuld Erlangten und mußte ſich gefallen laſſen, daß die Bell. 
ihr zuvorkam und auf das Vermögensſtuck Beſchlag legte. Das NO. 
berückſichtigt für das Pfandrecht der Bekl. nur den Beſchl. v. 15. Mai 


Rechtſprechung 


(Juriſtiſche Wochenſchrift 


Der Anſpruch der S. (als der früheren Eigentümerin) gegen 
R. (als den Erſteher) auf Berichtigung des Bargebots von 
90000 AM war alſo mit dem Recht der Kl. (als Grund⸗ 
ſchuldgläubigerin) auf Befriedigung aus dem von R. zu 
zahlenden Betrag belaſtet. Die Kl. hat ihr Recht indeſſen 
dadurch verloren, daß fie ſich an dem Zuverſt Verfahren 
nicht beteiligte und widerſpruchslos den Verteilungsplan vom 
2. Mai 1929, der nur die formelle Grundbuchlage berück⸗ 
ſichtigen konnte, aufſtellen und durchführen ließ. 


Da R. das Bargebot nicht berichtigte, mußte das Ver⸗ 
ſteigerungsgericht im Verteilungstermin am 2. Mai 1929 
gemäß den 88 118, 128 ZwVerſtGG. verfahren. Dabei konnte 
es als den Berechtigten aus der Grundſchuld nicht die Kl., 
ſondern nur den R. berückſichtigen. Nach dem Grundbuch⸗ 
ſtande und nach der Lage des ZmVerſt Verfahrens war der 
auf die Grundſchuld entfallende Teil der Forderung auf das 
Bargebot dem R. zu übertragen und für ihn durch Siche⸗ 
rungshypothek dinglich zu ſichern. Die Übertragung der For⸗ 
derung gegen den Erſteher auf ihn ſelbſt (als Hebungs⸗ 
berechtigten) iſt rechtlich nicht ausgeſchloſſen (Reinhard⸗ 
Müller, ZwVerſtG., Komm., 2. Aufl., Anm. 4 zu 8 118). 
Wie ſich in einem ſolchen Falle demnächſt das Rechtsverhältnis 
in Anſehung der übertragenen Forderung und der für fie 
eingetragenen Sicherungshypothek für die Perſon des Er⸗ 
ſtehers im einzelnen geſtaltet, braucht nicht näher unterſucht 
zu werden. Für die Entſch. des Falles genügen folgende 
Rechlserwägungen: Da die Ausnahmevorſchriften im 8118 
Abſ. 2 Satz 2—4 ZivVerft®. nach dem gegebenen Tatbeſtand 
nicht in Betracht kommen, wirkte die Übertragung der For⸗ 
derung auf R. nach § 118 Abſ. 2 Satz 1 HmBerit. wie 
die Befriedigung des Grundſchuldgläubigers aus dem Grund⸗ 
ſtück. Das Recht der Kl. auf Befriedigung aus der Grund- 
ſchuld und dem Barerlös erloſch alſo mit der Übertragung 
der Forderung auf R. Daß dieſe Übertragung nicht der 
materiellen Rechtslage entſprach, hinderte den Untergang des 
Rechts der Kl. nicht. Die Rechtsfolge des $ 118 Abſ. 2 
Satz 1 ZwVerſtch. tritt auch dann ein, wenn der bei der 
Übertragung Begünſtigte nicht der materiell Hebungsberech⸗ 
tigte iſt (Reinhard⸗Müller a. a. O. Anm. 3 zu 8118 
und Handausgabe, 7. Aufl., Anm. 1b zu 8 118; OGL. Bres⸗ 
lau: 22. 1915, 582 Nr. 31). Von der Übertragung an be⸗ 
ſteht nur noch die übertragene Forderung und die für ſie 
eingetragene Sicherungshypothek. Forderung und Hypothel 
ſtehen aber kraft der Übertragung nicht nur formell, ſondern 
auch materiell demjenigen zu, auf den das Verſteigerungs⸗ 
gericht die Übertragung nach 8 118 Abſ. 1 Satz 1 Zu Verſt. 
anordnet und für den es die Sicherungshypothek nach 5 128 
ZwVerſtcg. eintragen läßt. Zwar beruhen auch dieſe Vor⸗ 
ſchriften im Grunde genommen auf dem Gedanken des Surro⸗ 
gationsprinzips (RG. 71, 412) 1). Die übertragene Forde⸗ 
rung und die für ſie eingetragene Sicherungshypothek erſetzen 
die früher beſtehenden Rechte. Dennoch kann ſich die Perſon 
des Gläubigers der übertragenen Forderung und des In⸗ 
habers der Sicherungshypothek bei widerſpruchslos geblie⸗ 
bener Anordnung des Verſteigerungsgerichts nur nach dem 


1) JW. 1909, 506. 


1929, der nach dem Verteilungstermin ergangen iſt. Hätte alſo nicht 
ſchon in dieſem Termine eine gültige Pfändung vorgelegen, jo halte 
das VG. die Forderung nicht mit dem Pfandrecht belaſtet auf R. 
übertragen und nicht um Eintragung des Pfandrechts in das Grunde 
buch erſuchen dürfen. Vielmehr hätte die Bekl. ihre Anträge beim 
GBA. ſtellen müſſen. Tatſächlich aber gingen ſchon die Pfändungsbeſcht. 
v. 26. und 27. April 1929 voraus. Dieſe Beſchlüſſe waren allerding? 
inſoweit wirkungslos, als darin der Anſpruch aus der Grundſchulb 
gepfändet war. Denn zur Pfändung eines ſolchen Briefrechtes gr 
hörte die Übergabe oder Wegnahme des Briefes (5 830 3 ..) ud 
überdies war die Grundſchuld damals durch den Zuſchlag bereits el 
loſchen (Reinhard⸗Müller 8 107 Bem. VI). An ſich ſtand auch 
zur Zeit der Pfändung der Anſpruch auf den Erlös aus der Gru 
ſchuld noch der Kl. zu, wenigſtens konnte fie durch Widerspruch gegen 
den Teilungsplan noch ihr Recht daran geltend machen. Im Augen 
blicke der Ausführung des Planes aber wurde R. der auch materie 
Berechtigte, und damit wurde ihm gegenüber die Pfändung des Au. 
ſpruches auf den Barerlös wirkſam (RG. 60, 73 — JW. 1905, 168; 
HRG. 22, 163); fie war alſo vom VG. zu berückſichtigen. Im übrigen 
iſt den Ausführungen des RG. zuzuſtimmen. 


SenpPräſ. H. Müller, Dresden. 
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Inhalt dieſer Anordnung richten. Der Übergang der Forde⸗ 
rung vollzieht ſich kraft eines Richterakts. Außerhalb dieſes 
Akts liegende, von ihm nicht berückſichtigte Verhältniſſe be⸗ 
einfluſſen den Übergang der Forderung des Subhaſtaten auf 
die in der richterlichen Anordnung bezeichnete Perſon nicht. 
R. iſt alſo durch die Anordnung des Verſteigerungsgerichts 
b. 2. Mai 1929 und durch die Eintragung der Sicherungs⸗ 
hypothek am 18. Mai 1929 — Vorgänge, bei denen die 
Kl. mit ihrem früheren Recht ausgeſchaltet war — nicht 
nur formal, ſondern wirtſchaftlich und rechtlich Gläubiger 
der ihm übertragenen Forderung und Berechtigter aus der 
Sicherungshypothek geworden. Dem ſtand ſein im Verſteige⸗ 
rungsverfahren nicht berückſichtigtes perſönliches Verhältnis 
zur Kl. — von ihr als „Treuhandverhältnis“ bezeichnet — 
nicht entgegen. Denn daraus läßt ſich kein dingliches Recht 
der Kl. an der auf R. übertragenen Forderung und der 
Sicherungshypothek herleiten, ſondern nur ſchuldrechtliche An⸗ 
ſprüche der Kl. gegen R. aus Vertrag und ungerechtfertigter 
Bereicherung. Auf dieſer Grundlage konnte die Kl., ohne ſich 
am ZuVerſt Verfahren beteiligt zu haben, von R. die Heraus⸗ 
gabe (Abtretung) der ihm übertragenen Forderung und der 
ihm zuſtehenden Sicherungshypothek verlangen (Jäckel⸗ 
Güthe, ZwVerſtG., 6. Aufl., Anm. 1 zu § 113). Bis zur 
Durchſetzung dieſer Anſprüche blieben aber die Forderung und 
die Hypothek wirtſchaftlich und rechtlich im Vermögen des 
Hund unterlagen daher dem Zugriff ſeiner mit Voll⸗ 
ſtreckungstiteln gegen ihn verſehenen Gläubiger. 
Die Bekl. hat nun ſpäteſtens durch den Beſchluß des 
i e. Wai 1929 in Verbindung mit der Ein⸗ 
ang in Geunbdbug) v. 18. Mai 1929 ein wirkſames 
Ban ſungspſandrecht an der auf R. übertragenen Forde⸗ 
ii feiner Sicherungshypothek erlangt. Der Beſitz des 
frühere brunoſchuld gebildeten Briefs war jeden⸗ 
rrlangung des Pfandrechts an der neuen Siche⸗ 
nge hpochel nicht erforderlich. Die ſchuldrechtlichen An⸗ 
Irrüche der SL. gegen R. ſtanden dem Erwerb des Pfand⸗ 
licht im enge Sie geben der Kl. kein Recht, der 
Pfändung der Bekl. in das Vermögen ihres Schuldners R. 
nach 8 7/1 . zu widerſprechen (Stein⸗Jonas, ZPO., 
14. Aufl., Bd. 2 Anm. II 10 zu 8 771). Zwar war durch 
die Sicherungsübereignung v. 17. April 1928 zwiſchen R. 
als Treugeber und der Kl. als Treuhänderin ein Treuhand⸗ 
verhältnis in Anſehung der Grundſchuld begründet worden. 
Aus der Ermächtigung der Kl. an R., die Grundſchuld in 
der ZwVerſt. nach. Maßgabe der formellen, nicht der mate- 
riellen Rechtslage geltend zu machen, läßt ſich aber in An⸗ 
ſehung der im Mai 1929 auf R. übertragenen Forderung 
und der für ihn entſtandenen Sicherungshypothek kein (un⸗ 
eigennütziges) Treuhandverhältnis zwiſchen der Kl. als Treu⸗ 
geberin und R. als Treuhänder herleiten, ſo daß die Kl. 
auch auf dieſer Rechtsgrundlage kein Widerſpruchsrecht aus 
3 771 BBO. gegen die Vollſtreckungsmaßnahmen der Bekl. 
gegen R. in Anſpruch nehmen kann (Roſenberg, Lehr⸗ 
duch des Zivilprozeßrechts, 3. Aufl., S. 667 ff. unter bt). 
Aus § 115 Zn VerſtG., 8878 Abſ. 2 ZRO. kann die Kl. 
das Pfändungspfandrecht der Bekl. nicht angreifen, weil ſie 
weder einen Widerſpruch gegen den Verteilungsplan im 
Jwangsverſteigerungsverfahren erhoben noch ein „beſſeres 
echt“ an der gepfändeten Forderung und Hypothek hat. 
Sie hat erſt durch die Abtretung v. 5. Juni 1929 und die 
Eintragung v. 13. Juni 1929 ein Recht an der Forderung 
und der Hypothek erlangt. Damals war das Recht aber ſchon 
mit dem Pfandrecht der Bekl. belaſtet. Die Bekl. iſt auch 
nicht auf Koſten der Kl. ohne rechtlichen Grund bereichert 
8.812 BGB.). Sie hat vielmehr ihre Rechtsſtellung als 
Sandgläubigerin auf Koſten des R. und mit rechtlichem 
rund erlangt. Auf die perſönlichen Anſprüche der Kl. gegen 
brauchte die Bekl. bei ihren Vollſtreckungsmaßnahmen 
gegen R. keine Rückſicht zu nehmen. Sie konnte pfänden, 
08 zum Vermögen ihres Schuldners gehörte. Übrigens hätte 
5 Kl. — entgegen der Anſicht der Rev. — im Ergebnis 
icht beſſer geſtanden, wenn R. am 2. Mai 1929 das Bar- 
bibot berichtigt und das Verſteigerungsgericht ihm den auf 
. Grundſchuld zur Hebung gelangten Betrag ausgezahlt 
To Denn dann wäre — mangels Berückſichtigung des 
Bereuhandverhältniſſes“ im ZwVerſtVerfahren — durch die 
Jahlung des Verſteigerungsgerichts an R. dieſer und nicht 
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die Kl. Eigentümer des gezahlten Geldes geworden. Das 
Geld hätte alſo bis zur Weitergabe von R. an die Kl. dem 
Pfändungszugriff der Bekl. ebenſo unterlegen wie jetzt die 
übertragene Forderung und die Sicherungshypothek bis zur 
Abtretung an die Kl. dieſem Zugriff zugänglich geweſen ſind. 


(U. v. 8. Juli 1931; 36/31 V. — Berlin.) [Sch.] 
Oberlandesgerichte. 
Stuttgart. Ziwilſachen. 
1. 5 18 ORG. Eine Abänderung der Streitwert⸗ 


feſtſetzung nach beendigtem Verfahren tft zuläſſig. 

Trotz der Beendigung der oberlandesgerichtlichen Inſtanz iſt eine 
Abänderung der früheren Steuerwertfeſtſetzung gem. 8 18 Abſ. 1 Saß 4 
GKG. auch jetzt noch möglich. Vgl. Friedlaender, GKG. 8 18 
Note 20; Baumbach, GG., 3. Aufl., § 18 Note 6; Rittmann⸗ 
Wenz, GRG., 15. Aufl., 8 18 Note 4; der vom KG. bzw. OLG. Düſſel⸗ 
dorf: DRZ. 1931 Rſpr. Nr. 181 (Rhein WeſtfAnwBl. 1931, 52 f.) ver⸗ 
tretenen gegenteiligen Auffaſſung vermag ſich der Senat nicht an⸗ 
zuſchließen. 

Eine Neufeſtſetzung des für die erſte Inſtanz maßgebenden 
Streitwerts iſt für das OLG., deſſen Verfahren zur Hauptſache be⸗ 
endigt iſt, nicht möglich, die durch die Sachlage gebotene Abänderung 
der bisherigen Feſtſetzungen war daher dem LG. zu überlaſſen. 


(OLG. Stuttgart, 3. Ziv Sen., Beſchl. v. 6. Mai 1931, U 1198/81.) 
Mitgeteilt von RA. Dr. Wilhelm Kiefe, Stuttgart. 


Altona. Landgerichte. 


1. 88 37, 18 Ab ſ. 6 RA O.; 8 1 Abſ. 3 Gef. v. 20. Dez. 1928. 
Zur Reiſekoſtenfrage des Simultananwalts. 


Nach 837 NAD. iſt die Gegenpartei nicht verpflichtet, die 
Mehrkoſten, die bei der Vertretung einer armen Partei dadurch 
entſtehen, daß der beigeordnete RA. nicht am Orte des Gerichts 
wohnt, zu erſtatten. Dieſelbe Beſtimmung iſt für eine nichtarme 
Partei im 8 18 Abſ. 6 NAD. enthalten. Der Erinnerungsführer fol⸗ 
gert ſelbſt, daß die entſtandenen Mehrkoſten von der vertretenen nicht⸗ 
armen Partei zu tragen ſind. Dagegen iſt es irrig, wenn er geltend 
macht, im Falle des $ 37 NAD. ſeien die Mehrkoſten aus der Staats⸗ 
kaſſe zu erſtatten. Zwar find nach 8 1 Abf. 3 Geſ. v. 20. Dez. 1928 
Reiſekoſten von der Staatskaſſe zu erſetzen, ſoweit die Reiſe erforder⸗ 
lich war. Wenn ein Simultananwalt, der ſeinen Wohnſitz am Sitze 
eines auswärtigen AZ. hat, eine arme Partei vor dem übergeord⸗ 
neten LG. vertritt, iſt jedoch der Weg zum LG. nicht als „Reiſe“ 
i. S. des Geſ. v. 20. Dez. 1928 anzuſehen. Vielmehr handelt es ſich 
lediglich um den Anweg des RA. von ſeiner Wohnung zu demjenigen 
Gericht, bei welchem ſeine Zulaſſung erfolgt iſt. Die Koſten dieſes 
Anweges ſind nicht Reiſekoſten i. S. des Geſ. Ihre Erſtattung 
Kann ebenſowenig verlangt werden, wie die Erſtattung der Straßen⸗ 
bahn⸗ oder Autoſpeſen eines innerhalb des Sitzes des LG. weit ent⸗ 
fernt wohnenden RA. für die Abfahrt zum Gericht. 


(LG. Altona, 5. BR., Beſchl. v. 1. Juli 1981, 5 8 381/30.) 
Mitgeteilt von LGR. Schumacher, Altona. 


* 

Hildesheim. 
2. 8 43 Miet Sch. (BD. b. RPräſ. v. 1. Dez. 1930 
RGBl. 517.) Die Beſtimmung „ein ihm gehöriges Haus“ 


iſt vernünftigerweiſe dahin auszulegen, daß es nicht not⸗ 
wendig iſt, daß der Vermieter Eigentümer des Hauſes iſt. 
Es genügt, wenn es ihm wirtſchaftlich zuſteht, ſo daß er 
darüber wie ein Eigentümer verfügen kann. Es genügt 
daher i. S. dieſer Vorſchrift, wenn das Haus im Eigentum 
eines Hausgenoſſen ſteht. 

(LG. Hildesheim, Urt. v. 10. April 1931, 1 5 8 837/80.) 


Mitgeteilt von RA. J. Förſter, Hildesheim. 
* 


Neuruppin. 

3. Art. V des 7. Teils Kap. IV der Noto. vom 1. Dez. 
1930 ift dahin auszulegen, daß der Vermieter die Auf- 
hebung der Vollſtreckungsbeſchränkung auch dann fordern 
kann, wenn in der Gemeinde eine Inanſpruchnahme von 
Räumen der aus dem Wohnmang®. ſich ergebenden Art 
und Größe im allgemeinen nicht mehr ſtattfindet. 

Durch den angefochtenen Beſchluß iſt die in den beiden Urt. 
des AGG. Perleberg v. 27. Sept. 1930 enthaltene Beſchränkung der 


2912 


Zwangsvollſtreckung, wonach bie Zwangsvollſtreckung von der Siche⸗ 
rung ausreichenden Erſatzraumes abhängig gemacht iſt, aufgehoben 
und den Bekl. eine Räumungsfriſt gewährt worden. 

Die Beſchwerde iſt nicht begründet. 

Zwar läßt der Wortlaut des Art. V des 7. Teils Kap. IV der 
Not VO. v. 1. Dez. 1930 die in der Literatur vertretene Auslegung 
zu, daß die Aufhebung der Erſatzraumklauſel nur verlangt werden 
kann, wenn in der betreffenden Gemeinde eine Beſchlagnahme von 
Räumen auf Grund des WohnmangG. überhaupt nicht mehr ſtatt⸗ 
findet. Mit Recht hat aber der Vorderrichter darauf hingewieſen, daß 
damit die Anwendung dieſer Beſtimmung vorläufig überhaupt un⸗ 
möglich wäre. Dies kann aber nicht der Sinn der fraglichen Be⸗ 
ſtimmung ſein. 

Auch das BelhmG. ſtellt ſich daher auf den Standpunkt, daß 
die fragliche Beſtimmung der NotVO. dahin auszulegen iſt, daß der 
Vermieter die Aufhebung der Vollſtreckungsbeſchränkung auch dann 
fordern kann, wenn in der Gemeinde eine Inanſpruchnahme von 
Räumen der aus dem Wohnmang®. ſich ergebenden Art und Größe 
im allgemeinen nicht mehr ftattfindet. Die mit der Not BO. bezweckte 
Lockerung der Wohnungszwangswirtſchaft würde ja hinfällig werden, 
wenn lediglich mit Rückſicht darauf, daß in der betreffenden Ge⸗ 
meinde die Möglichkeit der Anwendung von Vorſchriften des Wohn⸗ 


Rechtſprechung 


erg Water 


mang®. in Anſehung der Beamtenwohnungen beſteht, die Aufhebung 
der Zwangsvollſtreckungsklauſel unmöglich ſein ſollte. Dabei kann 
es nicht darauf ankommen, ob in der einzelnen Gemeinde mehr oder 
weniger Beamtenwohnungen vorhanden ſind, wenn nur, wie im vor⸗ 
liegenden Falle, die Gemeinde als ſolche als Gemeinde ohne Wohnungs⸗ 
mangel i. S. der PrLock VO. v. 13. Okt. 1927 und 26. Febr. 1930 
anzuſehen iſt. 
(LG. Neuruppin, Beſchl. v. 16 Juni 1931, 3b T 95/31.) 


Mitgeteilt von AGR. Kreyenberg, Perleberg. 


Die Zeilerſchen Umwertungszahlen. 


ente ehre: Wee aer, 
Juni 1931 1,378 Bill. 92,5 % 1,27 Bill. 
Juli 1,374 „ 93,0 % 1,2357 
Auguft 1,349 „ 93,5 % 322 
September 1,340 „ 94,0 % 1128 


Uberſicht der Kechtſprechung. 


Die mit U bezeichneten Entſcheidungen können als beſonders wichtig gelten. D. S. 


Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


88 166, 133, 329, 405 BGB. Die dem 
Vertragsgegner abgegebene und zur Vor⸗ 
legung bei einem Dritten beſtimmte Er⸗ 
klärung, daß an dieſen eine Leiſtung er⸗ 
folgen ſolle, ſchafft in der Regel kein Ver⸗ 
tragsverhältnis zwiſchen dem Erklärenden 
und dem Dritten. RG. 2902? 

8 323, 434, 459 BGB. Iſt in einem 
Verkaufsangebot die Haftung für die bei 
Vertragsabſchluß vorhandenen Sachmän⸗ 
gel ausgeſchloſſen, als Gegenleiſtung für 
die Bindung aber ein Belaſſen ſchon ge⸗ 
zahlter Summen für den Fall der Nicht⸗ 
annahme vereinbart, ſo kann der aus 
dem Angebot Berechtigte nicht die Rück⸗ 
zahlung der gezahlten Summen aus dem 
Grund verlangen, weil nach Abgabe des 
Angebots ein Sachmangel eingetreten ſei, 
der die angebotene Leiſtung unmöglich 
macht (öffenkliche Baubeſchränkungen als 
Sachmangel). RG. 2903 
Der Verkäufer, der die durch den Kauf⸗ 
vertrag begründete Verpflichtung, dem 
Käufer Beſitz und Eigentum zu verſchaffen, 
durch Übergabe der auf ihn indoſſierten 
Konnoſſemente erfüllt hat, hat keine Ver⸗ 
tragspflicht mehr zu erfüllen. RG. 29045 
88 823, 826, 868, 869 BGB. 1. Eine 
Störung des mittelbaren Beſitzes iſt nicht 
denkbar. 2. Der Beſitz kann auch durch 
Verhinderung der Beſitzübertragung ge⸗ 
ſtört werden. 3. Eine Verhinderung der 
Beſitzerlangung kann keine Beſitzſtörung 
jein. RG. 29045 


Mietnotrecht. 


8 4a MietSchcß. (BO. d. RPräſ. vom 
1. Dez. 1930 [RG Bl. 517). Es genügt 
i. S. dieſer Vorſchrift, wenn das Haus 


Für die Schriftleitung verantwortlich: Juſtizrat 


im Eigentum eines Hausgenoſſen ſteht. 
LG. Hildesheim 2911? 

Art. V des 7. Teils Kap. IV der NotVO. 
v. 1. Dez. 1930 iſt dahin auszulegen, daß 
der Vermieter die Aufhebung der Voll⸗ 
ſtreckungsbeſchränkung auch dann fordern 
kann, wenn in der Gemeinde eine In⸗ 
anfpruchnahme von Räumen der aus dem 
MWohnmangb. ſich ergebenden Art und 
Größe im allgemeinen nicht mehr ſtatt⸗ 
findet. LG. Neuruppin 2911 


Geſetz über den Verkehr mit Grundſtücken. 


Geltung der GrVerkG. v. 10. Febr. 1923 
und v. 20. Juli 1925 im Einbruchsgebiet. 
Verhältnis der Beſtimmung Art. I Satz 2 
Halbſ. 2 des letzteren Geſ. zum erſteren; in 
jenem liegt nicht eine mit rückwirkender 
Kraft getroffene neue ſelbſtändige Anord⸗ 
nung der Genehmigungsbedürftigkeit. RG. 
29001 

2. verfahren. 
Zivilprozeßordnung. 

88 554 Abſ. 3, 6, 560 ZPO. Ein Urteil 
des OLG., das nicht unbedingt für vor⸗ 
läufig vollſtreckbar erklärt worden iſt, kann 
vom Rev. erſt dann für vorläufig voll» 
ſtreckbar erklärt werden, wenn in der Ver⸗ 
handlung vor dem Rev. keine das Urteil 
anfechtenden Anträge geſtellt werden; dies 
iſt auch nach Ablauf der Begründungs⸗ 
friſt und in der mündlichen Verhandlung 
vor dem Rev. möglich. RG. 29068 

S 771 3 PO. Der im Innenverhältnis 
zum Erſteher materiell Berechtigte, mit ſei⸗ 
nem Recht im Verſteigerungsverfahren aber 
nicht berückſichtigte Dritte hat nur ſchuld⸗ 
rechtliche Anſprüche gegen den Erſteher. 
RG. 2909 8 


Zwangsverſteigerungsgeſetz. 


E 88 118, 128 ZmBerit6.; 5 771 BRD. 
Das Zwangsverſteigerungsverfahren berück⸗ 


Druck: Oscar Brandſtetter in Leipzig. 


Dr. Dr. Julius Magnus, Berlin W 62, Maaßenſtraße 27 (Fernſprecher: Lütz 


ſichtigt nur die formelle Grundbuchlol, 
nicht das davon abweichende, zum Ber . 
ren nicht angemeldete materielle Wee 
Verfahren des Verſteigerungsgerichte“ ger’ 
Nichtberichtigung des Ba“ cbotes. e 
tragung der Forderung gegen den Erſteln⸗ 
auf ihn ſelbſt als den aus ſeiner d, 
heren mit dem Jaſchlag erloſchenen Gau 
ſchuld Hebungsberechtigten. Die durch 

übertragung der Forderung gegen den , 
ſteher eingetretene Wirkung der gan 
digung aus dem Grundſtück tritt auch n 
ein, wenn der bei der Abtretung Beha 
ſtigte nicht der materiell Hebungsven ng 
tigte iſt; ihm ſtehen jetzt alſo Forde“ 

und Sicherheitshypothek formell und gene 
teriell zu; er kann darüber verſügig. 
u Gläubiger können ſie pfänden. 

8 


Gerichtskoſtengeſetz. a 


818 GG. Eine Abänderung der Fah 
wertfeſtſetzung nach beendigtem Verf 
iſt zuläſſig. OLG. Stuttgart 2911! 


Rechtsanwaltsordnung. Pr 


88 31-36 Rad.; 5 115 Ziff, 2, Bar 
88 88—91 II 10 PrAsR. Gegenſeitig und 
gänzung der Beſtimmungen der RA gr 
der ZPO. über die Beiordnung eine“ ger. 
menanwaltes. Die Beſtellung eine? i 
kehrsanwaltes für eine arme ee 
unzuläffig. Die trotzdem vorgenom herigen 
ſtellung ſtellt nach Lage der 55 um 
Rechtſprechung und Rechtslehre kel lden 
Schadenserſatz verpflichtendes wert, 
des Richters dar, da der Sinn der no. 
36 RAD. nicht völlig eindeutig 
29077 


88 37, 18 Abſ. 6 RA.; 8 
v. 20. Dez. 1928. Zur Reisekosten ee 
Simultananwalts. LG. Altona 29 


ow 6363) 
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